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Vorbemerkungen

Vorlage an den Landtag

Der Rechnungshof erstattet dem Burgenländischen Landtag gemäß 
Artikel 127 Absatz 6 Bundes–Verfassungsgesetz seinen Tätigkeits-
bericht 2015.

Berichtsaufbau

Der Bericht skizziert im Allgemeinen Teil die Tätigkeit des RH und erör-
tert ausgewählte Themen der öffentlichen Finanzkontrolle: 

– Die Voranschlags– und Rechnungsabschlussverordnung 2015

– Interne Kontrollsysteme (IKS) — Themenschwerpunkt des RH 2014

– Rechnungshof prüfte Medientransparenz

– Tätigkeiten des RH im Zusammenhang mit dem Parteiengesetz

– Peer Reviews zur Unabhängigkeit — ein ADA/INTOSAI Projekt unter 
der Federführung des RH

– Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung

Der Besondere Teil enthält das Nachfrageverfahren mit dem Stand der 
Umsetzung jener Empfehlungen, die der RH im Jahr 2014 in Berichten 
an den Burgenländischen Landtag veröffentlicht hatte.

Der Internationale Teil informiert über die grenzüberschreitenden Akti-
vitäten des RH.

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird bei Personen–, Berufs– und 
Funktionsbezeichnungen darauf verzichtet, jeweils die weibliche und 
die männliche Form zu nennen. Neutrale oder männliche Bezeichnungen 
beziehen somit beide Geschlechter ein.

Der vorliegende Bericht des Rechnungshofes ist nach der Vorlage über 
die Website des Rechnungshofes „http://www.rechnungshof.gv.at“ ver-
fügbar.

Vorbemerkungen
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ALLGEMEINER TEIL

Tätigkeit des Rechnungshofes

Gebarungsüberprüfungen

Der RH ist als unabhängiges Organ der externen öffentlichen Finanz-
kontrolle eingerichtet. In dieser Funktion überprüft er, ob der Bund, 
die Länder und die Gemeinden ihre Mittel sparsam, wirtschaftlich und 
zweckmäßig verwenden. Im Jahr 2015 veröffentlichte er insgesamt 
96 Prüfungsergebnisse und erreichte damit sein Wirkungsziel, „Erhö-
hung der Transparenz für Bürgerinnen und Bürger über die sparsame, 
wirtschaftliche und zweckmäßige Verwendung öffentlicher Mittel“.

Im Jahr 2015 veröffentlichte der RH in den Ländern insgesamt 
84 Berichte mit 122 Beiträgen sowie den Tätigkeitsbericht; insgesamt 
acht Berichte mit acht Beiträgen legte er den Gemeinderäten und Ver-
bandsversammlungen vor.

Im Jahr 2015 legte der RH dem Nationalrat 17 Berichte mit 71 Beiträ-
gen sowie den Tätigkeitsbericht vor. Zusätzlich veröffentlichte er den 
Bundesrechnungsabschluss 2014 und den Einkommensbericht über 
die durchschnittlichen Einkommen sowie die zusätzlichen Leistungen 
für Pensionen bei Unternehmungen und Einrichtungen im Bereich 
der öffentlichen Wirtschaft des Bundes in den Jahren 2013 und 2014 
gemäß Art. 121 Abs. 4 B–VG.

Bei Kammerprüfungen beschränkt sich der Prüfungsmaßstab des RH 
auf die „ziffernmäßige Richtigkeit“, die „Übereinstimmung mit den 
bestehenden Vorschriften“ sowie die „Sparsamkeit“ und „Wirtschaft-
lichkeit“. Eine Prüfung der „Zweckmäßigkeit“ ist in der gesetzlichen 
Bestimmung bei Kammerprüfungen — anders als bei allen übrigen Prü-
fungen des RH — nicht vorgesehen.

Länder, Gemeinden, 
Gemeindeverbände

Bund

Kammern
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Gebarungsüberprüfungen

Die Kammern haben nach den gesetzlichen Bestimmungen die Prü-
fungsergebnisse des RH selbst zu veröffentlichen. Nach Vorlage an 
das satzungsgebende Organ (den Vertretungskörper) muss der Bericht 
des RH vollständig zugänglich sein. Deshalb stellt der RH die Kam-
merberichte — nach Mitteilung über die erfolgte Veröffentlichung — in 
Wahrnehmung seines verfassungsgemäßen Auftrags — auch auf seiner 
Website www.rechnungshof.gv.at bereit. Um eine umfassende Darstel-
lung der Tätigkeit des RH im Bereich der Kammerprüfungen sicher-
zustellen, informiert der RH auf seiner Website auch über den Inhalt 
der Stellungnahme der Kammer, die Darstellung der von der Kammer 
vorgenommenen Umsetzungsschritte der Empfehlungen aus dem Prü-
fungsergebnis sowie über eine inhaltliche Auseinandersetzung des RH 
mit den einzelnen Punkten der Stellungnahme.

Im Jahr 2015 veröffentlichte der RH die Ergebnisse folgender Kam-
merprüfungen: 

– Ärztekammer für Salzburg — Kammerverwaltung und Wohlfahrts-
fonds,

– Niederösterreichische Landwirtschaftskammern sowie

– Service–GmbH der Wirtschaftskammer Österreich.

Durch seine besondere Stellung als föderatives Bund–Länder–
Gemeinde–Organ kann der RH im Rahmen von Querschnittsprüfungen 
Vergleiche über alle Gebietskörperschaften hinweg ziehen. Damit ver-
gleicht er ausgewählte Aufgaben bzw. Bereiche bei den überprüften 
Stellen auf Bundes–, Landes– und Gemeindeebene oder zwischen unter-
schiedlichen Rechtsträgern. Die in den Berichten enthaltenen Best–
Practices und Benchmarks bringen den überprüften Stellen und den 
politischen Entscheidungsträgern Mehrwert.

Im Jahr 2015 veröffentlichte der RH bei den zuständigen Vertretungs-
körpern 16 Querschnittsprüfungen, so etwa zu Konsolidierungsmaß-
nahmen der Länder, Landeslehrerpensionen, Schulbehörden in Ober-
österreich und Tirol: Lehrerpersonalverwaltung, Haftungsobergrenzen 
im Bereich der Länder und Gemeinden oder Wirkungen rechtlicher und 
personalwirtschaftlicher Maßnahmen auf das Pensionsantrittsalter in 
ausgewählten Ressorts.

In Begleitung des EURopäischen Rechnungshofes (ERH) bei dessen 
Prüfungen in Österreich kontrolliert der RH den Anteil an österrei-

Querschnitts-
prüfungen

Europäische Union
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chischen und EU–Mitteln, sofern diese über die Haushalte von Bund, 
Ländern und Gemeinden fließen.

Der RH begleitete den ERH im Jahr 2015 bei folgender Prüfung:

– Ordnungsmäßigkeits– und Wirtschaftlichkeitsprüfung der Zuver-
lässigkeit des LPIS–GIS in der 1. und 2. Säule der gemeinsamen 
Agrarpolitik (GAP)

Bei mehreren ERH–Prüfungen bzw. den Vorarbeiten dazu beschränkte 
sich der RH auf seine Koordinations– und Unterstützungsfunktion.

Bundesrechnungsabschluss 2014

Der Bundesrechnungsabschluss (BRA) dient als Grundlage zur Aus-
übung der Kontrollrechte des Nationalrates. Er dokumentiert das Ergeb-
nis der Gebarung des Bundes, stellt also die Vermögens–, Ertrags– und 
Finanzlage des Bundes sowie der von ihm verwalteten Rechtsträger dar 
und gibt insbesondere Auskunft über den Stand der Bundesschulden. 

Weiters enthält der BRA einen Überblick über die gesamtstaatliche 
finanzielle Lage, wobei hier allerdings noch erhebliche Einschrän-
kungen der Aussagekraft durch das Fehlen eines harmonisierten Rech-
nungs– und Veranschlagungswesens aller Gebietskörperschaften beste-
hen. Allerdings haben spätestens ab dem Finanzjahr 2020 alle Länder 
und Gemeinden die im Oktober 2015 verlautbarte Voranschlags– und 
Rechnungsabschlussverordnung 2015 (VRV 2015) anzuwenden.

Der RH übermittelte dem Nationalrat am 23. April 2015 den „Bundes-
rechnungsabschluss für das Jahr 2014 (Voranschlagsvergleichsrech-
nungen Stand 31. März 2015)“. Er enthält die Voranschlagsvergleichs-
rechnungen des Bundes in der Gliederung des Bundesfinanzgesetzes 
2014 (BFG 2014) für den Ergebnis– und Finanzierungshaushalt sowie 
eine gesamtwirtschaftliche Darstellung der Haushaltsführung des 
Bundes unter Einbeziehung der übrigen Gebietskörperschaften.

Am 30. September 2015 legte der RH den endgültigen „Bundesrech-
nungsabschluss für das Jahr 2014“ vor. Dieser enthält zusätzlich die 
konsolidierten Abschlussrechnungen des Bundes (Vermögens–, Ergeb-
nis– und Finanzierungsrechnung), die Abschlüsse der vom Bund ver-
walteten Rechtsträger und ausführlichere Analysen zu den Voran-
schlagsvergleichsrechnungen. 
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Bundesrechnungsabschluss 2014

Der RH entwickelte den BRA dieses Jahr weiter und bezog dabei die 
Anregungen der Abgeordneten mit ein. Zu diesem Zweck tagte vor den 
beiden Vorlagen im April und im September 2015 jeweils eine Fokus-
gruppe bestehend aus den Budgetsprechern der Parlamentsparteien, 
RH–Präsident Josef Moser sowie Vertretern der zuständigen Sektion 5 
bzw. der Abteilung 5A2 des RH, die den neu strukturierten BRA 2014 
präsentierten. 

Der BRA 2014 gliedert sich in die Kurzfassung, drei Textteile (Bund, 
Untergliederungen, Ergebnisse der Überprüfung der Abschlussrech-
nungen gemäß § 9 RHG) sowie einen gedruckten Zahlenteil, der die 
wichtigsten Tabellen beinhaltet. Zusätzlich dazu erfolgt eine Veröf-
fentlichung der Zahlenteile des Bundes (vollständig) sowie der einzel-
nen Untergliederungen auf der Homepage des RH. Im Sinne einer ver-
besserten Lesbarkeit und Transparenz des BRA enthält er zu Beginn 
einen Wegweiser zur Orientierung. Ein durchgehendes Verweissystem 
leitet durch das umfangreiche Zahlenwerk. Aufgrund der integrierten, 
grafischen Darstellung der drei konsolidierten Abschlussrechnungen 
sind das Vermögen und die Schulden des Bundes deutlich erkennbar. 
Weiters werden die Unterschiede zwischen Ergebnis– und Finanzie-
rungsrechnung aufgezeigt.

Mit dem Beschluss des Budgetbegleitgesetzes im Jahr 2015 wurden 
insgesamt 17 Gesetze, wie u.a. das Rechnungshofgesetz (RHG), novel-
liert. Damit ist der BRA künftig einmal im Jahr und bereits am 30. Juni 
und nicht wie bisher bis zum 30. April und 30. September vorzulegen.
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Bundesrechnungsabschluss 2014

Tätigkeit des Rechnungshofes

Das negative Nettovermögen lag im Jahr 2014 bei – 148,327 Mrd. EUR 
und verschlechterte sich um – 7,736 Mrd. EUR im Vergleich zum 
Jahr 2013 (– 140,591 Mrd. EUR). Das ohnehin schon per Ende 2013 
massiv negative Nettovermögen des Bundes verschlechterte sich damit 
weiter um 5,5 %. 

Konsolidierte Abschlussrechnungen

Integrierte Darstellung der drei konsolidierten Abschlussrechnungen

Vermögensrechnung

Bundessicht
Stand 31.12.2013 Stand 31.12.2014 Veränderung 

gegenüber 31.12.2013

Anteil Stand 
31.12.2014 am 
Vermögen bzw.  
an Fremdmittel

in Mio. EUR in %

A + B Vermögen 90.182,29 87.415,19 – 2.767,10 – 3,1 100,0

A Langfristiges Vermögen 73.667,24 72.070,75 – 1.596,49 – 2,2 82,4

A.I Immaterielle Vermögenswerte 451,95 455,10 + 3,16 + 0,7 0,5

A.II Sachanlagen 39.468,81 39.297,54 – 171,27 – 0,4 45,0

A.III Wertpapiere und sonstige Kapitalanlagen 2.400,00 300,00 – 2.100,00 – 87,5 0,3

A.IV Beteiligungen 24.544,15 25.436,15 + 892,00 + 3,6 29,1

A.V Langfristige Forderungen 6.802,34 6.581,96 – 220,37 – 3,2 7,5

B Kurzfristiges Vermögen 16.515,04 15.344,44 – 1.170,61 – 7,1 17,6

B.II Kurzfristige Forderungen 11.653,94 11.578,44 – 75,49 – 0,6 13,2

B.III Vorräte 701,07 417,94 – 283,13 – 40,4 0,5

B.IV Liquide Mittel 4.160,04 3.348,05 – 811,99 – 19,5 3,8

C Nettovermögen (Ausgleichsposten) – 140.590,61 – 148.326,79 – 7.736,18 + 5,5

C.I Neubewertungsrücklagen (Umbewertungskonto) 953,82 2.281,52 + 1.327,70 + 139,2

C.II Fremdwährungsumrechnungsrücklagen – 2,22 – 1,33 + 0,89 – 40,1

C.IV
Jährliches Nettoergebnis (inkl. "Personal, das 
für Dritte leistet")

– 7.233,19 – 9.055,33 – 1.822,14 + 25,2

C.V Saldo aus der jährl. Eröffnungsbilanz – 134.326,22 – 141.546,70 – 7.220,48 + 5,4

C.VI Bundesfinanzierung 22,96 – 4,96 – 27,92 – 121,6

C.VII Sonstiges Nettovermögen – 5,76 0,01 + 5,77 – 100,2

D + E Fremdmittel 230.772,90 235.741,98 + 4.969,09 + 2,2 100,0

D Langfristige Fremdmittel 188.050,66 198.769,61 + 10.718,95 + 5,7 84,3

D.I Langfristige Finanzschulden, netto 169.904,81 177.604,49 + 7.699,68 + 4,5 75,3

D.II Langfristige Verbindlichkeiten 14.665,90 16.215,28 + 1.549,38 + 10,6 6,9

D.III Langfristige Rückstellungen 3.479,95 4.949,84 + 1.469,89 + 42,2 2,1

E Kurzfristige Fremdmittel 42.722,24 36.972,37 – 5.749,86 – 13,5 15,7

E.I Kurzfristige Finanzierungen, netto 24.037,48 18.607,12 – 5.430,36 – 22,6 7,9

E.II Kurzfristige Verbindlichkeiten 17.994,60 17.317,75 – 676,85 – 3,8 7,3

E.III Kurzfristige Rückstellungen 690,16 1.047,50 + 357,34 + 51,8 0,4

Quellen: HIS, eigene Berechnung
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Bundesrechnungsabschluss 2014

Die wesentliche Einflussgröße auf das Nettovermögen ist das jähr-
liche Nettoergebnis aus der Ergebnisrechnung in Höhe von 
– 9,055 Mrd. EUR, also die Differenz zwischen Aufwendungen und 
Erträgen des Bundes. Es war um 1,822 Mrd. EUR schlechter und damit 
um + 25,2 % höher als jenes für 2013 (– 7,233 Mrd. EUR).

Der Nettofinanzierungssaldo der konsolidierten Finanzierungsrech-
nung 2014, also die Differenz zwischen Aus– und Einzahlungen des 
Bundes, fiel mit – 3,189 Mrd. EUR um + 5,866 Mrd. EUR günstiger 
aus als das Nettoergebnis der konsolidierten Ergebnisrechnung. Der 
Nettofinanzierungssaldo war um 1,200 Mrd. EUR besser, um – 27,3 % 
niedriger als jener für 2013 (– 4,389 Mrd. EUR).

Wertpapiere und  
sonstige Kapitalanlagen
  
0,3

Immaterielle Vermögenswerte 

0,5
Beteiligungen 

25,4
Forderungen 

18,2

Liquide Mittel 

3,3

Finanzschulden und Finanzierungen 

196,2

Quellen: HIS, eigene Berechnung

Vorräte 

0,4

Sachanlagen  

39,3

Rückstellungen  

6,0Verbindlichkeiten  

33,5

Nettovermögen 

– 148,3

Verteilung des Vermögens auf Positionen in Mrd. EUR
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Bundesrechnungsabschluss 2014

Das Nettoergebnis für den Ergebnishaushalt 2014, also die Diffe-
renz zwischen Aufwendungen und Erträgen im Ergebnishaushalt des 
Bundes, betrug – 9,050 Mrd. EUR.1 Es war um 1,814 Mrd. EUR schlech-
ter und damit um + 5,1 % höher als jenes für 2013 (– 7,237 Mrd. EUR) 
und um 893,71 Mio. EUR schlechter und damit um + 11,0 % höher als 
im Voranschlag (– 8,156 Mrd. EUR) angenommen. Dies war insbeson-
dere auf höhere Aufwendungen aufgrund Abschreibungen von Beteili-
gungen und Rückstellungsdotierungen sowie auf Mehraufwendungen 
für Leistungen aus dem Arbeitslosenversicherungsgesetz zurückzu-
führen.

Der Nettofinanzierungssaldo für den Finanzierungshaushalt 2014, 
also die Differenz zwischen Auszahlungen und Einzahlungen der All-
gemeinen Gebarung im Finanzierungshaushalt des Bundes, betrug 
– 3,189 Mrd. EUR. Er war um 1,014 Mrd. EUR besser und damit um 
– 24,1 % niedriger als jener für 2013 (– 4,203 Mrd. EUR) bzw. um 
380,25 Mio. EUR besser und damit um – 10,7 % niedriger als im Vor-
anschlag (– 3,569 Mrd. EUR) angenommen.

Das Nettoergebnis für den Ergebnishaushalt ist im Vergleich zum 
Nettofinanzierungssaldo für den Finanzierungshaushalt somit um 
– 5,861 Mrd. EUR schlechter. Die Differenz dieser beiden Saldogrößen 
resultierte insbesondere aus nicht–ergebniswirksamen Einzahlungen 
(wie beispielsweise Partizipationskapital (– 2,100 Mrd. EUR) und Reser-
vefonds für Familienbeihilfen (– 380,41 Mio. EUR)) sowie aus nicht– 
finanzierungswirksamen Aufwendungen (wie beispielsweise Dotierung 
von Rückstellungen (– 1,985 Mrd. EUR) sowie Abschreibung von Betei-
ligungen (– 1,248 Mrd. EUR), Forderungen (– 648,09 Mio. EUR), Sach-
anlagen (– 424,28 Mio. EUR) und Vorräten (– 197,45 Mio. EUR)).

Das reale BIP–Wachstum betrug im Jahr 2014 + 0,4 % (2013: +  0,3  %); 
das nominelle BIP–Wachstum + 2,0 % (2013: + 1,8 %). Das nominelle 
BIP 2014 lag bei 329,296 Mrd. EUR (2013: 322,878 Mrd. EUR).

Die gesamtstaatliche Abgabenquote laut ESVG 2010 belief sich im 
Finanzjahr 2014 auf 43,1 % des BIP und stieg von 2013 (42,6 %) um 
0,5 Prozentpunkte, weil das Steueraufkommen bzw. die Sozialbeiträge 
im Jahr 2014 stärker gestiegen waren als das BIP. Damit markierte die 
Abgabenquote mit 43,1 % im Jahr 2014 den höchsten Wert seit 2001 
(43,9 % des BIP).

1 Aufgrund der konsolidierten Darstellung der Abschlussrechnungen weisen diese mit 
–  9,055 Mrd. EUR ein von den Voranschlagsvergleichsrechnungen (– 9,050 Mrd. EUR) 
abweichendes Nettoergebnis aus. 

Voranschlagsver-
gleichsrechnungen

Wirtschaftliche  
Rahmenbedingungen 
bzw. Entwicklung 
der öffentlichen 
Finanzen laut 
ESVG 2010 und 
„Maastricht–Notifi-
kation“
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Bundesrechnungsabschluss 2014

Das gesamtstaatliche Maastrichtdefizit lag laut Budget–Notifikation 
vom September 2015 bei – 2,7 % des BIP. Dies war auf ein Defizit 
des Bundessektors (– 2,8 % des BIP) zurückzuführen, während Län-
der, Gemeinden und Sozialversicherungsträger in Summe einen Über-
schuss aufwiesen.

Das gesamtstaatliche strukturelle Defizit für 2014, also das um Ein-
malmaßnahmen und konjunkturelle Effekte bereinigte Maastricht–Defi-
zit, betrug laut Berechnungen des BMF – 0,3 % des BIP („Fortschrei-
bung des österreichischen Stabilitätsprogramms 2014–2019“). Es war 
damit um 0,7 Prozentpunkte geringer als in der „Übersicht über die 
österreichische Haushaltsplanung 2015“ prognostiziert. Die EURopä-
ische Kommission und der Fiskalrat kommen in ihren Frühjahrsprogno-
sen im Mai 2015 mit – 0,4 % bzw. – 0,6 % des BIP zu einer ungüns-
tigeren Einschätzung für das Jahr 2014.

Der Primärsaldo, also der um die Veränderung der Rücklagen und Zin-
sen bereinigte Saldo der Allgemeinen Gebarung, war im Jahr 2014 mit 
+ 3,514 Mrd. EUR (+ 1,1 % des BIP) erneut positiv. Er verbesserte sich 
gegenüber 2013 (+ 2,008 Mrd. EUR) um 1,506 Mrd. EUR. Im Allge-
meinen ist ein positiver Primärsaldo (Primärüberschuss) nötig, um die 
langfristige Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen zu unterstützen.

Der öffentliche Schuldenstand lag mit 84,2 % des BIP deutlich über 
dem Referenzwert des Stabilitäts– und Wachstumspaktes der EU von 
60 % des BIP.

Die im Rahmen der mittelfristigen Haushaltsplanung gesetzlich fest-
gelegten Auszahlungsobergrenzen sollen von 2014 bis 2019 auf ins-
gesamt 80,388 Mrd. EUR um durchschnittlich + 1,5 % pro Jahr wach-
sen. In den Jahren 2010 bis 2014 stiegen die Auszahlungen jährlich 
um durchschnittlich + 2,6 %. Die jährliche durchschnittliche Verän-
derung der Auszahlungsobergrenzen bis 2019 soll daher um 1,1 Pro-
zentpunkte niedriger sein als jene der tatsächlichen Auszahlungen im 
Zeitraum 2010 bis 2014. Zur Einhaltung der geplanten Auszahlungs-
obergrenzen bis 2019 bedarf es der Umsetzung quantifizierter struk-
tureller Steuerungs– und Korrekturmaßnahmen.

Die bereinigten Finanzschulden des Bundes stiegen im Jahr 2014 
auf 196,212 Mrd. EUR (2013: 193,942 Mrd. EUR) oder 59,6 % des 
BIP (2013: 60,1 %). Im Jahr 2014 wurden 28,027 Mrd. EUR (2013: 
27,171 Mrd. EUR) an Schulden neu aufgenommen, wobei der Finan-
zierungsbedarf mit 23,367 Mrd. EUR (2013: 23,672 Mrd. EUR) in 

Mittelfristige 
Entwicklungen im 
Bundeshaushalt

Finanzierung des 
Bundeshaushalts 
und Bundes-
haftungen



Tätigkeit des Rechnungshofes

Burgenland 2015/8 13

Bundesrechnungsabschluss 2014

heimischer Währung (83,4 %) und mit 4,660 Mrd. EUR (2013: 
3,499 Mrd. EUR) in Fremdwährung (16,6 %) bedeckt wurde. Um 
kein Wechselkursrisiko einzugehen, wurden alle Fremdwährungsfi-
nanzierungen mit Devisentermingeschäften abgesichert. Als Haupt-
finanzierungsquelle dienten auch im Jahr 2014 Bundesanleihen in 
heimischer Währung.

Die Bundeshaftungen gingen um 6,3 % auf 104,286 Mrd. EUR (2013: 
111,296 Mrd. EUR) zurück.

Im Zusammenhang mit der Verfassung des BRA hat der RH gemäß 
§ 9 Abs. 1 RHG die ihm unmittelbar vorzulegenden Abschlussrech-
nungen zu prüfen und vorgefundene Mängel beheben zu lassen. Bei 
seiner Überprüfung legt der RH die Prüfungsstandards ISSAI bzw. ISA 
zugrunde. Die Überprüfung der Abschlussrechnungen erfolgte dem-
nach nach dem risikoorientierten Prüfungsansatz mit einem besonde-
ren Schwerpunkt der Beurteilung des internen Kontrollsystems wesent-
licher Verrechnungsprozesse.

Der RH führte eine Funktionsprüfung zum Prozess Abgabeneinhebung 
durch. Ziel der Überprüfung war die Beurteilung des Internen Kon-
trollsystems (IKS) betreffend der bei der Erhebung von öffentlichen 
Abgaben durch die Finanz– und Zollämter festgelegten Vorgangswei-
sen (Abläufe) und der als Vorsystem zur Haushaltsverrechnung einge-
setzten IT–Anwendungen. Ferner überprüfte der RH, ob die vorgese-
henen Maßnahmen des IKS sowie die definierten Abläufe im Verfahren 
wirkungsvoll implementiert waren (Walk–Through–Tests).

Weiters führte der RH eine Ordnungsmäßigkeits– und Belegprüfung 
der Haushaltsverrechnung des Bundes durch, deren Ziel die Beurtei-
lung der Ordnungsmäßigkeit und ziffernmäßigen Richtigkeit der Ver-
rechnungsaufschreibungen und Belege für die Finanzierungs–, Ergeb-
nis– und Vermögensrechnung für das Jahr 2014 war.

Überprüfung 
der Abschluss-
rechnungen des 
Bundes
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Finanzielle Auswirkungen rechtsetzender Maßnahmen im 
Bereich der Länder

Der RH begutachtete im Jahr 2015 Gesetzes- und Verordnungsentwürfe 
der Länder Kärnten, Niederösterreich, Oberösterreich, Steiermark und 
Vorarlberg. Er tut dies im Lichte seiner Prüfungsfeststellungen.

Die Länder haben sich gemäß Art. 1 Abs. 3 der Vereinbarung zwischen dem 
Bund, den Ländern und den Gemeinden über einen Konsultationsmecha-
nismus und einen künftigen Stabilitätspakt der Gebietskörperschaften ver-
pflichtet, den Gesetzes– und Verordnungsentwürfen regelmäßig eine den 
Richtlinien des Bundesministers für Finanzen gemäß § 14 Abs. 5 Bundes-
haushaltsgesetz entsprechende Darstellung darüber anzuschließen, ob und 
inwiefern die Durchführung der vorgesehenen Vorschriften voraussichtlich 
finanzielle Auswirkungen für die Gebietskörperschaften verursachen wird. 

Eine durchgehende Verpflichtung zur Kostenkalkulation — vergleich-
bar § 17 BHG 2013 — besteht im Länderbereich allerdings nicht; ledig-
lich die Oberösterreichische und die Burgenländische Landesverfassung 
sowie die Geschäftsordnung des steiermärkischen Landtages sehen die 
Ermittlung und Darstellung der finanziellen Auswirkungen neuer recht-
setzender Maßnahmen vor. Der RH weist in diesem Zusammenhang 
auf das Außerkrafttreten des § 14 Bundeshaushaltsgesetz (BHG) BGBl. 
Nr. 213/1986 i.d.g.F, das Inkrafttreten des BHG 2013 und die insbe-
sondere aufgrund des § 17 Abs. 4 Z 3 BHG 2013 erlassene Verordnung 
der Bundesministerin für Finanzen über die Abschätzung der finan-
ziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte im Rahmen der 
wirkungsorientierten Folgenabschätzung bei Regelungsvorhaben und 
sonstigen Vorhaben (WFA–FinAV), BGBl. II Nr. 490/2012 i.d.g.F. hin.

Im Jahr 20152 wurden dem RH insgesamt 67 Gesetzes– und Verord-
nungsentwürfe der o.g. Länder zur Stellungnahme zugeleitet. 

Der RH beurteilte die ihm vorgelegten Gesetzes– und Verordnungsent-
würfe aus der Sicht der Rechnungs– und Gebarungskontrolle insbe-
sondere hinsichtlich 

– der in den Erläuterungen enthaltenen Darstellung und Beurteilung der 
finanziellen Auswirkungen der neuen rechtsetzenden Maßnahmen, 

– der Umsetzung seiner Empfehlungen, die auf den Ergebnissen sei-
ner Prüfungstätigkeit beruhen, sowie

2 Bis zum Stichtag 30. November 2015

Allgemeines

Befassung und 
Beurteilung  
durch den RH
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Finanzielle Auswirkungen  
rechtsetzender Maßnahmen

– jener Empfehlungen des RH, die im Rahmen der vorgeschlagenen 
Novelle nicht berücksichtigt wurden. 

Die dem RH im Jahr 2015 aus dem Länderbereich zugegangenen (und 
bis 30. November 2015 begutachteten) Entwürfe neuer rechtsetzender 
Maßnahmen lassen nachstehende Beurteilung hinsichtlich der Darstel-
lung der finanziellen Auswirkungen zu:

Darstellung der finanziellen Auswirkungen

0

5

15

20

25

10

Kä
rn

te
n

Ni
ed

er
ös

te
rr

ei
ch

Ob
er

ös
te

rr
ei

ch

St
ei

er
m

ar
k

Vo
ra

rl
be

rg

An
za

hl
 d

er
 V

or
la

ge
n

ausreichend plausible Angaben

unzureichende Angaben

ausreichend plausible Angaben

unzureichende Angaben

Gesetz Verordnung

keine Angaben keine Angaben



16 Burgenland 2015/8

Finanzielle Auswirkungen  
rechtsetzender Maßnahmen

 

Der Rechnungshof hatte sich in seinem Bericht „Flüchtlingsbetreu-
ung der Länder Salzburg, Steiermark und Wien“, u.a. Reihe Steier-
mark 2013/1, mit der Gebarung der genannten Bundesländer der 
im Jahr 2004 geschlossenen Vereinbarung zwischen dem Bund und 
den Ländern gemäß Art. 15a B–VG über gemeinsame Maßnahmen 
für hilfs– und schutzbedürftige Fremde („Grundversorgungsver-
einbarung“) befasst. Unter Hinweis auf diesen und diverse weitere 
Berichte (z.B. „Finanzierung der Landeslehrer“, Reihe Bund  2012/4; 
„Schüler mit Migrationshintergrund, Antworten des Schulsys-
tems“, Reihe Bund 2013/6; „Kinderbetreuung für 0– bis 6–Jährige“, 
Reihe Bund 2013/11; „Altenbetreuung in Kärnten und Tirol“, Reihe 
Bund 2014/7; „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“, u.a. Reihe Vorarl-
berg 2014/3), in denen sich der Rechnungshof mit Aspekten von Ver-
einbarungen gemäß Art. 15a B– VG beschäftigt hatte, regte er in den 
Begutachtungsverfahren gegenüber den Ländern Kärnten, Oberöster-
reich und Vorarlberg an,

– sich für eine Regelung einzusetzen, die den Bund–Länder–Koordinati-
onsrat ermächtigt, Kostensätze für Grundversorgungsleistungen unter 
Bedachtnahme auf bestimmte Kriterien einvernehmlich festzulegen,

– die Finanzierungsströme aufgrund der Grundversorgungsvereinba-
rung in die Finanzausgleichsverhandlungen mit dem Bund mitein-
zubeziehen,

– in entsprechenden Vereinbarungen 

Land
Anzahl  

Entwürfe

ausreichend  
plausible  
Angaben

unzureichende 
Angaben

keine  
Angaben

Kärnten
G 25 56,00 44,00 0,00
V 7 57,14 42,86 0,00

Niederösterreich
G 0
V 1 100,00 0,00 0,00

Oberösterreich
G 12 50,00 41,67 8,33

V 4 0,00 50,00 50,00

Steiermark
G 2 0,00 100,00 0,00
V 1 100,00 0,00 0,00

Vorarlberg
G 13 38,46 61,54 0,00
V 2 50,00 50,00 0,00

Darstellung der finanziellen Auswirkungen (in %)

G = Gesetze V = Verordnungen

Ausgewählte Begutachtungen im Jahr 2015

Entwurf eines  
Gesetzes, mit dem  
das Kärntner  
Grundversorgungs– 
gesetz geändert  
wird, Entwurf einer  
Oö. Grundversor– 
gungsgesetz– 
Novelle 2015 und  
Entwurf eines  
Gesetzes über eine  
Änderung des  
(Vorarlberger)  
Mindestsicherungs– 
gesetzes
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– eine klare Definition der vereinbarten Quantität und Qualität der zu 
erbringenden Leistungen anhand von messbaren Leistungszielen, 

– die Festlegung klarer Begriffsbestimmungen und einheitlicher 
Beurteilungskriterien,

– die Sicherstellung der Vollständigkeit, Vergleichbarkeit und Vali-
dität der für die Steuerung erforderlichen Daten,

– konkrete Vorgaben für eine quantitative und qualitative Evaluie-
rung (z.B. Ziele, Umfang, zeitliche Vorgaben und Methoden) und

– Sanktionen für den Fall der Nichterreichung der Ziele der Ver-
einbarung vorzusehen,

– im Zuge der geplanten Novellierungen die Kostenvorteile aufgrund 
einer individuellen Unterbringung der betroffenen Personen zu eva-
luieren und allenfalls zu berücksichtigen,

– einen einheitlichen Rahmen für die aus der Grundversorgung zu tra-
genden Informations– und Beratungsaufgaben festzulegen, wobei 
die Bundesländer darauf hinwirken sollten, dass

– hinsichtlich der Beratungsleistungen eine einheitliche Regelung 
über die Entgelthöhe und über den Inhalt und den Umfang die-
ser Leistungen festgelegt wird,

– Mindeststandards für die Kontrollen bei mit der Beratung beauf-
tragten Institutionen festgelegt werden,

– eine Regelung über die Mindeststandards für die Dokumentation 
der Service– und Beratungsleistungen getroffen wird,

– in den mit den mit der Beratung und Betreuung der betroffenen Per-
sonen beauftragten Organisationen zu schließenden Vereinbarungen

– die beauftragten Organisationen zur aussagekräftigen Gestaltung 
ihrer Jahresberichte zu verpflichten und

– die Möglichkeit des Landes vorzusehen, im Fall unzureichender 
Aufgabenerfüllung durch einzelne Betreuer auf die Abberufung 
des Betreuers und auf dessen Ersatz durch eine geeignete Person 
bestehen zu können.
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Finanzielle Auswirkungen  
rechtsetzender Maßnahmen

Die durch das Land Vorarlberg in Aussicht genommene Vergabe der 
Beratungsleistungen in einem förmlichen Vergabeverfahren beurteilte 
der Rechnungshof vor dem Hintergrund seiner Empfehlung im Bericht 
„Flüchtlingsbetreuung der Länder Salzburg, Steiermark und Wien“, 
u.a. Reihe Salzburg 2013/1, die Beratungsleistungen in einem verga-
berechtlich vorgeschriebenen Verfahren zu vergeben, positiv. Er wies 
jedoch das Land Vorarlberg nochmals auf seine Empfehlung hin, die 
Beratungsleistungen für einen mehrjährigen Zeitraum zu vergeben, 
um die Kontinuität der Leistungserbringung sicherzustellen. 

Weiters hielt der Rechnungshof gegenüber dem Land Vorarlberg kri-
tisch fest, dass dessen Gesetzesentwurf seine Empfehlungen im Bericht 
„Bedarfsorientierte Mindestsicherung“, u.a. Reihe Vorarlberg 2014/3, 

– bei einer Novelle des Mindestsicherungsgesetzes zu erwägen, alle 
inhaltlichen Regelungen zur Mindestsicherung aus der Mindest-
sicherungs–Verordnung in das Gesetz aufzunehmen und wie in 
Tirol lediglich die jährliche Mindestsatzhöhe im Verordnungsweg 
zu regeln und

– zur Sicherstellung einer Gleichbehandlung aller Mindestsiche-
rungsempfänger die Begriffe „vorgerücktes Alter“ und „stark einge-
schränkte Erwerbsfähigkeit“ (bei denen ein Freibetrag für Erwerbsein-
kommen gewährt wird) im Mindestsicherungsgesetz zu präzisieren,

unberücksichtigt ließ.

Der Rechnungshof hatte sich bei diversen Gebarungsüberprüfungen 
(z.B. „Finanzierung der Landeslehrer“, Reihe Bund 2012/4; „Flücht-
lingsbetreuung der Länder Salzburg, Steiermark und Wien“, u.a. Reihe 
Bund 2013/3; „Schüler mit Migrationshintergrund, Antworten des 
Schulsystems“, Reihe Bund 2013/6; „Kinderbetreuung für 0– bis 6–
Jährige“, Reihe Bund 2013/11; „Altenbetreuung in Kärnten und Tirol“, 
Reihe Bund 2014/7; „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“, u.a. Reihe 
Bund 2014/9) mit Aspekten von Vereinbarungen gemäß Art. 15a B– VG 
(Artikel 15a–Vereinbarungen) beschäftigt und Vor– und Nachteile sol-
cher Vereinbarungen festgestellt. 

Positiv waren aus der Sicht des Rechnungshofs etwa gewesen:

– die leichtere Koordinierung bei Querschnittsmaterien und bei inter-
nationalen Verpflichtungen sowie 

Änderung der  
Vereinbarung ge-
mäß Artikel 15a 
B–VG über die frühe 
sprachliche Förde-
rung in  
institutionellen 
Kinderbetreuungs–
einrichtungen
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– die Schaffung eines Rahmens für Vereinheitlichungen von landes-
gesetzlichen Regelungen. 

Negativ hatte der Rechnungshof unter anderem gesehen:

– die Aufweichung des Grundsatzes in § 2 F–VG, wonach jene Gebiets-
körperschaft den Aufwand zu tragen hat, der sich aus der Besor-
gung ihrer Aufgaben ergibt,

– die Schwächung einer konsistenten Steuerung öffentlicher Finanzen 
und einer transparenten, effizienten Abwicklung staatlicher Aufgaben 
durch die zeitlich und inhaltlich von den Finanzausgleichsverhand-
lungen getrennten Verhandlungen zu den Art. 15a–Vereinbarungen, 

– das Unterlaufen des Grundsatzes der einheitlichen Aufgaben–, Aus-
gaben– und Finanzierungsverantwortung,

– die Ausweitung der bestehenden Kompetenzzersplitterung mit einer 
hohen Anzahl von vertikalen und horizontalen Transferströmen zwi-
schen den Gebietskörperschaften in vielen Bereichen der Verwaltung 
(z.B. in den Bereichen „Gesundheit“, „Krankenanstalten“, „Sozial-
hilfe“ und „Lehrerfinanzierung“),

– die Erhöhung der Anzahl der Finanzierungsströme mit der Konse-
quenz, dass die notwendige finanzielle Gesamtsicht erschwert ist 
und dadurch eine nachhaltige Finanzierbarkeit relevanter Bereiche 
nicht sichergestellt wird, und

– die Verschiebung der finanziellen Belastung der Gebietskörperschaf-
ten großteils zu Lasten des Bundes.

Wie bereits in seinen Stellungnahmen zur „Regierungsvorlage zu einer 
Vereinbarung gemäß Artikel 15a B–VG über eine Änderung der Verein-
barung gemäß Artikel 15a B–VG über den Ausbau des institutionellen 
Kinderbetreuungsangebots“ vom 4. Juli 2014 stellte der Rechnungs-
hof auch beim vorliegenden Entwurf ein tendenzielles Auseinander-
fallen von Aufgaben–, Ausgaben– und Finanzierungsverantwortung 
fest: Der Bund finanzierte die institutionelle Kinderbetreuung — eine 
Angelegenheit, die sowohl in Gesetzgebung als auch in Vollziehung 
in die Kompetenz der Bundesländer fällt — mit, wobei der in den Aus-
bauvereinbarungen 2008 und 2011 vorgesehene Kofinanzierungsan-
teil der Bundesländer sukzessive abnahm. Der Rechnungshof empfahl, 
die Aufgaben–, Ausgaben– und Finanzierungsverantwortung in einer 
Hand zu vereinigen, weil dies nicht nur verwaltungsökonomischer ist, 
sondern auch zu einer sparsameren Gebarung führt. 
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Handlungsbedarf sah der Rechnungshof u.a.:

– die bestehenden Artikel 15a–Vereinbarungen im Hinblick auf 
Kompetenzverschiebungen und Mischfinanzierungen generell zu 
hinterfragen,

– die Finanzierungsströme aufgrund der Artikel 15a–Vereinbarungen 
in die Finanzausgleichsverhandlungen miteinzubeziehen,

– die während einer laufenden Finanzausgleichsperiode abgeschlos-
senen, neuen Artikel 15a–Vereinbarungen jedenfalls mit den Finanz-
ausgleichsverantwortlichen abzustimmen, um eine konsistente finan-
zielle Gesamtschau sicherzustellen, und

– bei den Verhandlungen jedenfalls unter anderem vorzusehen:

– eine konsequente Verknüpfung der verfassungsmäßigen Zustän-
digkeiten mit der Verantwortung für deren Finanzierung,

– die Festlegung von einheitlichen Wirkungszielen, Maßnahmen 
und Indikatoren zu deren Messung und

– klare Zuordnungen der Ergebnisverantwortung zu den jeweils 
involvierten Gebietskörperschaften.

Rechnungshof und Unvereinbarkeits–  
und Transparenz–Gesetz

Seit 1983 müssen laut Unvereinbarkeits– und Transparenz–Gesetz alle 
Regierungsmitglieder auf Bundes– und Landesebene sowie die Staats-
sekretäre jedes zweite Jahr sowie anlässlich ihres Amtsantritts und 
ihres Ausscheiden aus dem Amt dem Präsidenten des RH ihre Vermö-
gensverhältnisse offenlegen. Der Präsident des RH hat im Fall außer-
gewöhnlicher Vermögenszuwächse dem Präsidenten des Nationalrats 
bzw. des jeweiligen Landtags zu berichten. 

Dem Präsidenten des RH kommt bei den Aufgaben nach dem Unver-
einbarkeits– und Transparenz–Gesetz eine notarielle Funktion zu. Es 
werden ihm jedoch keine Prüfungs– oder Kontrollmöglichkeiten auf 
inhaltliche Richtigkeit oder Vollständigkeit der Angaben eingeräumt.
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und Transparenz–Gesetz

Durch die Änderung des Unvereinbarkeits– und Transparenz–Gesetzes3 
im Jahr 2012 ergeben sich für den RH keine geänderten Aufgaben.

Der RH übermittelte in seinem Bericht Reihe Bund 2011/13, S. 20 ff., eine 
umfangreiche Darstellung zu Inhalt und Umfang der in § 3a Unvereinbar-
keitsgesetz getroffenen Regelungen dem Nationalrat und den Landtagen.

Der RH wies insbesondere darauf hin, dass 

– die Angaben zu „Kapitalvermögen“ und „Verbindlichkeiten“ der 
meldepflichtigen Personen lediglich in einer Summe zu erfolgen 
haben und

– hinsichtlich der „Liegenschaften“ und „Unternehmen bzw. Anteils-
rechte an Unternehmen“ keine Angabe des tatsächlichen Wertes 
gefordert wird.

Der RH hat auch nicht die Möglichkeit, die inhaltliche Vollständig-
keit und Richtigkeit der abgegebenen Meldungen — insbesondere der 
ersten Meldung zum Amtsantritt — zu überprüfen.

Zur Regelung des § 3a Unvereinbarkeitsgesetz wurde daher zusam-
mengefasst darauf hingewiesen, dass die vom Gesetzgeber angestreb-
ten Zielsetzungen des Unvereinbarkeitsgesetzes, nämlich vor allem die 
Abklärung eines „außergewöhnlichen Vermögenszuwachses“ und die 
Information an die Präsidenten bzw. Präsidentinnen der jeweiligen all-
gemeinen Vertretungskörper über das Vorliegen einer solchen Verände-
rung im Vermögen, nicht im erwünschten Umfang möglich sein kann.

Rechnungshof und Medientransparenzgesetz

Um die Transparenz bei Inseraten und Medienkooperationen der öffent-
lichen Hand zu erhöhen, sind Ministerien, Länder, größere Gemein-
den, Gemeindeverbände, gesetzliche Interessenvertretungen, Sozialver-
sicherungsträger sowie Unternehmen, Stiftungen und Fonds, die der 
Kontrolle des Rechnungshofes unterliegen, verpflichtet, Inserate und 
andere Werbeaufträge sowie Förderungen bekanntzugeben, die Zei-
tungen und andere periodische Druckwerke, sowie Radio– und TV–
Sender von ihnen erhalten. Die Meldung muss halbjährlich erfolgen 
und die Gesamthöhe der an das jeweilige Medium geleisteten Entgelte 
umfassen. Behördliche Bekanntmachungen, Ausschreibungen und Stel-
lenangebote sind ausdrücklich ausgenommen.

3 BGBl. I Nr. 59/2012
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Rechnungshof und Medientransparenzgesetz

Dem RH kommt die Aufgabe zu, die korrekte Bekanntgabe von Wer-
beschaltungen und Medienförderungen zu prüfen. Veröffentlicht wer-
den sollen die Daten durch die KommAustria, die säumigen Stellen 
gegebenenfalls eine Nachfrist setzen kann.

Im Jahr 2015 veröffentlichte der RH folgende Berichte zur Medien-
transparenz:

– Medientransparenz in der Nö Landeskliniken–Holding

– Medientransparenz in der AUVA

– Medientransparenz im MuseumsQuartier

– Medientransparenz im BMBJ

Rechnungshof und Parteiengesetz 2012

Im Rahmen des „Transparenzpakets“ wurde im Jahr 2012 auch das Par-
teiengesetz 2012 beschlossen. Auf die Parteien kommen damit neue 
Offenlegungspflichten im Sinne verstärkter Transparenz zu. 

Dem RH wurden mit dem Parteiengesetz zahlreiche zusätzliche Auf-
gaben übertragen:

– Bestellung der Wirtschaftsprüfer zur Prüfung der Rechenschaftsbe-
richte politischer Parteien und wahlwerbender Parteien (§ 5 Abs. 2, 
§ 13 PartG)

– Prüfung der ziffernmäßigen Richtigkeit und Veröffentlichung der 
Rechenschaftsberichte politischer Parteien und wahlwerbender Par-
teien (§ 5 Abs. 7, § 10 Abs. 1–3, § 13 PartG)

– Veröffentlichung der Rechtsträger, die Rechtsgeschäfte mit Betei-
ligungsunternehmen abgeschlossen haben, die der RH–Kontrolle 
unterliegen (§ 5 Abs. 6, § 13 PartG)

– Publikmachung von Meldungen betreffend Spenden an politische 
und wahlwerbende Parteien, die die Höhe von 50.000 EURo über-
steigen (§ 6 Abs. 5, § 13 PartG)

– Anführen von unzulässigen Spenden an politische Parteien, wahl-
werbende Parteien, Abgeordnete und Wahlwerber im Tätigkeitsbe-
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richt und Weiterleitung an mildtätige oder wissenschaftliche Ein-
richtungen (§ 6 Abs. 7 und 8, § 13 PartG)

– Weiterleitung der Unterlagen an die zuständige Behörde in Fällen 
von vermuteten Verstößen politischer oder wahlwerbender Parteien, 
diesen nahestehender Organisationen oder Gliederungen mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, eines Abgeordneten oder Wahlwerbers (§ 10 
Abs. 4 bis 8, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 1, § 13 PartG); im Jahr 2015 
erstattete der RH insgesamt neun Mitteilungen an den UPTS (Unab-
hängigen Parteien–Transparenz–Senat) 

– Kundmachung der Beträge zu Parteienförderung, Wahlwerbungsaus-
gaben und Spenden, die sich durch Valorisierung geändert haben 
(§ 14 PartG)

Im Jahr 2015 wurden dem RH bis Redaktionsschluss insgesamt elf 
den Betrag von 50.000 EUR übersteigende Spenden gemäß § 6 Abs. 5 
Parteiengesetz gemeldet, die er auf seiner Website veröffentlichte.

Der RH hat im Rahmen der ihm übertragenen Aufgaben keine origi-
nären Einschau– und Prüfungsrechte. So kann er etwa hinsichtlich 
der Gebarung einer Partei neben der ziffernmäßigen Richtigkeit nur 
überprüfen, ob die Vorgaben des Parteiengesetzes im Rechenschafts-
bericht — bezüglich Gliederung und der Bestandteile der Rechen-
schaftsberichte — eingehalten wurden. 

Nähere Ausführungen zu diesem Thema fiden sich in diesem Bereich 
im Beitrag „Tätigkeit des RH im Zusammenhang mit dem Parteien-
gesetz“ sowie im Bericht Reihe Bund 2015/10.

Bezügebegrenzungsgesetz

Das Bezügebegrenzungsgesetz baut auf einer Gehaltspyramide auf und 
sieht vom Bundespräsidenten bis zum Bundesratsabgeordneten und vom 
Landeshauptmann bis zum Landtagsabgeordneten nach der jeweiligen 
Funktion abgestufte Beträge vor. Zusätzlich legt es Einkommensober-
grenzen für Funktionen in der Nationalbank, den gesetzlichen Interes-
senvertretungen und der Sozialversicherungsträger fest.

Für den RH und dessen Präsidenten sieht das Bezügebegrenzungsge-
setz drei Aufgaben vor:
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– Kundmachung des Anpassungsfaktors der Bezüge öffentlicher Funk-
tionäre,

– Vorlage eines Berichts über die durchschnittlichen Einkommen der 
gesamten Bevölkerung (Einkommensbericht) sowie

– Erstellung eines Berichts über Bezüge bei öffentlichen Unterneh-
men, die der Kontrolle durch den RH unterliegen (Bezügebegren-
zungsgesetz).

Die geltende Fassung des Bezügebegrenzungsgesetzes4 sieht vor, dass 
der RH bis 5. Dezember jeden Jahres den Faktor ermittelt und kund-
macht, mit dem die Bezüge öffentlicher Funktionäre anzupassen sind. 
Dies macht er auf Basis der Mitteilungen der Bundesanstalt „Statistik 
Austria“ und des BMASK. 

Der Faktor entspricht entweder der Inflationsrate des Vorjahres oder 
der ASVG–Pensionserhöhung des laufenden Jahres — je nachdem, wel-
cher Wert niedriger ist. Die Anpassung der Bezüge erfolgt dann jeweils 
mit 1. Jänner des Folgejahres.

Der RH ermittelte für das Jahr 2016 einen Faktor von 1,012 und veröf-
fentlichte ihn am 3. Dezember 2015 im Amtsblatt der Wiener Zeitung. 

Der Einkommensbericht informiert über Höhe und Struktur der Einkom-
mensverteilung. Er stellt die Einkommen der österreichischen Bevölke-
rung nach unselbständig und selbständig Erwerbstätigen sowie Pen-
sionisten dar. Zusätzlich ist er nach Männern und Frauen sowie nach 
Branchen, Berufsgruppen und Funktionen aufgeschlüsselt und enthält 
Daten aus der Land– und Forstwirtschaft. Er präsentiert inflationsbe-
reinigt die Entwicklung des mittleren Bruttojahreseinkommens von 
Erwerbstätigen im Vergleich zum Verbraucherpreisindex (VPI) sowie 
von Pensionisten im Vergleich zum Preisindex für Pensionistenhaus-
halte (PIPH) und vergleicht die Einkommen in Privatwirtschaft und 
öffentlichem Dienst.

Gemäß diesem gesetzlichen Auftrag legt der RH den Einkommensbe-
richt alle zwei Jahre dem Nationalrat, dem Bundesrat und den Land-
tagen vor. Den Bericht über die Jahre 2012 und 2013 übermittelte 
er im Dezember 2014. In diesem Bericht stellte der RH erstmals die 
Einkommen der ganzjährig Vollzeitbeschäftigten und die Einkommen 

4 BGBl. I Nr. 59/2012

Kundmachung des 
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durchschnittlichen 
Einkommen der 
gesamten  
Bevölkerung



Tätigkeit des Rechnungshofes

Burgenland 2015/8 25

Bezügebegrenzungsgesetz

der ganzjährig Teilzeitbeschäftigten getrennt dar, kombinierte Gliede-
rungen nach sozialer Stellung und Geschlecht, stellte die Einkommen 
der unselbständig Erwerbstätigen 2013 zusätzlich nach Altersgruppen 
dar und analysierte sie und stellte die Formen der atypischen Beschäf-
tigung differenzierter dar.

Gemäß Art. 1 § 8 Abs. 1 bis 3 Bezügebegrenzungsgesetz sollte der RH 
jedes zweite Jahr einen Bericht über jene Bezüge und Ruhebezüge von 
Personen vorlegen, die diese von Rechtsträgern beziehen, die der Kon-
trolle des RH unterliegen und die jährlich insgesamt 14–mal 80 % des 
monatlichen Bezugs eines Nationalratsabgeordneten übersteigen. Auf-
grund des VfGH–Erkenntnisses vom 28. November 2003, KR 1/00–33, 
und des OGH–Beschlusses vom 21. Jänner 2004, Ob A77/03v, sind die 
Bestimmungen über die Meldepflichten nicht mehr anzuwenden, weil 
eine namentliche Offenlegung der Bezüge und die Beschaffung von 
Daten zu diesem Zweck im Widerspruch zur EU–Datenschutz–Richt-
linie stehen. 

Einkommenserhebung über die durchschnittlichen  
Einkommen der öffentlichen Wirtschaft des Bundes

(1) Der RH ist gemäß Art. 121 Abs. 4 B–VG verpflichtet, alle zwei Jahre 
bei allen Unternehmen und Einrichtungen des Bundes, die seiner Kon-
trolle unterliegen, die durchschnittlichen Einkommen einschließlich aller 
Sozial– und Sachleistungen sowie die zusätzlichen Leistungen für Pen-
sionen von Mitgliedern des Vorstands und des Aufsichtsrats sowie aller 
Beschäftigten zu erheben und darüber dem Nationalrat zu berichten.

Für die Berichterstattung werden die durchschnittlichen Einkommen 
bestimmter Personengruppen, die im jeweiligen Berichtsjahr in einem 
Bezugsverhältnis zu den namentlich angeführten Rechtsträgern stan-
den, erhoben und dargelegt. Das konkrete Einkommen einer bestimm-
ten natürlichen Person kann nicht zwingend rückgerechnet werden, 
weil die angeführten Durchschnittswerte auch Zahlungen an Personen 
beinhalten können, die aus dem Unternehmen oder der Einrichtung 
ausgeschieden sind. 

Den Bericht über die Jahre 2013 und 2014 legte der RH im Dezem-
ber 2015 vor. Darin stellte er u.a. Folgendes fest:

Das durchschnittliche Einkommen für Vorstandsmitglieder bzw. Geschäfts-
führer in Unternehmen mit Bundesbeteiligung betrug im Jahr 2013  

Bericht über Bezüge 
bei öffentlichen 
Unternehmen
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206.600 EUR und im Jahr 2014  207.900 EUR. In den Jahren 2011 und 
2012 waren die Werte bei 180.300 EUR und 181.300 EUR gelegen.

Im Jahr 2013 wiesen 28 Unternehmen und Einrichtungen für ins-
gesamt 70 Vorstandsmitglieder bzw. Geschäftsführer ein Einkommen 
pro Vollzeitäquivalent aus, das über dem Bezug des Bundeskanzlers 
(290.740,80 EUR) lag. Im Jahr 2014 wiesen 31 Unternehmen und Ein-
richtungen für insgesamt 74 Vorstandsmitglieder bzw. Geschäftsfüh-
rer ein Einkommen pro Vollzeitäquivalent über jenem des Bundes-
kanzlers (295.393 EUR) aus.

Im Zeitraum von 2011 bis 2014 übertraf der durchschnittliche Einkom-
menszuwachs der Vorstandsmitglieder bzw. Geschäftsführer mit 15,3 % 
jenen der Beschäftigten (7,5 %). Im Zeitraum von 2009 bis 2012 hatte 
sich dies mit einer Steigerungsrate von 8,2 % (Vorstandsmitglieder 
bzw. Geschäftsführer) und 9,1 % (Beschäftigte) umgekehrt verhalten.

Vorstandsmitglieder bzw. Geschäftsführer verdienten im Jahr 2014 zwi-
schen 2,4–mal und 7,6–mal so viel wie ihre Mitarbeiter (im Durchschnitt das  
4,0–Fache). Im Jahr 2012 war der Durchschnittswert beim 3,7–Fachen 
gelegen.

Der Frauenanteil im Vorstandsbereich lag in den Jahren 2013 und 
2014 bei 19,6 % bzw. 20,3 % (im Vergleich dazu in den Jahren 2011 
und 2012 bei 16,4 % bzw. 17,7 %). Bei Aufsichtsräten betrug dieser 
Anteil in den Jahren 2013 und 2014  25,4 % bzw. 25,9 %, was gegen-
über den Jahren 2011 (21,5 %) und 2012 (23,2 %) ebenfalls eine Stei-
gerung darstellte.

Die Einkommen der weiblichen Vorstandsmitglieder bzw. Geschäftsführer 
betrugen im Jahr 2014 im Durchschnitt über alle Branchen 160.645 EUR,  
das waren 73,1 % der Durchschnittsbezüge ihrer männlichen Kollegen 
(219.742 EUR). Im Jahr 2012 waren sie noch bei 81,3 % der Durch-
schnittsbezüge ihrer männlichen Kollegen gelegen. Weibliche Auf-
sichtsratsmitglieder erhielten im Durchschnitt über alle Branchen im 
Jahr 2014  4.553 EUR und somit  82,9 % der durchschnittlichen Ver-
gütung ihrer männlichen Kollegen (5.490 EUR). Im Jahr 2012 war 
diese noch bei 79,7 % der durchschnittlichen Vergütung ihrer männ-
lichen Kollegen gelegen.  

Die zusätzlichen Leistungen für Pensionen betrugen im Jahr 2013 für 
25.262 Personen 525,50 Mio. EUR und im Jahr 2014 für 25.420 Per-
sonen 538,65 Mio. EUR. Im Jahr 2011 waren diese Werte für 25.254 Per-
sonen bei 524,40 Mio. EUR und im Jahr 2012 für 25.626 Personen bei 
539,73 Mio. EUR gelegen.



Themen der öffentlichen Finanzkontrolle

Burgenland 2015/8  27

Themen der öffentlichen Finanzkontrolle

Die Voranschlags– und Rechnungsabschluss-
verordnung 2015

Am 19. Oktober 2015 machte der Bundesminister für Finanzen auf Basis 
des § 16 Abs. 1 Finanz–Verfassungsgesetz 1948 (F–VG 1948) im Ein-
vernehmen mit dem RH die „Voranschlags– und Rechnungsabschluss-
verordnung 2015 — VRV 2015“1 kund. Damit wurde die Basis dafür 
gelegt, das Rechnungs– und Veranschlagungswesen der Länder und 
Gemeinden an jenes des Bundes anzupassen. Dieser hatte in der Haus-
haltsrechtsreform 2013 auf eine integrierte Finanzierungs–, Ergebnis– 
und Vermögensrechnung umgestellt. Mit Inkrafttreten der VRV 2015 
in den Jahren 2019 bzw. 20202 wird Österreich somit über ein konsi-
stentes Rechnungs– und Veranschlagungswesen für alle Gebietskörper-
schaften verfügen. Die Transparenz öffentlicher Finanzen und damit 
eine möglichst getreue Darstellung der finanziellen Lage aller Gebiets-
körperschaften werden entscheidend gestärkt. Der RH hat bei der Erar-
beitung der VRV 2015 eine Schlüsselrolle eingenommen.

Der Bund hat unter intensiver Mitwirkung des RH mit 1. Jänner 2013 
auf ein, nach der Logik der doppelten Buchführung ausgerichtetes, 
Rechnungs– und Veranschlagungswesen umgestellt, welches interna-
tional als Best–Practice–Beispiel gilt. Es umfasst folgende drei Kom-
ponenten, die miteinander verbunden sind:

– Die Vermögensrechnung stellt dem vollständig erfassten Vermögen 
(Aktiva) die Fremdmittel (Passiva) gegenüber und entspricht einer 
Bilanz.

– Die Ergebnisrechnung stellt unabhängig vom Zeitpunkt der jewei-
ligen Zahlung den Zu– und Abfluss von Ressourcen dar und ent-
spricht grundsätzlich einer Gewinn– und Verlustrechnung.

– Die Finanzierungsrechnung umfasst die Einzahlungen und Auszah-
lungen und gibt daher die Liquiditätsperspektive wieder.

1  BGBl. II Nr. 313/2015

2  Die VRV 2015 tritt für alle Länder sowie für jene Gemeinden, die zum Stichtag 1. Jän-
ner 2015 der Kontrolle des RH unterliegen, spätestens mit dem Finanzjahr 2019 in 
Kraft, für alle anderen Gemeinden spätestens mit dem Finanzjahr 2020.

Kritikpunkte 
am bisherigen 
Rechnungswesen 
für Länder und 
Gemeinden
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Die mit diesem Drei–Komponenten–System gewonnenen Informatio-
nen legen finanzielle Risiken offen (etwa durch die Bildung von Rück-
stellungen, durch Wertberichtigungen und Abschreibung von Forde-
rungen) und beugen somit Fiskalillusionen vor.

Demgegenüber hatte der RH bereits mehrfach aufgezeigt3, dass die in 
der VRV 19974 für Länder und Gemeinden enthaltenen Vorschriften den 
Anforderungen an ein modernes Rechnungswesen nicht genügten, weil 
sie unzulänglich (z.B. im Falle der Vermögensrechnung), wenig konkret 
(z.B. im Falle der Beilagen zum Rechnungsabschluss) und unklar (durch 
fehlende Definition von Begriffen wie z.B. der Finanzschulden) waren. 
Der RH verwies in diesem Zusammenhang auf sein Positionspapier 
„Anforderungen an das Rechnungswesen der Länder und Gemeinden 
aus der Sicht des RH“, in dem er die Notwendigkeit eines aussagekräf-
tigeren Gesamtüberblicks über die Ertrags–, Vermögens– und Finanz-
lage der Gebietskörperschaften dargestellt hatte. Der RH wies kritisch 
darauf hin, dass die auf der VRV basierenden Rechenwerke den Ent-
scheidungsträgern und Bürgern keine hinreichenden Informationen 
über die tatsächliche finanzielle Lage boten. So enthielten die Rech-
nungsabschlüsse der Länder und der Stadt Wien etwa keine vollstän-
dige Darstellung der Vermögens– und Schuldenlage. Überdies waren 
Aussagen über den wirtschaftlichen Erfolg einer Periode auf Basis der 
Rechnungsabschlüsse nur eingeschränkt möglich. Dadurch fehlten den 
Entscheidungsträgern wesentliche Daten zur Haushaltssteuerung. Der 
RH empfahl den Ländern und der Stadt Wien, ihr Rechnungswesen 
zu einer integrierten Ergebnis–, Finanzierungs– und Vermögensrech-
nung weiter zu entwickeln und mit dem Rechnungswesen des Bundes 
zu harmonisieren.

Nach intensiven Gesprächen mit dem RH, den Ländern, sowie dem 
Städte– und Gemeindebund legte das BMF im April 2015 einen Begut-
achtungsentwurf für die VRV 2015 vor. Der RH übermittelte seine Stel-
lungnahme am 20. Mai 2015, in welcher er viele der nunmehr vor-
gesehenen Bestimmungen positiv bewertete. Dies betraf insbesondere

3 Siehe dazu die Berichte des RH „Konsolidierungsmaßnahmen der Länder Kärnten, 
Niederösterreich und Tirol“ (Reihe Kärnten 2012/2, Niederösterreich 2012/3 und Tirol 
2012/3), „Land Salzburg — Finanzielle Lage“ (Reihe Salzburg 2013/7), „Konsolidierungs-
maßnahmen der Länder Oberösterreich, Salzburg und Steiermark“ (Reihe Oberöster-
reich 2014/4, Salzburg 2014/3 und Steiermark 2014/4), „Konsolidierungsmaßnahmen 
der Länder Burgenland und Vorarlberg (Reihe Burgenland 2015/2 und Reihe Vorarl-
berg 2015/2), „Konsolidierungsmaßnahmen der Bundeshauptstadt Wien“ (Reihe Wien 
2015/2), „Konsolidierungsmaßnahmen der Länder“ (Reihe Burgenland 2015/5, Kärnten 
2015/6, Oberösterreich 2015/5, Salzburg 2015/5, Steiermark 2015/5, Tirol 2015/4, Reihe 
Vorarlberg 2015/4, Reihe Wien 2015/6).

4 BGBl. Nr. 787/1996 i.d.g.F.

Position des RH  
zum Begutachtungs-
entwurf der  
VRV 2015
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– den integrierten Ergebnis–, Finanzierungs– und Vermögenshaushalt,

– die mit dem Gesamthaushalt zusammenfassend dargestellten bilan-
zierenden Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit,

– die verpflichtende Haushaltsgliederung,

– die vollständige Vermögensrechnung,

– die einheitliche Definition wichtiger haushaltsrechtlicher Begriffe,

– die Bildung von Rückstellungen für finanzielle Verpflichtungen,

– den Ausweis von Haushaltsrücklagen, Zahlungsmittelreserven und 
Verpflichtungen aus Leasinggeschäften,

– die einheitliche Definition und den Ausweis von Finanzschulden, 
Geldverbindlichkeiten und Kassenstärkern,

– den Ausweis von Beteiligungen und verwalteten Einrichtungen,

– den Ausweis von Haftungsnachweisen,

– die Darstellung langfristiger Pensionslasten.

Der RH hielt in seiner Stellungnahme auch fest, dass eine Harmonisie-
rung von Form und Gliederung der Voranschläge und der Rechnungs-
abschlüsse der Gebietskörperschaften im Sinne der bestehenden Verfas-
sungsermächtigung durch eine Verordnung gemäß § 16 Abs. 1 F–VG 
zu erfolgen habe, während für eine Vereinbarung nach Art. 15a B–VG 
aufgrund der bestehenden Rechtslage kein Raum bestehe. Der RH hielt 
fest, dass eine solche Vereinbarung nach Art. 15a B–VG lediglich mög-
lich sei, um die Anwendung der VRV auf Gemeindeverbände zu nor-
mieren und um die Wirkungsorientierung für Länder und Gemeinden 
vorzusehen.

Weiters sprach sich der RH dafür aus, dass verwaltete Einrichtungen 
mit eigener Rechtspersönlichkeit (Anstalten, Stiftungen und Fonds) 
mit dem geschätzten Nettovermögen in der Vermögensrechnung der 
Gebietskörperschaft auszuweisen sind.

Zum Begutachtungsentwurf der VRV 2015 wurden in der Folge zwei 
Dokumente vorgelegt, die sich mit der verfassungsrechtlichen Zulässig-
keit der einzelnen Bestimmungen des Verordnungsentwurfes beschäf-
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tigten. Ein Gutachten wurde vom BMF gemeinsam mit den Ländern 
beauftragt; der Budgetdienst des Parlaments gab eine Stellungnahme ab.

Am 6. Juli 2015 übermittelten der Bundesminister für Finanzen und 
der Präsident des RH in einem gemeinsamen Schreiben an den Bud-
getausschuss des Nationalrates ihre teils identen, teils verschiedenen 
Positionen zu einzelnen Regelungsinhalten sowie zur Frage Verordnung 
versus Vereinbarung nach Art. 15a B–VG. Am 15. September 2015 dis-
kutierte der Budgetausschuss des Nationalrates diese Themen. Auf Basis 
dieser Beratungen und unter Berücksichtigung der Stellungnahme des 
Budgetdienstes des Parlaments erarbeiteten der RH und das BMF den 
finalen Text der VRV 2015, welcher am 19. Oktober 2015 kundgemacht 
wurde. Im Verordnungstext wurde die vom RH im Begutachtungsver-
fahren vorgeschlagene Einbeziehung verwalteter Einrichtungen mit 
eigener Rechtspersönlichkeit in die Vermögensrechnung umgesetzt.

Folgende Inhalte sind in der VRV 2015 nicht geregelt, weil diese  
— unter Einbeziehung der Stellungnahme des Budgetdienstes — als 
von der Verfassungsermächtigung nach § 16 Abs. 1 F–VG 1948 nicht 
umfasst beurteilt worden waren:

– Anwenden der Verordnung auf Gemeindeverbände

– Wirkungsorientierung

– mittelfristige Haushaltsplanung

In der politischen Debatte zur VRV wurden darüber hinaus weitere 
Themen zwecks Regelung durch die VRV releviert, nämlich einheit-
liche Haftungsobergrenzen und ein Spekulationsverbot für Gebiets-
körperschaften.

In der Debatte des Budgetausschusses des Nationalrates vom 15. Sep-
tember 2015 wurde daher erwogen, Parteiengespräche über eine ver-
fassungsrechtliche Erweiterung der Verordnungsermächtigung nach 
§ 16 Abs. 1 F–VG aufzunehmen, um den Regelungsbereich der VRV 
zu erweitern. Ein entsprechender Entschließungsantrag (1369/A(E)) 
wurde im Budgetausschuss vertagt. Die weitere Entwicklung hinsicht-
lich einer allfälligen Novellierung des § 16 F–VG bleibt abzuwarten.

Potenzial für die 
Weiterentwicklung 
der VRV 2015
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(1) In den vergangenen 15 Jahren erlangte — insbesondere in Zusam-
menhang mit dem Sichtbarwerden bedeutender und folgeschwerer 
Mängel — in der Rechnungsabschluss– und Bankenprüfung das Kon-
zept der Internen Kontrollsysteme (IKS) immer stärkere Bedeutung. 
Fehlende oder mangelhafte Interne Kontrollsysteme, insbesondere ein 
unsystematischer, nicht im Top–Management verankerter Ansatz zu 
Kontrollen, der wesentliche Kontrolllücken offen lässt, sind — in der 
Privatwirtschaft wie auch im staatlichen bzw. staatsnahen Bereich — 
der Nährboden von Krisen, die für die betroffenen Organisationen auch 
existenzbedrohende Ausmaße erreichen können. Als Beispiele für die 
Konsequenzen von Kontrolllücken werden auf internationaler Ebene 
bzw. EU–Ebene die Unternehmenszusammenbrüche des Energiekon-
zerns Enron oder der Investmentbank Lehman Brothers wie auch die 
Staatsschuldenproblematik z.B. in Griechenland gesehen; auf natio-
naler Ebene machten der im Jahr 2012 bekannt gewordene Spekula-
tionsskandal im Land Salzburg und die Belastung des Staatshaushalts 
durch die Übernahme der Risiken der Hypo Alpe–Adria–Bank die Not-
wendigkeit funktionierender Kontrollsysteme deutlich. 

Tatsächlich stehen einschneidende Krisen stets in Zusammenhang mit 
der Fehleinschätzung von Risiken und dem Fehlen oder der Nicht–
Offenlegung relevanter Daten/Informationen. Eine Systematisierung 
und Professionalisierung des Internen Kontrollsystems (einschließlich 
des Risikomanagements) von Staaten und Organisationen ist geeig-
net, die Funktionsfähigkeit der Systeme nachhaltig zu gewährleisten.

(2) Der RH beschäftigt sich aufgrund seines verfassungsrechtlichen 
Auftrags im Rahmen seiner Gebarungsüberprüfungen typischerweise 
mit Fragen der Steuerung, Zweckmäßigkeit, Funktionsfähigkeit und 
Wirtschaftlichkeit von Systemen und damit immer schon auch mit 
Fragen der Internen Kontrolle. So fanden sich bereits in der Vergan-
genheit in den Berichten des RH Feststellungen und Empfehlungen 
zur Reduktion der Fehleranfälligkeit von Systemen und zur Schlie-
ßung von Kontrolllücken. 

Zur Unterstützung der Professionalisierung der internen Kontrollsys–
teme in der Verwaltung legte der RH als Prüfungsschwerpunkt für das 
Jahr 2014 das Thema „Internes Kontrollsystem“ fest. Ziel des Schwer-
punkts war es, den Einsatz von IKS bzw. Elementen des IKS breitflächig 
bei den Verwaltungseinheiten bzw. Unternehmen auf Zweckmäßigkeit 
und Wirksamkeit hin zu überprüfen und auf dieser Basis 
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– Fehlentwicklungen und Schwachstellen zu identifizieren, 

– das Verständnis für die Notwendigkeit eines Systems von durch-
dachten und geregelten Abläufen und miteinander vernetzten Kon-
trollschritten zu stärken,

– den geprüften Stellen Unterstützung bei der Professionalisierung 
und Optimierung der Internen Kontrolle zu geben und

– generell geltende Empfehlungen zu erarbeiten. 

Der RH führte im Jahr 2014  30 (von insgesamt 101 Prüfungen) zum 
IKS–Schwerpunkt durch,5 von diesen Prüfungen sind 19 bereits ver-
öffentlicht.

Im Zuge des Themenschwerpunkts konnte der RH seine Spruchpraxis 
zur Frage der optimalen Ausgestaltung von Kontroll– und Steuerungs-
instrumenten weiter ausbauen und verfeinern.

Die Methodik des RH bei der Prüfung des IKS wie auch die Kernaus-
sagen und wichtigsten Empfehlungen zu diesem Thema werden in 
diesem Beitrag zusammenfassend dargestellt.

Interne Kontrollsysteme dienen dazu, die Aufgabenerfüllung und Ziel-
erreichung einer Organisation zu sichern. Der INTOSAI GOV 9100 (siehe 
dazu INTOSAI GOV–Standards) betont: „Das oberste Ziel jeder Orga-
nisation besteht in der Erfüllung ihrer Aufgabenstellung. Jede Kör-
perschaft dient einem Zweck — der in der öffentlichen Verwaltung 
ganz allgemein darin besteht, gewisse Dienstleistungen zu erbringen 
und ein dem öffentlichen Interesse förderliches Ergebnis zu erzielen.“ 

Definiert ist die interne Kontrolle als ein in die Arbeits– und Betriebs-
abläufe einer Organisation eingebetteter Prozess, der von den Füh-
rungskräften und den Mitarbeitern durchgeführt wird, um

– bestehende Risiken zu erfassen und zu steuern sowie 

– mit ausreichender Gewähr sicherstellen zu können, dass die betref-
fende Organisation im Rahmen der Erfüllung ihrer Aufgabenstel-
lung ihre Ziele erreicht. 

5 Zur Unterstützung der Prüfteams wurde im Ende 2014/Anfang 2015 ein Leitfaden zur 
Prüfung von IKS erarbeitet.

Begriffsinhalt

Definition IKS  
und Kontext
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Im Sinne der Gewährleistung der Aufgabenerfüllung und Zielerrei-
chung einer Organisation stehen beim Aufbau und bei der Prüfung 
von IKS folgende Sub–Ziele im Fokus:

– Sicherung der Vermögenswerte vor Verlust, Missbrauch und Schaden,

– Sicherstellung ordnungsgemäßer, ethischer, wirtschaftlicher, effizi-
enter und wirksamer Abläufe,

– Zuverlässigkeit von betrieblichen Informationen, insbesondere 
Zuverlässigkeit des Rechnungswesens,

– die Einhaltung der Gesetze und Vorschriften und 

– die Erfüllung der Rechenschaftspflicht (accountability/answerability). 

Die Interne Kontrolle ist integrativer Bestandteil einer professionellen 
Verwaltungsführung und damit integrativer Bestandteil der Good 
Governance.6

Risikomanagement und IKS sind untrennbar miteinander verbunden: 
Zur Beurteilung der Qualität eines IKS ist die Kenntnis der Risiken der 
geprüften Organisation (der geprüften Prozesse) unabdingbar; das Risi-
komanagement ist damit Grundvoraussetzung und Basis eines IKS.

6 Gute Steuerungs– und Regelungssystem im Sinne der Rechtsstaatlichkeit, Transparenz 
und demokratischen Beteiligung der Bürger.

Abgrenzung  
Risikomanagement 
und IKS
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Der Gesetzgeber nimmt in verschiedenen Bereichen, wie im Unterneh-
mensrecht (z.B. GmbHG, AktG, GenG, UGB, BWG) und im Haushalts-
recht des Bundes (BHG, BHV, BuchhaltungsagenturG) ausdrücklich 
Bezug auf Begriff und Konzept des Internen Kontrollsystems. Diese 
Bestimmungen fordern i.d.R. die Einrichtung eines den Erfordernissen 
entsprechenden internen Kontrollsystems ohne die Anforderungen an 
ein solches im Einzelnen auszuführen; es ist davon auszugehen, dass 
der Gesetzgeber mit diesen Regelungen an den jeweils als „State of 
the Art“ angesehenen Stand in der Praxis anknüpft.

Auch ohne ausdrückliche rechtliche Norm muss das Erfordernis eines 
adäquaten Internen Kontrollsystems allerdings bereits als Ausfluss des 
allgemeinen Gebots der Rechtmäßigkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweck-
mäßigkeit angesehen werden (Art. 126b B–VG).

Der RH legt seinen Prüfungen weltweit anerkannte und genutzte Stan-
dards zum Thema IKS zugrunde. Gleichzeitig bringt er seine Erfah-
rungen aus den Prüfungen und seine methodischen Erkenntnisse in 
internationale Expertengremien ein und wirkt auf INTOSAI–Ebene an 
der Weiterentwicklung der Standards mit.

Abgrenzung Risiko–Management – IKS

Risiko–Management IKS

Grundidee/Fokus Identifizierung, Analyse und Bewertung 
der Risiken einer Organisation anhand 
von potenziellem Schadensausmaß und 
Eintrittswahrscheinlichkeit.

Festlegung von Verantwortlichkeiten 
und Prozessen, die geeignet sind, den 
Risiken einer Organisation zu begegnen 
und diese zu minimieren. 

Gemeinsamkeiten Die Konzepte sind untrennbar miteinander verbunden; es geht um die Minimierung 
der Unternehmensrisiken und die Sicherstellung des Erreichens der Organisations–/
Unternehmensziele.

Quelle: RH

IKS in der 
österreichischen 
Rechtsordnung

Internationale 
Standards 
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Zum weithin gültigen IKS–Standard hat sich das Modell des Committee 
of Sponsoring Organisations of the Treadway Commission (COSO)7 ent-
wickelt. Der COSO–Würfel8, geht von drei für interne Kontrollsysteme 
zu berücksichtigenden Dimensionen aus: Die fünf Komponenten eines 
IKS sind in Zusammenhang mit den Zielkategorien (Geschäftstätigkeit, 
Berichterstattung und Regel–Einhaltung) und den jeweils betroffenen 
Unternehmensebenen und Unternehmensbereichen zu betrachten. 

COSO–Würfel (Stand 2013) 

7 private US–amerikanische Vereinigung, siehe www.coso.org
8 COSO, Internal Control — Integrated Framework, Mai 2013  

(http://www.coso.org/documents/990025P_Executive_Summary_final_may20_e.pdf)

COSO–Modell
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1 seit 2014 in Überarbeitung
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Den fünf Komponenten des COSO–Modells sind folgende Prinzipien 
effektiver Kontrolle zugeordnet:

Die vorerst für den privaten Sektor entwickelten IKS–Modelle erwie-
sen sich rasch auch in der öffentlichen Verwaltung und damit in der 
öffentlichen Finanzkontrolle im Sinne einer Professionalisierung und 
Systematisierung von Prozessen und Kontrollen als hilfreich.

COSO–Prinzipien effektiver Kontrolle

Kontrollumfeld
(Control Environment)

1. Bekennt sich zu Integrität und ethischen Werten
2. Nimmt Aufsichtspflichten wahr
3. Schafft Strukturen und legt Verantwortung und Zuständigkeiten fest
4. Bekennt sich zu Kompetenz
5. Fordert Verantwortung und Rechenschaftspflicht ein

Risikobeurteilung 
(Risk Assessment)

6. Legt angemessene Ziele fest
7. Identifiziert und analysiert bestehende Risiken
8. Bewertet Betrugsrisiken
9. Identifiziert und analysiert wesentliche Veränderungen

Kontrollaktivitäten
(Control Activities)

10. Legt fest und entwickelt Kontrollaktivitäten
11. Legt fest und Entwicklung allgemeiner IT–Kontrollen
12. Setzt Richtlinien und Verfahren ein

Information & Kommunikation
(Information & Communication)

13. Verwendet relevante Informationen
14. Kommuniziert intern
15. Kommuniziert extern

Überwachung
(Monitoring Activities)

16. Führt laufende (prozessintegrierte) und/oder getrennte 
Überprüfungen durch

17. Beurteilt und kommuniziert Mängel

Quelle: COSO, Internal Control–Integrated Framework, 20131

1 seit 2014 in Überarbeitung
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Die INTOSAI hatte bereits 1992 Richtlinien für Interne Kontrollnormen 
INTOSAI GOV 9100 (und weitere9) herausgegeben und diese 2004 einer 
Überarbeitung/Anpassung unterzogen. 

Die INTOSAI Standards geben Grundsätze und Hilfestellung für eine 
professionelle Ausgestaltung von Internen Kontrollsystemen für den 
öffentlichen Sektor. Sie lehnen sich dabei an den im privaten Sektor 
überwiegend verwendeten COSO–Standard an, stellen aber auf die spe-
zifischen Anforderungen des öffentlichen Sektors ab.

In diesem Sinne führt INTOSAI Gov 9100 aus: 

„Grundsätzlich darf von öffentlich Bediensteten erwartet werden, dass 
sie dem Gemeinwohl zuverlässig dienen, öffentliche Mittel ordnungs-
gemäß verwalten und die Bürger nach dem Grundsatz von Rechtmä-
ßigkeit und Gerechtigkeit unparteiisch behandeln. Ethische Grund-
sätze und Normen sind daher ein Eckpfeiler von Good Governance 
und eine wesentliche Voraussetzung, um das Vertrauen der Bevölke-
rung zu gewinnen und zu festigen. Da es sich bei den vom öffentli-
chen Sektor verwalteten Ressourcen in der Regel um öffentliche Mit-
tel handelt und deren Einsatz im Interesse der Allgemeinheit generell 
einer besonderen Sorgfalt bedarf, muss die Bedeutung, die einer ord-
nungsgemäßen Sicherung dieser Vermögenswerte zukommt, stärker 
betont werden.

Die internen Kontrollsysteme öffentlicher Verwaltungseinrichtungen 
müssen vor dem Hintergrund der speziellen Merkmale dieser Körper-
schaften erfasst werden, nämlich ihrer Ausrichtung auf soziale und 
politische Zielsetzungen, der Verwaltung öffentlicher Mittel, ihrer 
Abhängigkeit vom Haushaltszyklus, ihrer komplexen Leistungsstruk-
tur (die einen Interessensausgleich zwischen traditionellen Werten wie 
Rechtmäßigkeit, Integrität und Transparenz und modernen unterneh-
merischen Wertmaßstäben wie Effizienz und Wirksamkeit erforder-

9 INTOSAI Richtlinien für die internen Kontrollnormen im öffentlichen Sektor — INTO-
SAI GOV 9100

 Erfahrungen der Obersten Rechnungskontrollbehördern bei der Umsetzung und Bewer-
tung interner Kontrollen — INTOSAI GOV 9110

 Interne Kontrolle: Ein Leitfaden für die Rechenschaftslegung in der Verwaltung — INTO-
SAI GOV 9120

 Weitere Informationen zum Thema „umfassendes Risikomanagement“ — INTOSAI GOV 
9130

 Unabhängigkeit der internen Revision im öffentlichen Sektor — INTOSAI GOV 9140
 Koordination und Zusammenarbeit zwischen ORKB und internen Revisionen im öffent-

lichen Sektor — INTOSAI GOV 9150
 INTOSAI–Homepage: http://www.intosai.org/de/issai–executive–summaries/detail/article/

intosai–gov–9100–guidelines–for–internal–control–standards–for–the–public–sector.html

INTOSAI  
GOV–Standards 
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lich macht) und ihrer entsprechend umfassenden öffentlichen Rechen-
schaftspflicht.

Der RH arbeitet seit Jahren im INTOSAI Subcommittee on Internal 
Control Standards aktiv an der Weiterentwicklung der INTOSAI GOV–
Standards zu Riskomanagement und IKS mit.

(1) Im Fokus der IKS–Prüfungen des RH stehen Handlungsfelder, die mit 
relevantem Risiko behaftet sind. Die Relevanz des Risikos ist zu messen

– einerseits am potenziellen monetären Schadensausmaß für die 
geprüfte Einrichtung (und den Staat insgesamt)

– andererseits an der potenziellen Beeinträchtigung der Funktionsfä-
higkeit der Aufgabenwahrnehmung der geprüften Einrichtung (und 
des Staats insgesamt).

Im Fokus der IKS–Prüfungen des RH stehen damit jene Maßnahmen, 
die geeignet sind, dem Korruptionsrisiko, Verlustrisiko, Verschwen-
dungs–/Fehlallokationsrisiko wie auch dem Risiko eines Verlusts des 
Vertrauens in Institutionen und Rechtsstaat zu begegnen.

Der RH beurteilt im Rahmen von IKS–Prüfungen:

– die Zweckmäßigkeit (der Konzeption) des IKS und 

– die Funktionsfähigkeit/Verlässlichkeit des IKS.

(2) Die Tabelle gibt einen Überblick über die Kern–Fragen, die der RH 
bei IKS–Prüfungen beantwortet.

IKS als Prüfungsthema

Prüfungsfelder und  
Prüfungsfragen
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(3) Im Fokus der Prüfungen stehen dabei die klassischen IKS–Elemente 
und IKS–Prinzipien:

– Transparenz–Prinzip, Grundsatz der Nachvollziehbarkeit:

 klare, detaillierte und transparente Regelung der Arbeitsabläufe in 
schriftlicher Form; Unterlagen und Abläufe sind nachvollziehbar 
zu dokumentieren;

Allgemeine IKS–Prüfungsfragen
Fragen

1. Kennt die geprüfte Stelle die wesentlichen Risiken, denen sie gegenübersteht? 
Wurden die für die Organisation/den Prozess (= Ablauf, Entscheidung) relevanten Risiken 
analysiert?

– Gibt es eine Beschreibung der möglichen Risiken (Risikoliste — Abschätzung von 
Schadensausmaß und Eintrittswahrscheinlichkeit)?

– Sind Hauptprozesse/Schlüsselstellen/Schüsselpersonen identifiziert, bei denen Fehler 
oder ein Ausfall besonders gravierende Folgen nach sich ziehen?

2. Gibt es hinsichtlich der Hauptprozesse definierte Abläufe und klare Verantwortungen?
– Sind Prozessabläufe analysiert und standardisiert und in der Organisation bekannt 

(beschrieben)?
– Ist die Zuständigkeit für wesentliche Entscheidungen klar festgelegt?  

Gibt es Regelungen, die Verantwortlichkeiten (inkl. Stellvertreterregelungen, 
Wertgrenzen etc.) festlegen?

3. Sind diese Festlegungen geeignet, das Risiko zu reduzieren und die Erreichung der Ziele zu 
gewährleisten? 

– Sind für risikoträchtige Prozessschritte systematische Kontrollen vorgesehen 
(prozessintegrierte Kontrollen und prozessunabhängige Kontrollen)?

– Sind unvereinbare Funktionen getrennt? (z.B. Trennung Zahlungsanordnung und 
Zahlungsvollzug)

– Werden die Möglichkeiten von automatisierten Kontroll– und Steuerungsmaßnahmen 
genutzt (automatisierte Prüfroutinen)?

4. Werden die IKS–relevanten Vorgaben tatsächlich eingehalten? 
– Sind die Prozessabläufe, Entscheidungen und Kontrollen dokumentiert?
– Werden die Einhaltung der IKS–relevanten Vorgaben und die Funktionsfähigkeit des 

IKS systematisch kontrolliert?
– Gibt es eine Berichterstattung über den IKS–Status?

5. Wird das IKS regelmäßig auf seine Aktualität und Wirksamkeit/Funktionsfähigkeit überprüft?
Werden Fehler und Fehlentwicklungen entdeckt?
Werden aus den aufgedeckten Mängeln adäquate Schlussfolgerungen für das IKS gezogen und 
das IKS entsprechend adaptiert?

6. Sind in der Organisation alle IKS–relevanten Informationen verfügbar?  
Gibt es ein geordnetes Berichtswesen und Controlling?

Quelle: RH
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– Kontrollautomatik und Vier–Augen–Prinzip:

 systematischer Einbau von Kontrollen im Arbeitsablauf (Kontroll-
automatik), z.B. IT–gestützt (automatisierte Systemkontrollen) oder 
durch Implementierung des Vier–Augen–Prinzips;

– Prinzip der Funktionstrennung:

 keine Allein–Verantwortung für den gesamten Prozess; konsequente 
Trennung von entscheidender, ausführender und kontrollierender 
Funktion; 

– Aufgaben– und verantwortungsadäquate Informationsbereitstellung 
(Prinzip der „Mindestinformation“):

 Bereitstellung jener Informationen an Management und Mitarbei-
ter, die zur Erfüllung der Aufgaben notwendig sind;

– Aufgaben– und verantwortungsadäquate Zugangs– und Zugriffs-
berechtigungen (Prinzip der „minimalen Rechte“):

 Zugangs– und Zugriffsberechtigungen (z.B. zu IT–Systemen) müssen 
adäquat beschränkt sein; Einräumung nur jener Berechtigungen zu 
sensiblen Daten, die zur Erfüllung der Aufgaben unbedingt erfor-
derlich sind;

– IKS als rollierender Prozess:

 regelmäßige und systematische Überprüfung des IKS auf seine Funk-
tionsfähigkeit, Wirksamkeit und Aktualität, um sicherzustellen, dass 
die internen Kontrollen dauerhaft/nachhaltig wirksam sind und bei 
Änderung der Rahmenbedingungen entsprechend angepasst wer-
den;

– Grundsatz der Kosten–Nutzen–Abwägung:

 Der mit Kontrollen verbundene Aufwand/Ressourceneinsatz muss 
in einem angemessenen Verhältnis zum zu vermeidenden Risiko 
(Schadensausmaß und Eintrittswahrscheinlichkeit) stehen.
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Der RH versteht — im Einklang mit den internationalen Standards — 
Risikomanagement und Interne Kontrolle als integrativen Bestandteil 
einer professionellen Verwaltungsführung, eingebettet in die Gesamt-
struktur der Organisation. 

In diesem Sinne verbindet der RH bei seinen Prüfungen die aus ver-
schiedenen rechtlichen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten (und im 
Zuge historischer Bedürfnisse und wissenschaftlicher Entwicklungen) 
formulierten Anforderungen an Verwaltungssysteme wie insbesondere

– die schon verfassungsgesetzlich grundgelegten allgemeinen und 
umfassenden Maßstäbe der Rechtmäßigkeit, Zweckmäßigkeit und 
Wirtschaftlichkeit;

– den Good Governance–Ansatz, der insbesondere auf die Steuerung 
der Aufgabenerfüllung im Sinne der Rechtsstaatlichkeit, Transpa-
renz und demokratischen Beteiligung der Bürger fokussiert;

– das Prinzip der Nachhaltigkeit, d.h. der Zukunftsfähigkeit von Sys-
temen und damit eine Verwaltungsführung, die ökonomische, öko-
logische und gesellschaftlich–soziale Gesichtspunkte gleichzeitig 
und gleichberechtigt beachtet sowie die langfristige Finanzierbar-
keit sichert; 

– die Grundsätze eines steuerungsrelevanten Controllings, d.h. die 
Verfügbarkeit der für das Management zur Steuerung und Entschei-
dungsfindung notwendigen Informationen;

– die Prinzipien des Qualitätsmanagements, die unter dem Gesichts-
punkt der Kundenorientierung fordern, Leistungen und Abläufe der 
öffentlichen Verwaltung stetig zu verbessern und weiterzuentwi-
ckeln;

– die durch das neue Haushaltsrecht weiter gestärkte Wirkungsorien-
tierung, die die Erreichung der mit dem staatlichen Handeln (und 
den eingesetzten Ressourcen) angestrebten Wirkungen in der Gesell-
schaft in den Fokus rückt;

wie auch die

– die Anforderungen an Risikomanagement und Interne Kontrollsys–
teme, die auch das Thema Compliance mitumfassen.

Integrativer  
Prüfungsansatz
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Der RH legt seinen Beurteilungen des IKS keine starren Modelle 
zugrunde, sondern nimmt eine dem jeweiligen Prüfungsgegenstand 
angepasste Bewertung vor. Die Bewertung erfolgt in Stärken–Schwä-
chen–Analysen (Problemstellungen und Schwachstellenhäufigkeit je 
Prozessschritt) anhand der IKS–relevanten Elemente (zB Transparenz–
Prinzip, Kontrollautomatik, Prinzip der Funktionstrennung Zugriffs-
berechtigungen).

Als oberstes Kontrollorgan, das der Zweckmäßigkeit und Wirtschaft-
lichkeit verpflichtet ist, ist dem RH bei seinen Prüfungen wesentlich, 
den dem IKS–immanenten Grundsatz der Kosten–Nutzen–Abwägung 
klar im Auge zu behalten. In diesem Sinne erachtet er nicht ein abs-
traktes Maximum an Automatisierung und Ausdifferenzierung von 
Prozessen als anzustrebenden Zustand, sondern ein den Aufgaben 
und Risiken der Organisation angepasstes, für die Organisation aus-
reichendes IKS.

 

Die der Prüfung des RH unterworfenen Rechtsträger operieren übli-
cherweise in einem Umfeld starker Reglementierung. Neben den gesetz-
lichen Vorgaben verfügen sie i.d.R. über eine Reihe von internen Vor-
schriften, die Zuständigkeiten und Prozesse grundsätzlich festlegen. 
Die Rechte der von staatlichem Handeln Betroffenen sind vielfach 
durch Rechtsschutzinstrumente in einem entwickelten Rechtsschutz-
system abgesichert. 

In diesem Sinne sind in vielen Bereichen der öffentlichen Verwal-
tung folgende wesentliche Steuerungs– und Kontroll–Elemente tra-
ditionell verankert:

– rechtliche Vorgaben in der Sache, wie beispielsweise Anspruchs-
voraussetzungen;

– aufbau– und ablauforganisatorische Vorgaben, wie Festlegung der 
Leitungs– und Aufsichtsorgane, Festlegung von Zuständigkeiten, 
Verfahrensnormen, Zustimmungs– und Mitbefassungspflichten;

– Verhaltensanordnungen, wie die Unvereinbarkeitsvorgaben des 
Beamtendienstrechts oder Codes of Conduct;

– Vorgaben zur Dokumentation und Archivierung; sowie

– ein breites Spektrum an Rechtsschutzinstrumenten. 

Bewertung des  
IKS–Systems

Kernaussagen des RH zum Thema IKS auf Basis seiner Prüfungen

Aktuelle Situation und  
Herausforderungen in  
der Verwaltungspraxis
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Themen der öffentlichen Finanzkontrolle

Die bestehenden Systeme sind historisch gewachsen; sie wurden grund-
sätzlich nicht bewusst unter IKS–Gesichtspunkten konzipiert und viel-
fach auch organisationsintern nicht unter IKS–Gesichtspunkten hinter-
fragt. Die Ausgestaltung der Prozessvorgaben und Kontrollen erweist 
sich als das Ergebnis langjähriger Praxis und laufender anlassbezo-
gener Weiterentwicklung. Gesamthafte Risikobetrachtungen und die 
systematische Ausrichtung der Dichte an Prozessvorgaben und Kon-
trollen am Risiko haben keine starke Fundierung in der Verwaltungs-
tradition. Die Prüfungen des RH zeigten auch, dass — nicht zuletzt 
große — Organisationen z.T. noch keine klaren Konzepte und Wege 
entwickelt haben, wie die Anforderungen des IKS in die bestehenden 
Systeme einzupassen sind und auf die konkreten institutionellen Gege-
benheiten umzulegen sind.

Wiewohl in den bestehenden Systemen also wichtige IKS–relevante 
Elemente verankert sind, fehlt aus Sicht des RH vielfach eine risiko-
basierte Systematisierung von Prozessen und Kontrollen.

Im Zuge der Prüfungen des RH zeigte sich, dass folgenden Gesichts-
punkten für ein adäquates IKS und damit für die Verbesserung der 
bestehenden Systeme in der Praxis besondere Bedeutung zukam:

1. Die fundamentalen Voraussetzungen und Grundlagen für die Ein-
richtung eines IKS sind:

– die Festlegung von Zielen und Festlegungen zur grundsätzlichen 
strategischen Ausrichtung der Organisation durch die Leitungs-
ebene;

– Risikoanalysen, die die Risiken der Organisation identifizieren 
und beurteilen; diese müssen geeignet sein, den Entscheidungs-
trägern eine Basis zu geben, um Prozesse (einschließlich Kon-
trollen) — entsprechend der Risikogewichtung — zu gestalten 
und — sofern erforderlich — Maßnahmen zur Risikominimie-
rung zu setzen;

– Verfügbarkeit relevanter Informationen als Grundlage für die 
Unternehmenssteuerung und damit auch für ein adäquates IKS.

2. IKS–Konzept:

 Erforderlich ist ein IKS–Konzept, das alle Organisationsbereiche 
(angepasst an ihr Risikopotenzial) mitumfasst und die Kontrollen in 
die Verwaltungsführung der Organisation integriert. Interne Kon-

Praxis–relevante 
Gesichtspunkte
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trollen sind dabei nicht als ein den Arbeits– und Betriebsabläufen 
einer Organisation im Sinne eines „Add–On“ hinzugefügter Bau-
stein zu begreifen, sondern als integrativer Bestandteil einer pro-
fessionellen Verwaltungsführung in die Gesamtstruktur der Orga-
nisation einzubetten.

3. Die Grundelemente und Mindestanforderungen eines IKS sind:

– Prozessbeschreibungen, die für die Hauptprozesse standardi-
sierte Abläufe und klare Verantwortungen definierten;

– die Dokumentation der Prozesse und Kontrollen, um das Han-
deln nachvollziehbar und überprüfbar zu machen;

– Funktionstrennungen, die für relevante und risikogeneigte Maß-
nahmen gewährleisten, dass Entscheidung, Ausführung und 
Kontrolle nicht ausschließlich in der Hand einer Person bzw. 
einer Sub–Organisationseinheit liegen; das Vier–Augen–Prinzip 
für sensible, insbesondere gebarungsrelevante Vorgänge; sowie 
Befangenheits– und Unvereinbarkeitsregelungen;

4. Eine Aktualisierung und Weiterentwicklung des IKS im Sinne einer 
Analyse von und Reaktion auf Mängel und Anpassungsnotwen-
digkeiten.

5. Die Rolle der Leitungsorgane und Aufsichtsgremien für die Einrich-
tung und Funktionsfähigkeit des IKS: 

 Die Grundkonzeption des IKS wie auch die Sicherstellung seiner 
Funktionsfähigkeit ist eine klare, nicht übertragbare, Verantwortung 
der Führungsebene. Dem Commitment der Führungsebene und der 
Vorbildwirkung bei der Einhaltung der Regeln kommt wesentliche 
Bedeutung zu („tone at the top“).

6. Das IKS ist unter Kosten–Nutzen–Aspekten auszugestalten; die 
Dichte an Prozessvorgaben und Kontrollelementen ist an den Kri-
terien Risiko und Zweckmäßigkeit auszurichten. 

Der RH traf zu diesen Themen eine Vielzahl von Feststellungen und 
Empfehlungen. Die Prüfungen im Rahmen des Prüfungsschwerpunkts 
2014 gaben einen vertieften Einblick in IKS–bezogene Probleme im 
öffentlichen Sektor und unterstützten die Verbesserung der Internen 
Kontrollsysteme, insbesondere im Bereich der Privatwirtschaftsver-
waltung und der öffentlichen Unternehmen:
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ad I.
Voraussetzungen und Grundlagen für das IKS

Zielfestlegungen und grundsätzlichen strategischen Festlegungen der Leitungsorgane

Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung, Reihe Bund 2015/9 

Die Verpflichtung zur Einführung eines Internen Kontrollsystems (IKS) bei den 
Sozialversicherungsträgern gab es nicht. Konzepte, wie ein IKS im Hinblick auf 
die Besonderheiten der Pensionsversicherungsträger (z.B. mit Rücksicht auf die 
Selbstverwaltung oder den bestehenden Rechtsschutz) konkret ausgestaltet sein sollte, 
lagen nicht vor. 
Auch konnte weder die PVA noch die SVB — als Grundlage eines IKS — eine 
Zieldokumentation oder Risikoeinschätzung im Zusammenhang mit der Ausgleichszulage 
vorlegen. (TZ 17, 20) 
E: Es wäre ein IKS im Sinne der sich entwickelnden internationalen Standards einzuführen 
(TZ 17), insbesondere wären Ziele und Risiken im Zusammenhang mit der Ausgleichszulage 
auszuarbeiten und deren Erreichung bzw. Vermeidung zu kontrollieren. (TZ 20)

Risikoanalysen 

FFG und FWF — Interne Kontrollsysteme, Reihe Bund 2015/7

Die jährlich adaptierte Risikomatrix der FFG bildete im Zusammenwirken mit den 
Wirksamkeitsprüfungen der gesetzten Maßnahmen eine taugliche Voraussetzung für ein 
wirkungsvolles IKS. Auch die Ergänzung der Risikomatrix durch Kontrollprozesse war 
grundsätzlich zweckmäßig. (TZ 12) 
E FWF: Eine Risikoanalyse sollte durchgeführt werden; dabei wäre eine Risikomatrix zu 
erstellen. (TZ 12, 13, 14)

Internes Kontrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressorts BMVIT und BMWFW, 
Reihe Bund 2015/6

– Voraussetzung und zentrales Element des IKS ist die Identifikation und Beurteilung 
allfälliger Risiken. Weder das BMVIT noch das Wirtschaftsressort hatte Risikoanalysen 
durchgeführt, um Risiken von Beschaffungsvorgängen systematisch zu erfassen und in der 
Prozessgestaltung entsprechend berücksichtigen und steuern zu können. (TZ 6)

– Direktvergaben gewährleisten Wettbewerb und Transparenz in deutlich geringerem Maß 
als öffentliche Ausschreibungen und bergen damit ein erhöhtes Risiko für überteuerte 
Beschaffungen, für Korruption und Manipulation. Gerade bei Direktvergaben kommt 
daher einem adäquaten IKS und der Prüfung der Preisangemessenheit besondere 
Bedeutung zu. (TZ 3)

E: Im Rahmen von Gesamtrisikoanalysen und IKS–Überlegungen wäre speziell auch auf 
Vergabeprozesse zu achten; die Vergabeprozesse wären aufbauend auf die im Rahmen 
der Gebarungsüberprüfung aufgezeigten Risiken (Intransparenz, Ausschaltung des 
Wettbewerbs, unzureichender Überblick über marktübliche bzw. marktangemessene Preise) 
und Schwachstellen im Prozess und die Empfehlungen des RH unter Risikogesichtspunkten 
weiter zu analysieren und Schwachstellen im IKS zu beseitigen. (TZ 6, 25)
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Research Center Pharmaceutical Engineering GmbH,  
Reihe Bund 2015/11

Die Gesellschaft erstellte keine Risikoanalysen für ihre wesentlichen Risikobereiche. 
Dies bewirkte, dass sie ihre Risiken nicht systematisch ermittelte sowie schriftlich 
dokumentierte und daher keine adäquate Risikoversorge traf. (TZ 21)
E: Für sämtliche relevante Risikobereiche wären schriftliche Risikoanalysen zu erstellen und 
ein Risikomanagementsystem zur Abdeckung der kritischen Risiken wäre zu implementieren. 
(TZ 21)

Flughafen Wien Aktiengesellschaft — Fahrzeugbeschaffungen und Fuhrparkmanagement, 
Reihe Niederösterreich 2015/2 und Reihe Wien 2015/1

Ein der Größe des Fuhrparks der Flughafen Wien AG angemessenes internes Kontrollsystem 
war nicht eingerichtet. Der Fuhrpark wurde nicht als eigene Risikokategorie betrachtet.  
(TZ 33)
E: Bei der Einrichtung von wirksamen Kontrollmaßnahmen für den Bereich Fuhrpark wäre 
das Risiko von Malversationen mitzuberücksichtigen, um ein regelkonformes Verhalten 
(Compliance) sicherzustellen. (TZ 35)

Nationalstiftung für Forschung, Technologie und Entwicklung, Reihe Bund 2014/15

E: Im Zuge der Überarbeitung und dem Ausbau des IKS wären — basierend auf einer 
umfassenden Risikoanalyse sowie Kosten–Nutzen–Abwägungen — Prozesse und 
Instrumente zu definieren, die das Erreichen der Organisationsziele trotz interner 
(z.B. Korruptionsrisiko, Fehlallokationsrisiko) und externer Risiken (z.B. Ausfallsrisiko, 
Marktrisiko) sicherstellen.  
(TZ 37) 

Verein Schulungszentrum Fohnsdorf, Reihe Bund 2014/10

Eine umfassende Risikoanalyse unterblieb, obwohl mehrere Risikofelder vorhanden waren 
(Beauftragungen ohne Vergleichsanbote, Abnahme und Abrechnung von Beraterleistungen 
ohne umfassende Prüfung der Leistung, Bezahlung von unberechtigten Zulagen). (TZ 39)
E: Die Risikoanalyse sollte u.a. die Themen Beauftragung von Bauprojekten und 
Beratern für Dienstleistungen, Abnahme und Abrechnung von Beraterleistungen, 
Repräsentationsaufwendungen, Dienstreisen des Geschäftsführers, Bezahlung von 
unberechtigten Benefits und Zulagen beinhalten. (TZ 39) 

Bundesbeschaffung GmbH, Follow–Up Überprüfung, Reihe Bund 2011/8 

E: Nach der Risikoeinschätzung der Prozesse im Rahmen des Internen Kontrollsystems 
wäre auch eine ziffernmäßige Risikobewertung durchzuführen, um zu entscheiden, ob 
Schritte zur Risikominderung notwendig sind oder ob eine ausreichende Sicherheit bzw. ein 
akzeptables Restrisiko besteht. (TZ 4)

Stiftung Österreichisches Institut für Schul– und Sportstättenbau, Reihe Bund 2015/16 

Das ÖISS führte keine strukturierte Analyse seiner Risiken durch und seine 
Risikoabschätzungen berücksichtigten beispielsweise nicht Einnahmen– und 
Liquiditätsrisiken. (TZ 22)
E: In einer Risikoanalyse wären weitere Risiken (insbesondere auch Einnahmen– und 
Liquiditätsrisiken, Gefährdung der Gemeinnützigkeit) einzubeziehen. (TZ 22)
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Verfügbarkeit relevanter Informationen 

Research Center Pharmaceutical Engineering GmbH, Reihe Bund 2015/11

Ohne kennzahlengestütztes Projektcontrollingsystem fehlte eine wesentliche 
Informationsquelle für die Unternehmenssteuerung. (TZ 17, 18) 
E: Zur Steuerung des Unternehmens wäre ein Kennzahlensystem im Controlling (z.B. 
Erfolgs– und Bilanzkennzahlen, Vertriebskennzahlen) einzuführen und über die Entwicklung 
dieser Kennzahlen regelmäßig der Geschäftsführung und dem Aufsichtsrat zu berichten. (TZ 
18, TZ 20)

Internes Kontrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressorts BMVIT und BMWFW, 
Reihe Bund 2015/6

Das Fehlen eines Gesamtüberblicks über die Beschaffungsvolumina und ihre Entwicklung je 
Organisationseinheit, Leistungskategorie/Produktgruppen und Auftragnehmer über die Zeit 
barg das Risiko, Fehlentwicklungen nicht rechtzeitig zu erkennen. (TZ 6)

Land Salzburg — Finanzielle Lage, Reihe Bund 2013/9

E: Die Controllingtätigkeiten im Finanzmanagement sollten neben der Überwachung der 
Wirtschaftlichkeit der Finanzgeschäfte und der Aufbereitung von Daten als Grundlage für 
Handlungsentscheidungen auch die laufende Überprüfung der kritischen Erfolgsfaktoren 
(z.B. Limite, Handlungsvollmachten, Kontrahentenrisiken) und das Risikocontrolling 
miteinschließen. (TZ 25)
Vom Controlling wären regelmäßige standardisierte Berichte erstellen zu lassen, um 
eine Basis für fundierte und situationsgerechte Entscheidungen im Finanzmanagement 
zu schaffen. Mit dem Berichtswesen sollte sichergestellt werden, dass die relevanten 
Entscheidungsträger (Finanzreferent, Führungskräfte) über alle für die Planung, Kontrolle 
und Steuerung der Finanzgeschäfte erforderlichen Informationen zeitgerecht und im 
erforderlichen Umfang verfügen. (TZ 28)

ad II.
IKS–Konzept, das alle Organisationsbereiche (angepasst an ihr Risikopotenzial) mitumfasst und die 
Kontrollen in die Verwaltungsführung der Organisation integriert

Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung, Reihe Bund 2015/9 

Die Verpflichtung der Verwaltung zur Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit 
(Art. 126b B–VG) beinhaltete auch die Verpflichtung zur Auseinandersetzung mit Risiken 
und zur Implementierung risikoorientierter Kontrollmechanismen. (TZ 17)
E: Es wäre ein IKS im Sinne der sich entwickelnden internationalen Standards einzuführen 
(TZ 17)
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Land Salzburg — Finanzielle Lage, Reihe Bund 2013/9

Das Management des Landes Salzburg nahm seine Kontroll– und Aufsichtsverantwortung 
nicht ausreichend wahr. Im Finanzmanagement und in der Buchhaltung des Landes Salzburg 
war kein wirksames, effizientes und umfassendes Internes Kontrollsystem eingerichtet. Die 
gängigen Prinzipien des Internen Kontrollsystems — Transparenz, Kontrollautomatik, Vier–
Augen–Prinzip, Funktionstrennung sowie Mindestinformation — waren nicht sichergestellt. 
Die festgestellten Schwachstellen und Kontrolllücken — insbesondere im Bereich des 
Internen Kontrollsystems — begünstigten letztendlich jene Vorfälle, die Gegenstand der 
parlamentarischen und gerichtlichen Untersuchungen sind. 
E: Im Finanzmanagement und in der Landesbuchhaltung wäre umgehend ein Internes 
Kontrollsystem (IKS) aufzubauen. Neben Prozessbeschreibungen für alle wesentlichen 
Abläufe sollte dieses ein abgestimmtes Kontrollverfahren für alle Ebenen sowie alle 
Arbeits– und Betriebsabläufe der Finanzabteilung beinhalten, wobei die Durchführung der 
vorgesehenen Kontrollschritte entsprechend zu dokumentieren wäre. Auch das Prinzip der 
Transparenz, das Vier–Augen–Prinzip und die Prinzipien der Funktionstrennung sowie der 
Mindestinformation wären durchgehend zu berücksichtigen. (TZ 13)

Bundesanstalt Statistik Austria Reihe Bund 2007/10; Follow–Up–Überprüfung, Reihe Bund 
2010/4

Erforderlich ist ein das gesamte Unternehmen umfassendes und entsprechend 
dokumentiertes Internes Kontrollsystem; auf individuelle Kontrollmaßnahmen im Bereich 
des Rechnungswesens konzentrierte Maßnahmen reichen nicht aus. (TZ 29)

ad III.
Grundelemente und Mindestanforderungen eines IKS

Prozessbeschreibungen

Verein Schulungszentrum Fohnsdorf, Reihe Bund 2014/10

E: Das IKS wäre um grafische Prozessbeschreibungen mit farblich hervorgehobenen 
Kontrollschritten und mit konkreten Anknüpfungspunkten an das Organigramm zu 
erweitern. (TZ 38, 40, 41) 

FFG und FWF — Interne Kontrollsysteme, Reihe Bund 2015/7

E: Prozesslandkarten und Prozessbeschreibungen mit klar festgelegten Zuständigkeiten und 
integrierten Kontrollmechanismen wären zu erarbeiten; bestehende Prozessbeschreibungen 
und mitgeltenden Dokumente wären auf Aktualität, Kohärenz und besserer Übersichtlichkeit 
zu überprüfen. (TZ 21 u.a.)
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Stiftung Österreichisches Institut für Schul– und Sportstättenbau, Reihe Bund 2015/16 

Das Interne Kontrollsystem des ÖISS und das Bewusstsein für die Notwendigkeit 
von Kontrollschritten bei der Verwaltung von Fremdvermögen war nicht ausreichend 
(z.B. Nichteinbindung des Kuratoriums in allen Bezugsangelegenheiten, Fehlen 
wesentlicher Prozessbeschreibungen, nicht hinreichende Vorschreibung grundlegender 
Kontrollaktivitäten und nicht ausreichende Dokumentation gesetzter Kontrollschritte). (TZ 
23)
E: Im ÖISS wäre das Interne Kontrollsystem zu optimieren, insbesondere wären
– die Zuständigkeit des Kuratoriums für die Festsetzung von Bezügen und den Abschluss 

von Zusatz– bzw. Sondervereinbarungen einzuhalten,
– das Bewusstsein für die Notwendigkeit von Kontrollschritten zu erhöhen,
– Kontrollen ausreichend zu dokumentieren, 
– Verantwortungen, Kompetenzen und Prozessbeschreibungen wesentlicher Abläufe 

schriftlich festzulegen,
– Approbationsprozesse nachvollziehbar zu gestalten, 
– eine Funktionstrennung zwischen bzw. Kontrollen hinsichtlich auszahlender und 

buchender Stelle vorzusehen. (TZ 23)

Familie & Beruf Management GmbH, Reihe Bund 2014/11

Es waren weder wesentliche interne Prozessabläufe (z.B. Förderungsvergabe und –
abwicklung, Verrechnung und Eintreibung von Erlösen) schriftlich festgelegt noch waren 
das Vier–Augen–Prinzip und das Prinzip der Funktionstrennung konsequent verankert. (TZ 
28)
E: Es wäre ein adäquates IKS einzurichten. Dazu wären insbesondere Prozessbeschreibungen 
mit Kontrollelementen für die wesentlichen Abläufe zu erarbeiten, bei gebarungsrelevanten 
Abläufen das Vier–Augen–Prinzip einzuhalten, Kontrollschritte vorzusehen und deren 
Durchführung zu dokumentieren und für eine zweckmäßige Dokumentation sowie 
Kostentransparenz zu sorgen. (TZ 28) 

Bundesanstalt Statistik Austria Reihe Bund 2007/10; Follow–Up–Überprüfung, Reihe 
Bund 2010/4

Prozessbeschreibungen stellen die erforderliche Basis für die Implementierung eines 
Internen Kontrollsystems dar. (TZ 8 Follow–up)

Funktionstrennung,  
Befangenheits–/Unvereinbarkeitsregelungen

Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung, Reihe Bund 2015/9

Die Aufbauorganisation der PVA und SVB war infolge der Funktionstrennung zwischen 
Sachbearbeitung und Prüfung sowie der Trennung der Sachentscheidung von der Verbuchung 
bzw. Auszahlung grundsätzlich geeignet, eine korrekte Vollziehung der Ausgleichszulage 
sicherzustellen. (TZ 18)

Internes Kontrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressorts BMVIT und BMWFW, 
Reihe Bund 2015/6

Die grundsätzlich dezentrale Beschaffungsorganisation der beiden Ressorts hatte zur 
Folge, dass keine systematische organisatorische und funktionale Trennung zwischen 
Bedarfsanforderung, Bestellung und Leistungsabnahme gegeben war. (TZ 11)
E: Im Sinne des Prinzips einer funktionellen Trennung von Bedarfsanforderung, 
Bestellung und Leistungsabnahme im Beschaffungsprozess wäre eine Prozessgestaltung 
sicherzustellen, die gewährleistet, dass die Entscheidungen im Beschaffungsprozess nicht 
ausschließlich in der Hand einer Person/einer Sub–Organisationseinheit liegen. (TZ 11)
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Research Center Pharmaceutical Engineering GmbH, Reihe Bund 2015/11

E: Eine umfassende Compliance–Richtlinie wäre umgehend in Geltung zu setzen, um z.B. 
allfällige Unvereinbarkeiten bzw. Geschenkannahmen zu verhindern und gesetzeskonformes 
Handeln sicherzustellen. (TZ 23)

Flughafen Wien Aktiengesellschaft — Fahrzeugbeschaffungen und Fuhrparkmanagement, 
Reihe Niederösterreich 2015/2 und Reihe Wien 2015/1

Aufgrund von mangelnder Funktionstrennung zwischen Prozessdurchführendem und 
Kontrollausübendem bestand ein Kontrolldefizit innerhalb des IKS für Beschaffungen der 
Flughafen Wien AG. (TZ 10) 
E: Für eine klare Funktionstrennung zwischen Prozessdurchführendem und 
Kontrollausübendem wäre zu sorgen. (TZ 10)

Vier–Augenprinzip für sensible Entscheidungen 

Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung, Reihe Bund 2015/9

Die PVA unterzog einen wesentlich höheren Anteil der Erledigungen einer Überprüfung nach 
dem Vier–Augen–Prinzip als die SVB: die PVA rd. 75 % der Fälle, die SVB rd. 50 % der Fälle. 
Die Quote der dabei festgestellten Fehler betrug bei der PVA rd. 11 %, bei der SVB rd. 22 %. 
Kritisch hervorzuheben war, dass die SVB trotz rund doppelt so hoher Fehlerquote nur halb 
so viele Fälle (nach Fallzahlen) einer Prüfung unterzog wie die PVA. (TZ 21)

Research Center Pharmaceutical Engineering GmbH, Reihe Bund 2015/11

E: Das Vier–Augen–Prinzip für sämtliche finanzielle Transaktionen wäre einzuführen, 
Veranlagungsrichtlinien für Bankguthaben zu erstellen und letztere durch den Aufsichtsrat 
zu genehmigen. (TZ 22) 

BH Melk, St. Johann im Pongau und St. Veit an der Glan, Reihe NÖ 2012/3; Reihe Salzburg 
2012/5; Reihe Kärnten 2012/2

E: Für bedeutende und gebarungsrelevante Vorgänge ist das Vier–Augen–Prinzip 
sicherzustellen. (TZ 41)

Prüfroutinen

Magistrat der Stadt Salzburg: Kontrollsystem — Personalverwaltung, Reihe Salzburg 2010/3

– In den IT–Systemen waren keine automatisiert ablaufenden Prüfungsroutinen integriert, 
welche grundsätzlich unzulässige Auszahlungen aufzeigen hätten können. (TZ 19)

– Das Vier–Augen–Prinzip war nach der Soll–Konzeption des IKS in einzuhalten. Die 
entsprechenden organisatorischen Voraussetzungen zur Funktionstrennung, wie 
etwa klare Zuständigkeitsverteilungen, lagen vor. Die tatsächliche Durchführung der 
vorgeschriebenen Kontrollen, beispielsweise durch zwingend vorgesehene Freigaben, war 
jedoch in den IT–Systemen technisch nicht umgesetzt. (TZ 24)

E: Es wären automatisierte Prüfroutinen zu integrieren bzw. einen regelmäßigen, 
standardisierten elektronischen Abgleich der Personalstammdaten zwischen den 
angewandten Systemen vorzusehen, um Abweichungen oder Fehleintragungen zeitnah 
aufdecken und allenfalls korrigieren zu können. (TZ 19)
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Zugangsbeschränkungen

Internes Kontrollsystem in der Haushaltsverrechnung des Bundes; Follow–Up–Überprüfung, 
Reihe Bund 2015/14

Nicht umgesetzt war die Verankerung des Prinzips der minimalen Rechte in den 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen des Bundes, das heißt die Beschränkung von 
Berechtigungen der Mitarbeiter auf das zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderliche Maß.
E: Die haushaltsrechtlichen Bestimmungen wären um das Prinzip der minimalen Rechte 
zu ergänzen, damit auch dieses wesentliche Prinzip des Internen Kontrollsystems im 
Haushaltsrecht verankert ist. (TZ 11)
Aufbauend auf der Risikoanalyse wäre ein rollenbasiertes Berechtigungskonzept zu 
erstellen. (TZ 12)
Die Zeichnungsberechtigungen für den Zahlungsverkehr mit Kreditinstituten wären 
regelmäßig zu überprüfen und die Anzahl wäre möglichst gering zu halten. (TZ 10)

Dokumentation der Prozesse und Kontrollen

Justizbetreuungsagentur, Reihe Bund 2014/7

E: Die im IKS–Konzept vorgesehenen Kontrollen wären tatsächlich vorzunehmen und zu 
dokumentieren. Darauf basierend sollte das IKS–Konzept evaluiert und — auch im Hinblick 
auf den erfolgten Ausbau der Personalbereitstellungsbereiche — angepasst werden. (TZ 31) 

Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung, Reihe Bund 2015/9

Die Nachvollziehbarkeit des Entscheidungsprozesses war — insbesondere für externe 
Überprüfungen — durch die Dokumentation in unterschiedlichen Medien (Papierakten, 
einem elektronischen Archivierungssystem und einer an der Zahlung orientierten 
Applikation) erschwert. (TZ 18, 19, 21)

Internes Kontrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressorts BMVIT und BMWFW, 
Reihe Bund 2015/6

Der RH kritisierte Mängel in der Dokumentation; Verzögerungen und Lücken in der 
Veraktung wichtiger Dokumente (z.B. von unterschriebenen Verträgen, erbrachten 
Leistungen, Rechnungen) bargen das Risiko, die Nachvollziehbarkeit, Überprüfbarkeit 
und insbesondere die Sicherung der rechtlichen Position des Bundes im Streitfall zu 
beeinträchtigen. 
E: Aus Gründen der Rechtssicherheit und Transparenz wäre auf eine genaue und zeitnahe 
Dokumentation der unterschriebenen Verträge und der erbrachten Leistungen zu achten. 
(TZ 16) 

Magistrat der Stadt Salzburg: Kontrollsystem — Personalverwaltung, Reihe Salzburg 2010/3

E: Die Vornahme von in Ablaufprozessen vorgesehenen Kontrollschritten sollte schriftlich 
erfolgen und dokumentiert werden. (TZ 30, 31, 33)

ad. IV. 
Aktualisierung und Weiterentwicklung des IKS

Evaluierung des IKS

FFG und FWF — Interne Kontrollsysteme, Reihe Bund 2015/7

E: Das IKS wäre regelmäßig zu prüfen, um seine Wirksamkeit und Funktionsfähigkeit 
sicherzustellen; durch Follow–up–Überprüfungen wäre die Umsetzung der daraus 
gewonnenen Empfehlungen zu überwachen. (TZ 34ff) 
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Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung, Reihe Bund 2015/9

E: Durch eine regelmäßige Evaluierung wäre sicherzustellen, ob das bestehende Prüf– und 
Freigabewesen die Risiken effektiv adressiert. (TZ 22)

Österreichische Nationalbank — Gold– und Pensionsreserven, Jubiläumsfonds sowie 
Sozialleistungen, Reihe Bund 2015/3

E: Inhalte von Direktoriumsbeschlüssen sollten künftig zeitnah in die Arbeitsanweisungen 
eingearbeitet werden, um das Risiko der Durchführung von Transaktionen, die nicht den 
internen Vorgaben entsprechen, zu minimieren. (TZ 9) 

Rolle der IR für die Funktionsfähigkeit des IKS

Internes Kontrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressorts BMVIT und BMWFW, 
Reihe Bund 2015/6

Der Internen Revision kommt aufgrund ihres Detaileinblicks in die Abläufe des Ressorts 
bei der Kontrolle und Berichterstattung betreffend den IKS–Status des Ressorts eine 
bedeutende Rolle zu. (TZ 24)
E: Die Internen Revisionen sollten in regelmäßigen Abständen im Rahmen der 
nachprüfenden Kontrolle systematische Überprüfungen von Vergabevorgängen durchführen, 
um allfällige Schwachstellen und Fehlentwicklungen bei Beschaffungsprozessen zeitnah zu 
identifizieren. (TZ 24 )

Schieneninfrastruktur–Dienstleistungsgesellschaft mbH (SCHIG) — Aufgabenübertragung 
durch das BMVIT, Reihe Bund 2015/15

E: Die Ergebnisse des Risikomanagements sollten in Zukunft stärker mit der 
Prüfungsplanung der Internen Revision verschränkt werden. (TZ 34)

FFG und FWF — Interne Kontrollsysteme, Reihe Bund 2015/7

Der RH kritisierte die Verlagerung von Ressourcen der Internen Revision zu 
revisionsfremden Aufgaben (Projektleitung) und verwies in diesem Zusammenhang auf seine 
Empfehlung, die Einbindung der Internen Revision in operative Projekte in Hinsicht auf 
entstehende Unvereinbarkeiten zu begrenzen. (TZ 10)
E: Die Betrauung der Internen Revision mit zusätzlichen, nicht in ihre Aufgaben fallenden 
Tätigkeiten wäre zu vermeiden und damit das IKS insgesamt zu stärken. (TZ 10)

Flughafen Wien Aktiengesellschaft — Fahrzeugbeschaffungen und Fuhrparkmanagement, 
Reihe Niederösterreich 2015/2 und Reihe Wien 2015/1

Die Interne Revision der Flughafen Wien AG hatte in einem Prüfbericht aus dem Jahr 2013 
bereits auf Mängel im Beschaffungsprozess hingewiesen, ohne dass dies zu einer 
Verbesserung der IKS–Kontrollmaßnahmen führte. (TZ 10) 
E: Die Risikobewertung bezüglich Fuhrpark zu evaluieren und entsprechende IKS–
Kontrollmaßnahmen einzurichten. (TZ 33)
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ad V. 
Rolle der Leitungsorgane für die Gestaltung und Funktionsfähigkeit des IKS

Rolle des Vorstandsund Rolle der Aufsichtsgremien für die Gestaltung und Funktionsfähigkeit des 
IKS

Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung, Reihe Bund 2015/9

– Die Ergebnisse der internen Kontrollen (zB Prüfquoten, Fehlerquoten, Effektivität der 
Prüfungen etc.) wurden zwar innerhalb des Büros, aber nicht im Vorstand bzw. der 
Kontrollversammlung behandelt. 

– Im Hinblick auf das hohe Gebarungsvolumen war es notwendig, den Vorstand bzw. die 
Kontrollversammlung regelmäßig bei der Gestaltung des IKS und der Überprüfung von 
dessen Effektivität zu befassen. 

(TZ 18)
E: Der Vorstand hätte insbesondere die Aufgabe, bei der Definition der Organisationsziele 
und –risiken und der Kontrolle der Wirksamkeit des IKS strategische Vorgaben zu machen. 
(TZ 18)

FFG und FWF — Interne Kontrollsysteme, Reihe Bund 2015/7

– Die Einrichtung eines Aufsichtsrats und eines Bilanz/Finanzausschusses sowie eines 
geschäftsordnungsmäßig festgelegten Genehmigungsvorbehalts für bestimmte 
wirtschaftlich bedeutsame Geschäfte waren grundlegende und wichtige IKS–Elemente. 
(TZ 4)

– Da die Abwicklung von bestimmten Geschäften im FWF zumindest unterjährig weder dem 
Aufsichtsrat noch der Aufsichtsbehörde zur Kenntnis gelangen konnte, bestand in diesem 
Bereich eine IKS–relevante Regelungslücke. (TZ 4)

Problematik des Management–Overrides, dh die Bedeutung der Beachtung der Regelwerke im Top–
Managment

Internes Kontrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressorts BMVIT und BMWFW, 
Reihe Bund 2015/6

Der RH kritisierte die problematische Auftragsabwicklung und unzureichende 
Dokumentation der Entscheidungsgründe. Er wies daraufhin, dass für eine angemessene 
Compliance– und Kontrollkulturessenziell ist, dass auch die Ressortspitze inhaltliche und 
ablauftechnische Vorgaben mitbedenkt. (TZ 21)

Bedeutung der Kenntnis und des Verständnisses der Anwender für die Prozesse und Kontrollschritte

Internes Kontrollsystem bei Direktvergaben in ausgewählten Ressorts BMVIT und BMWFW, 
Reihe Bund 2015/6

Der RH wies darauf hin, dass der Kommunikation relevanter Informationen in IKS–Standards 
wesentliche Bedeutung beigemessen wird. (TZ 14)

ad VI. 
Kosten–Nutzen–Aspekte bei der Ausgestaltung des IKS

Gewährung von Ausgleichszulagen in der Pensionsversicherung, Reihe Bund 2015/9

– Eine Kosten–Nutzen–Rechnung der unterschiedlichen Kontrollmechanismen gab es nicht. 
– Positiv war anzumerken, dass die SVB mit der Prüfung relativ weniger Fälle ein relativ 

hohes Gebarungsvolumen erfasste. 
(TZ 21)
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FFG und FWF — Interne Kontrollsysteme, Reihe Bund 2015/7

Bezüglich des FWF wies der RH hingegen kritisch darauf hin, dass die derzeit geltenden 
Organisationsvorschriften des FTFG in einigen Bereichen überaus komplex und daher 
geeignet waren, Abläufe im FWF tendenziell zu verlangsamen. (TZ 4)
E: Die durchgeführten Kontrolltätigkeiten wären hinsichtlich ihres Nutzens zu evaluieren. 
(TZ 36)
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Im Jahr 2012 traten das Bundesverfassungsgesetz zur Medientranpa-
renz sowie das Medientransparenzgesetz in Kraft. Seitdem haben alle 
Rechtsträger, die der Kontrolle des RH unterliegen, quartalsweise die 
Ausgaben für Medienkooperationen und Werbung sowie für Förde-
rungen an Medieninhaber der Kommunikationsbehörde KommAus-
tria zu melden.

In diesem Zusammenhang verpflichtete der Gesetzgeber den RH mit 
der Sonderaufgabe, halbjährlich eine aktualisierte Liste der seiner Kon-
trolle unterliegenden Rechtsträger der KommAustria zu übermitteln. 
Zu diesen Rechtsträgern zählen

– die Bundesministerien, 

– die Landesverwaltungen, 

– die Gemeinden mit mindestens 10.000 Einwohnern, 

– die Gemeindeverbände, 

– die Träger der Sozialversicherung, 

– jene Unternehmen, an denen der Bund, die Bundesländer oder 
Gemeinden mit mindestens 50 Prozent beteiligt sind bzw. von die-
sen Gebietskörperschaften im Sinne des Art. 126b Abs. 2 B–VG 
beherrscht werden sowie 

– die der RH–Kontrolle unterliegenden Stiftungen, Fonds und 
Anstalten.

Diese aktuell 5.736 Rechtsträger umfassende Liste ist auf der Home-
page des RH http://www.rechnungshof.gv.at/beratung/pruefobjekte.
html veröffentlicht. Sie ist die Grundlage für die Meldungen an die 
KommAustria, die ihrerseits die quartalsweisen Meldungen auf ihrer 
Homepage https://www.rtr.at/de/m/Medientransparenz veröffentlicht.

Für den RH eröffnete sich mit dem Inkrafttreten des Medientranspa-
renzgesetzes auch ein neues Prüfungsfeld. Seit Herbst 2013 überprüfte 
der RH die Umsetzung des Medientransparenzgesetzes bei insgesamt 
acht Rechtsträgern:

Prüfungsfeld und 
–tätigkeit
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– Stadt Graz (Reihe Steiermark 2014/4),

– Land Kärnten (Reihe Kärnten 2014/5),

– Land Tirol (Reihe Tirol 2014/5),

– MuseumsQuartier Errichtungs– und Betriebsgesellschaft (Reihe Bund 
2015/3 und Reihe Wien 2015/2),

– Bundesimmobiliengesellschaft (Reihe Bund 2015/8),

– Allgemeine Unfallversicherungsanstalt (AUVA; Reihe Bund 2015/12),

– Niederösterreichische Landeskliniken–Holding (Reihe Niederöster-
reich 2015/9) sowie 

– BMFJ (Reihe Bund 2015/17).

Ziel dieser Gebarungsüberprüfungen war es, die Vollständigkeit und 
Richtigkeit der Meldungen betreffend Medienkooperationen und Wer-
beaufträge sowie Förderungen an Medieninhaber zu beurteilen. Weiters 
überprüfte der RH die Erfüllung der Meldepflichten und die Einhal-
tung der inhaltlichen Anforderungen des Medientransparenzgesetzes. 
Schließlich zeigte der RH auch allfällige Probleme bei der Anwendung 
dieses Gesetzes auf.

Aufgrund der gewählten gesetzlichen Konstruktion zur Förderung der 
Transparenz bei Medienkooperationen sowie bei der Erteilung von Wer-
beaufträgen und Förderungen an Medieninhaber eines periodischen 
Druckwerks oder eines periodischen elektronischen Mediums waren ein 
Bundesverfassungsgesetz, ein Bundesgesetz sowie für den Bund und 
jedes Bundesland je eine Richtlinie, somit zehn Richtlinien, erforder-
lich. Durch die Regelung im Verfassungsrang hätte die zweckmäßige 
Möglichkeit bestanden, eine einheitliche Vorgehensweise für den Bund 
und die Länder zu schaffen. Diese Gelegenheit einer Verwaltungsver-
einfachung blieb ungenützt.

Die Vollständigkeit der Meldungen nach dem Medientransparenzgesetz 
ist dann gegeben, wenn der Rechtsträger unter Beachtung der Baga-
tellgrenze von 5.000 EUR

Erfüllung der Meldepflichten nach dem Medientransparenzgesetz

Vollständigkeit  
der Meldungen
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– für Werbeaufträge und Medienkooperationen quartalsweise die 
Namen der beauftragten periodischen Medien sowie die Gesamt-
höhe des diesen zufließenden Nettoentgelts und 

– bei Förderungen die Namen der Förderungsempfänger sowie die 
Gesamthöhe des diesen tatsächlich zufließenden Förderentgelten 

gesondert bekanntgibt.

Die bisherigen Prüfungen ergaben, dass bis auf die Bundesimmobili-
engesellschaft und die Niederösterreichischen Landeskliniken–Holding 
alle überprüften Rechtsträger Probleme bei der Vollständigkeit der Mel-
dungen an die KommAustria hatten.

Ursächlich für die Unvollständigkeit von Quartalsmeldungen des BMFJ, 
des Landes Tirol, des Landes Kärnten, der Stadt Graz und der Muse-
umsQuartier Errichtungs– und Betriebsgesellschaft waren die Kon-
trolldefizite, die durch fehlende bzw. nicht hinreichende organisato-
rische Implementierung der Angelegenheiten der Medientransparenz 
bedingt waren. Diese führten dazu, dass Medien– bzw. Förderungsmel-
dungen unterblieben. Bei der AUVA, die zwei in ihrem Auftrag her-
gestellte periodische Medien in Höhe von insgesamt rd. 1,8 Mio. EUR 
nicht meldete, waren alle Quartalsmeldungen des überprüften Zeit-
raums unvollständig.

Die Rechtsträger haben neben der Verpflichtung zur vollständigen 
Meldung die Werbeaufträge und Medienkooperationen überdies auch 

– betraglich richtig (Nettoentgeltsgebot), 

– sachlich richtig (periodisches Medium) sowie

– zeitlich richtig (nach ihrem Erscheinungsdatum)

zuzuordnen. Bei Förderungen ist die Zuordnung eines Förderungsbetrags 
an einen Medieninhaber dann sachlich richtig, wenn mit ihm die inhalt-
liche Gestaltung, Produktion oder Verbreitung eines periodischen Medi-
ums des Medieninhabers gefördert worden. Maßgeblich für die zeit-
lich richtige Zuordnung einer Förderung ist das Datum ihrer Zusage.

Die bisherigen Prüfungen ergaben, dass bis auf die Bundesimmobilien-
gesellschaft alle überprüften Rechtsträger aufgrund der bereits darge-
stellten organisationsbedingten Kontrolldefizite Probleme bei der betrag-

Richtigkeit  
der Meldungen
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lichen, sachlichen oder zeitlichen Richtigkeit der Meldungen an die 
KommAustria hatten:

So waren bei der Stadt Graz 24 von 30 Meldungen betreffend Werbe-
aufträge und Medienkooperationen u.a. deshalb unrichtig, weil die Stadt 
mehrfach keine Nettobeträge bekanntgab, Werbemaßnahmen zeitlich 
unrichtig zuordnete und Veranstaltungsförderungen sachlich unrich-
tig als Werbeaufträge meldete. Von sechs gemeldeten Förderungen war 
überdies eine deshalb sachlich unrichtig, weil ein Medieninhaber eines 
nichtperiodischen Mediums gefördert wurde.

Beim Land Kärnten kamen unrichtige betragliche Meldungen durch 
Eingabefehler hinsichtlich der zeitlichen Zuordnung von Leistungen 
aus Werbemaßnahmen oder durch Rechenfehler zustande. Weiters wur-
den Sponsoringbeträge für die inhaltliche Gestaltung und Ausstrah-
lung bzw. Verbreitung periodischer Medien unrichtigerweise als Ent-
gelte für Werbemaßnahmen und nicht als Förderungen gemeldet.

Unrichtige Meldungen des Landes Tirol kamen durch die Nichtein-
haltung des Nettoentgeltgebots, interne Falschmeldungen, unrichtige 
Zuordnung von Werbeaufträgen zum jeweiligen Medium bzw. durch 
eine Doppelberücksichtigung von Werbeaufträgen in der Medienmel-
dung zustande.

Die MuseumsQuartier Errichtungs– und Betriebsgesellschaft gab im 
gesamten überprüften Zeitraum betraglich und sachlich unrichtige 
Meldungen ab. Ursächlich dafür waren individuelle Bearbeitungs– und 
Berechnungsfehler. Diese entstanden durch

– die Nichtberücksichtigung einzelner Werbeaufträge oder Gegen-
geschäftsanteile bei Werbemaßnahmen,

– das Heranziehen nicht aktualisierter Prognosekosten für Werbemaß-
nahmen in den Mediaplänen statt der tatsächlich verrechneten Kosten 
sowie

– die Nichteinhaltung des Nettoentgeltgebots durch einzelne oder 
kombinierte Zurechnung von Skonti, Rabatten, Werbeabgaben, 
Preisnachlässen oder Gutschriften.

Meldungen der AUVA waren sachlich und betraglich unrichtig, weil 
zwei periodisch erscheinende Medien als ein Medium gemeldet wurden. 
Bei richtiger Meldung wäre der Teilbetrag für ein Medium unter die 
Bagatellgrenze gefallen. Meldungen waren auch zeitlich und betrag-
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lich unrichtig, weil die AUVA einzelne TV–Sendebeiträge zwei Quar-
talen zuordnete.

Sachlich, zeitlich und betraglich unrichtige Meldungen der NÖ Lan-
deskliniken–Holding kamen durch unrichtige Zuordnung von Wer-
bemaßnahmen sowie durch Verstöße gegen das Nettobetragsprinzip 
zustande, die jedoch im Wesentlichen zu erhöhten Meldungen führten.

Der RH zeigte im Zuge der Überprüfung der AUVA und der NÖ Landes-
kliniken–Holding Auslegungsprobleme hinsichtlich der zeitlich rich-
tigen Meldung von Online–Werbemaßnahmen auf, die mehrfach und 
quartalsübergreifend erscheinen sollen. Während die KommAustria 
der AUVA noch die Rechtsauskunft erteilte, dass eine derartige Wer-
bemaßnahme einmalig — und zwar mit dem Gesamtbetrag zum Erst-
veröffentlichungszeitpunkt — zu melden sei, vertrat sie gegenüber der 
NÖ Landeskliniken–Holding hingegen die Auffassung, dass die einzel-
nen Veröffentlichungen einer solchen Werbemaßnahme zeitlich und 
betraglich auf die Quartale aufzuteilen sind. Der RH wies die Komm–
Austria auf ihre unterschiedlichen Rechtsmeinungen zu vergleichbaren 
Sachverhalten hin und vertrat die Ansicht, dass derartige Werbemaß-
nahmen richtigerweise quartalsmäßig zuzuordnen seien. Er empfahl 
daher der KommAustria, die FAQs auf ihre Homepage dahingehend 
zu ergänzen. 

Das BMFJ gab alle Werbemaßnahmen des BMFJ im überprüften Zeit-
raum richtig bekannt. Die Bekanntgabe von Förderungen war  in drei 
Quartalen des überprüften Zeitraums insbesondere wegen der Berück-
sichtigung nichtperiodischer Medien bzw. falscher Beträge unrichtig, 
führten jedoch — wie bei der NÖ Landeskliniken–Holding — im Wesent-
lichen zu erhöhten Meldungen.

Diese „erhöhten“ Meldungen sind auch nach Ansicht des Bundesverwal-
tungsgerichts unrichtig, weil den gemeldeten Beträgen keine bekanntga-
bepflichtigen Sachverhalte zu Grunde liegen. Durch diese verzerrte Dar-
stellung der erteilten Aufträge wird der Zweck des Gesetzes, umfassende 
Transparenz bei Werbeaufträgen, Medienkooperationen und Förderungen 
zu erreichen, vereitelt. (BVwG am 23.02.2015, GZ W194 2007704–1/6E)
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In den acht durchgeführten Prüfungen zeigte der RH eine Reihe von 
Verstößen gegen die Verpflichtung, entgeltliche Werbeeinschaltungen 
als solche zu kennzeichnen, auf, weiters von Verstößen gegen das Sach-
lichkeitsgebot sowie gegen das sogenannte Hinweis– und Kopfverbot.

In den zehn Medientransparenz–Richtlinien ist gleichlautend vorge-
sehen, dass bei der Beauftragung einer entgeltlichen Veröffentlichung 
der Auftragnehmer vertraglich dazu zu verpflichten ist, eine eindeu-
tige Kennzeichnung vorzunehmen. Weiters sind Veröffentlichungen in 
Radio– und Fernsehprogrammen sowie in Sendungen von Abrufdiens-
ten mit den Worten „entgeltliche Einschaltung des/der“ bzw. „eine ent-
geltliche Information des/der“ oder „bezahlte Anzeige des/der“ jeweils 
unter Beifügung der Bezeichnung des Organs des betreffenden Rechts-
trägers oder eines dieses eindeutig identifizierbaren Logos zu kenn-
zeichnen. Veröffentlichungen in einem periodischen Druckwerk, einem 
wiederkehrenden elektronischen Medium oder auf einer Website sind 
die Worte „entgeltliche Einschaltung“ oder „bezahlte Anzeige“ deut-
lich sichtbar beizufügen.

Die durchgeführten Gebarungsüberprüfungen des RH zeigten, dass nur 
die Werbemaßnahmen des BMFJ aufgrund der dokumentierten ver-
traglichen Kennzeichnungsverpflichtung richtig als solche gekenn-
zeichnet waren. Alle übrigen vom RH geprüften Rechtsträger hielten 
die Kennzeichnungspflicht überwiegend nicht oder nur unvollständig 
ein. Davon verstießen das Land Tirol, die AUVA und die NÖ Landeskli-
niken–Holding bei rd. 75 % sowie das Land Kärnten bei nahezu 100 % 
der Werbemaßnahmen gegen die Kennzeichnungspflicht.

Das Medientranzparenzrecht regelt, dass audiovisuelle Kommunika-
tion und entgeltliche Veröffentlichungen ausschließlich der Deckung 
eines konkreten Informationsbedürfnisses der Allgemeinheit zu dienen 
haben, das in einem inhaltlichen Zusammenhang mit dem Wirkungs-
bereich des jeweiligen Rechtsträgers steht. Darunter fallen insbeson-
dere Informationen zur Rechtslage sowie Handlungs– oder Verhaltens-
empfehlungen und Sachinformationen. Audiovisuelle Kommunikation 
oder entgeltliche Veröffentlichungen, die keinen konkreten Bezug zur 
Deckung eines Informationsbedürfnisses aufweisen und ausschließlich 
oder teilweise lediglich der Vermarktung der Tätigkeit des Rechtsträ-
gers dienen, sind unzulässig (sogenanntes Sachlichkeitsgebot).

Der RH zeigte in seinen Gebarungsüberprüfungen auf, dass einige Wer-
bemaßnahmen der Stadt Graz und des Landes Kärnten keinen kon-
kreten Bezug zur Deckung eines Informationsbedürfnisses der All-

Einhaltung der  
inhaltlichen  
Vorgaben des  
Medientransparenz-
rechts

Kennzeichnung von 
Werbemaßnahmen

Sachlichkeitsgebot
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gemeinheit hatten und somit nicht ausschließlich Sachinformation 
enthielten.

Das BMFJ hielt im überprüften Zeitraum zwar die formalen Kriterien des 
Medientransparenzgesetzes im Hinblick auf das Sachlichkeitsgebot ein, 
veranlasste jedoch zusätzliche aufwendige Werbemaßnahmen zu medial 
bereits stark besetzten Themen. Der RH verwies bezugnehmend auf sei-
nen Bericht betreffend die Öffentlichkeitsarbeit im BMLFUW (Reihe Bund 
2013/4, TZ 8) darauf, Printmedien primär durch Presseaussendungen und 
Pressekonferenzen dazu anzuregen, von sich aus über Tätigkeiten des 
Ministeriums zu berichten. Erst wenn darüber hinaus noch ein Bedarf 
an weiterer Sachinformation der Öffentlichkeit besteht, sollten auch 
entgeltliche Schaltungen in Printmedien in Erwägung gezogen werden.

Die Werbemaßnahmen der übrigen überprüften Rechtsträger enthiel-
ten ausschließlich Sachinformation.

Das gesetzliche Hinweis– bzw. Kopfverbot galt für alle acht vom RH 
überprüften Rechtsträger. Danach ist es untersagt, in audiovisueller 
kommerzieller Kommunikation oder entgeltlichen Veröffentlichungen 
auf oberste Organe im Sinne von Art. 19 B–VG hinzuweisen bzw. diese 
bildlich darzustellen.

Der RH zeigte in seinen Gebarungsüberprüfungen auf, dass das Land 
Tirol, die MuseumsQuartier Errichtungs– und Betriebsgesellschaft, die 
NÖ Landeskliniken–Holding und das BMFJ das Hinweis– bzw. Kopf-
verbot bei entgeltlichen Werbemaßnahmen beachteten. Die Stadt Graz, 
das Land Kärnten, die Bundesimmobiliengesellschaft und die AUVA 
verstießen bei einzelnen Werbeeinschaltungen gegen dieses Verbot.

Weiters legte der RH bei zwei überprüften Rechtsträgern auch Vorgangs-
weisen offen, durch die nicht nur die Bekanntgabepflicht, sondern auch 
die inhaltlichen Vorgaben, wie das Sachlichkeitsgebot oder das Hinweis– 
bzw. das Kopfverbot, rechtlich zulässig umgangen wurden:

Die NÖ Landeskliniken–Holding übernahm nur fünf Tage vor Inkraft-
treten des Medientransparenzgesetzes die Medieninhaberschaft bei bei-
den von ihr an Verlage in Auftrag gegebenen Magazine. Dadurch schie-
den diese als rechtsträgereigene Magazine aus dem Anwendungsbereich 
des Medientransparenzgesetzes aus. Daher musste die NÖ Landeskli-
niken–Holding der Intention des Gesetzgebers, umfassende Transpa-
renz bei entgeltlichen Veröffentlichungen herbeizuführen, bei beiden 
Magazinen nicht entsprechen.

Hinweis– bzw.  
Kopfverbot
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Die Bundesimmobiliengesellschaft als Medieninhaberin eines perio-
dischen Magazins legte im Rahmen einer Versandkooperation mit einem 
Medieninhaber ihr Magazin dessen Printmedium bei. Da es sich bei die-
ser Verbreitungsart von Medien um keinen Auftrag zur entgeltlichen Ein-
schaltung einer Werbemaßnahme handelt, unterlag das Magazin nicht 
den Vorgaben des Medientransparenzgesetzes. Der RH verwies jedoch 
darauf, dass sich durch diese Vorgangsweise eine unbegrenzte Möglich-
keit eröffnet, mit — von der KommAustria als solche bezeichneten — „all-
fälligen Geldern“, die für die Beilegung eines eigenen Printmediums zu 
einer Tageszeitung geleistet werden, Werbungen bzw. Förderungen über 
ein periodisches Medium abzuwickeln.

Die Prüfungen des RH belegten, dass die Intention des Gesetzgebers, 
Transparenz bei Medienkooperationen, Werbeaufträgen und Förde-
rungen zu schaffen, keineswegs umfassend gegeben ist: Ein Drittel bis 
die Hälfte der Werbemaßnahmen fiel unter die Bagatellgrenze (Auf-
träge unter 5.000 EUR pro Quartal müssen nicht gemeldet werden). 
Sie scheinen somit auch nicht in den von der KommAustria veröf-
fentlichten Listen auf.

Bei den Rechtsträgern ergab sich bspw. folgendes Bild:

Im Land Tirol lagen rd. 52 % der Werbeaufträge unter der Bagatell-
grenze. Der Anteil der Bagatellbeträge an den erfassten Gesamtaus-
gaben für Werbemaßnahmen betrug rd. 24 %.

Bei der MuseumsQuartier Errichtungs– und Betriebsgesellschaft lagen 
rd. 56 % der Werbeaufträge unter der Bagatellgrenze. Der Anteil der 
Bagatellbeträge an den erfassten Gesamtausgaben für Werbemaßnah-
men betrug rd. 30 %.

Bei der Bundesimmobiliengesellschaft lagen rd. 78 % der Werbeauf-
träge unter der Bagatellgrenze. Der Anteil der Bagatellbeträge an den 
erfassten Gesamtausgaben für Werbemaßnahmen betrug rd. 39,5 %.

Bei der AUVA lagen rd. 70 % der Werbeaufträge unter der Bagatell-
grenze. Der Anteil der Bagatellbeträge an den erfassten Gesamtaus-
gaben für Werbemaßnahmen betrug rd. 41%.

Bagatellgrenze
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Im Zuge des Nachfrageverfahrens bei der Stadt Graz sowie den Län-
dern Kärnten und Tirol ergab sich folgender Umsetzungsstand:

Die Stadt Graz hat — den Empfehlungen des RH folgend — die Prü-
fung der Vollständigkeit und Richtigkeit der Meldungen zentral im 
Aufgabenbereich der Magistratsdirektion verankert. So wurde in der 
Geschäftseinteilung der Stadt Graz für die Präsidialabteilung der 
Magistratsdirektion eine ausdrückliche Zuständigkeit für die Voll-
ziehung des Medientransparenzgesetzes vorgesehen. Weiters wurde 
die Kennzeichnungsverpflichtung für die Entgeltlichkeit von Beiträ-
gen nachweislich eingeführt. Schließlich erfolgte eine Anpassung der 
Richtlinien für die Öffentlichkeitsarbeit der Stadt Graz an die Erfor-
dernisse des Medientransparenzrechts, die jedoch noch der politischen 
Beschlussfassung bedarf.

Das Land Kärnten hat alle Empfehlungen des RH umgesetzt. Die Zustän-
digkeit für das Medientransparenzgesetz wurde in der Geschäftseintei-
lung des Landes in der Abteilung 1 — Landesamtsdirektion (allg. bzw. 
inhaltl.) und in der Abteilung 2 — Finanzen, Beteiligungen und Wohn-
bau (Bekanntgabepflichten) verankert. Die Dienststellen des Amtes der 
Kärntner Landesregierung wurden mit Erlass vom 15. Mai 2014 ange-
wiesen, alle Entwürfe für entgeltliche Veröffentlichungen bzw. audio-
visuelle Kommunikation im Sinne des Medientransparenzgesetzes vor 
Auftragserteilung der Abteilung 1/UA Marketing und Medienservice 
zur Vorabprüfung zu übermitteln. Damit erfolgt nunmehr eine zen-
trale obligatorische Beurteilung der Werbeaufträge und Medienkoo-
perationen auf die grundsätzliche Übereinstimmung mit den inhalt-
lichen Anforderungen des Medientransparenzgesetzes.Weiters sind 
mit dem erwähnten Erlass die Dienststellen des Amts der Kärntner 
Landesregierung nochmals auf die bei jeder entgeltlichen Veröffent-
lichung einzuholende vertragliche Verpflichtung des Auftragnehmers 
zur Kennzeichnung nach § 2 der Richtlinien des Landes hingewiesen 
worden. Der über das SAP–System generierte Bestellschein ist dahin-
gehend gestaltet worden, dass bei jeder Bestellung von entgeltlichen 
Veröffentlichungen die entsprechende vertragliche Verpflichtung samt 
dem genauen Wortlaut der Kennzeichnung enthalten ist. 

Das Land Tirol hat alle Empfehlungen des RH umgesetzt. Die Angelegen-
heiten der Medientransparenz wurden durch die Novelle zur Geschäfts-
einteilung des Amtes der Tiroler Landesregierung, LGBl. Nr. 106/2014, 
zentral der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit zugewiesen. Weiters ist mit 
dem Erlass Nr. 10, des Landesamtsdirektors vom 21.10.2014 die ver-
bindliche Einbindung der Abteilung Öffentlichkeitsarbeit in die Vor-
bereitung und Abwicklung aller Werbeaufträge, Medienkooperationen 
und Förderungen sowie deren Beurteilung auf ihre Übereinstimmung 

Umsetzungsstand 
der Empfehlungen 
des RH 
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mit dem Medientransparenzgesetz angeordnet. Der Abteilung Öffent-
lichkeitsarbeit obliegt auch die Prüfung der diesbezüglichen Meldungen 
auf Vollständigkeit und Richtigkeit.

Durch die Umsetzung der Empfehlungen des RH haben die Stadt Graz, 
das Land Kärnten und das Land Tirol die Voraussetzungen geschaf-
fen, künftig vollständige und richtige Bekanntgaben an die KommAus-
tria ebenso sicherzustellen wie die inhaltlichen Vorgaben des Medien-
transparenzrechts.
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Tätigkeiten des RH im Zusammenhang  
mit dem Parteiengesetz

Mit dem — im Rahmen des sog. „Transparenzpaketes“ — beschlossenen 
Parteiengesetz 2012 (PartG), BGBl. I Nr. 56/2012 (nunmehr in der Fas-
sung BGBl. I Nr. 84/2013) wurden dem RH umfangreiche Sonderaufga-
ben übertragen. Für ihn sind damit zusätzliche neue Verwaltungsaufga-
ben und somit prüfungsfremde Tätigkeiten verbunden, wie er ausführlich 
in seinem im Juli 2015 veröffentlichten Bericht „Sonderaufgaben des RH 
nach dem Parteiengesetz 2012“, Reihe Bund 2015/10, darlegte.

Als Resümee seiner nach dem PartG wahrzunehmenden Tätigkeiten 
war vom RH — nach dem erstmaligen Ablauf seiner jährlichen Auf-
gaben i.Z.m. den Rechenschaftsberichten der politischen Parteien für 
das Jahr 2013 — festzustellen, dass sich die Rolle des RH im Rahmen 
des PartG im Wesentlichen auf die Entgegennahme, formale Kon-
trolle und Veröffentlichung von den in den Rechenschaftsberichten 
enthaltenen Informationen über die politischen Parteien in Österreich 
beschränkt. Mangels Einrichtung entsprechender originärer Einschau– 
und Prüfungsrechte im Bereich der politischen Parteien ist dem RH 
eine Beurteilung der Vollständigkeit und Richtigkeit der Inhalte nicht 
möglich.

Die Veröffentlichung der Rechenschaftsberichte sowie der Befragungs-
ergebnisse zu Rechtsgeschäften mit Beteiligungsunternehmen der Par-
teien lassen eine inhaltliche Kontrolle durch den RH vermuten, eine sol-
che ist jedoch im PartG nicht vorgesehen und daher auch nicht möglich.

Ein wesentliches Ziel des PartG — umfassende Transparenz hinsicht-
lich der Parteienfinanzierung aller Parteien in Österreich — ist nicht 
erreicht. Nur ein geringer Anteil jener Parteien, die der Rechenschafts-
pflicht gemäß PartG unterliegen, übermittelten einen Rechenschafts-
bericht für das Jahr 2013. Außerdem fehlte die Transparenz über die 
Vermögenssituation der Partei, den tatsächlichen Aufwand für Wahl-
werbungsausgaben sowie die Verwendung der Parteienförderung.

Das PartG enthält detaillierte Regelungen über die im Rechenschaftsbe-
richt auszuweisenden Inhalte. Trotz der vorgelagerten Kontrolle durch 
die Wirtschaftsprüfer enthielten die Rechenschaftsberichte konkrete 
Anhaltspunkte für Unrichtigkeiten und Unvollständigkeiten; der RH 
teilte diese dem Unabhängigen Parteien–Transparenz–Senat (UPTS) mit.

Verwaltungs-
aufgaben des RH  
im Bereich Parteien-
gesetz 2012
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Tätigkeiten des RH im Zusammenhang  
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Diese prüfungsfremden Aufgaben nach dem PartG schränken die 
Wahrnehmung der Kernaufgaben des RH — die Durchführung von 
Gebarungsüberprüfungen und seine Beratungstätigkeit — ein.

Für die Durchführung der Sonderaufgaben nach dem PartG war im 
Berichtsjahr bis Ende November 2015 ein Personalaufwand von rd. 
600 Prüfertagen erforderlich. Mit demselben Aufwand hätte der RH 
etwa zehn Stichproben–oder Follow–up–Überprüfungen durchführen 
können.

Bis Mitte Juli des Berichtszeitraums konzentrierte sich die Tätigkeit des 
RH im Zusammenhang mit dem PartG — aufgrund konkreter Anhalts-
punkte für Unrichtigkeiten und Unvollständigkeiten in allen dem RH 
übermittelten Rechenschaftsberichten — auf das im § 10 PartG vorge-
sehene Verfahren für die Kontrolle der Rechenschaftsberichte 2013 und 
auf die Durchführung der Befragung aller der RH–Kontrolle unterlie-
genden Rechtsträger hinsichtlich Rechtsgeschäften mit Beteiligungs-
unternehmen. Ab Ende September begann die Kontrolle der — für das 
Jahr 2014 übermittelten — Rechenschaftsberichte der Parteien. Dane-
ben erfolgte ganzjährig laufend die Veröffentlichung von Spenden 
über 50.000 EUR auf der Website des RH.

Der RH hat gemäß § 6 Abs. 5 PartG Spenden, die im Einzelfall die 
Höhe von 50.000 Euro übersteigen, unter Angabe des Namens und der 
Anschrift des Spenders auf seiner Website zu veröffentlichen.

Im Jahr 2015 wurden dem RH bis zum Redaktionsschluss insgesamt 
elf derartige Spenden gemeldet, die der RH gesetzeskonform auf sei-
ner Website (www.rechnungshof.gv.at) veröffentlichte.

Politische und wahlwerbende Parteien dürfen von den in § 6 Abs. 6 
PartG aufgelisteten natürlichen oder juristischen Personen keine 
Spenden annehmen. Nach dieser Bestimmung unzulässige Spen-
den sind von der Partei unverzüglich, spätestens mit Einreichung 
des Rechenschaftsberichts für das betreffende Jahr, an den RH wei-
terzuleiten. Der RH hat die eingehenden Beträge auf einem geson-
derten Konto zu verwahren. Gemäß § 6 Abs. 8 PartG hat der RH die 
innerhalb eines Kalenderjahres eingegangenen Beträge zu Beginn des 
darauf folgenden Kalenderjahres an Einrichtungen, die mildtätigen 
oder wissenschaftlichen Zwecken dienen, weiterzuleiten.

Wahrnehmung der 
Aufgaben des RH  
im Bereich  
Parteiengesetz

Veröffentlichung  
von Spenden über 
50.000 EUR

Weiterleitung  
unzulässiger Spenden



Themen der öffentlichen Finanzkontrolle

Burgenland 2015/8  67

Themen der öffentlichen Finanzkontrolle
Tätigkeiten des RH im Zusammenhang  
mit dem Parteiengesetz

Im Zuge des Stellungnahmeverfahrens zum Rechenschaftsbericht 2013 
leitete die ÖVP im Februar 2015 eine als unzulässig erachtete Spende 
von 5.000 EUR an den RH weiter. 

Zu Beginn des Kalenderjahres 2016 wird der RH diese und etwaige 
weitere bis dahin eingegangene unzulässige Spenden an mildtätige 
oder wissenschaftliche Einrichtungen entsprechend der gesetzlichen 
Vorgaben weiterleiten.

Für das Rechenschaftsjahr 2013 hatten insgesamt zehn politische Par-
teien (BZÖ, FPÖ, DIE GRÜNEN — DIE GRÜNE ALTERNATIVE, KPÖ, 
Bürgerforum Tirol — Liste Fritz, NEOS, ÖVP, SPÖ, Team Stronach für 
Österreich und vorwärts Tirol) dem RH testierte Rechenschaftsberichte 
übermittelt. 

Das Verfahren zur formalen Prüfung der Rechenschaftsberichte gemäß 
§ 10 PartG verursachte — trotz vorheriger Prüfung und Bestätigung 
durch zwei vom RH bestellte Wirtschaftsprüfer — aufgrund zahlreicher 
konkreter Anhaltspunkte für unrichtige oder unvollständige Angaben 
einen hohen Verwaltungsaufwand.

Wenn der RH feststellt, dass der Rechenschaftsbericht einer Partei den 
Anforderungen des PartG entspricht, muss er den Rechenschaftsbe-
richt gemäß § 10 Abs. 3 PartG samt Spenden–, Sponsoring– und Inse-
ratenliste, Liste der Beteiligungsunternehmen der Parteien und Ergeb-
nissen der Befragung der seiner Kontrolle unterliegenden Rechtsträger 
zu Rechtsgeschäften mit Beteiligungsunternehmen der Parteien ver-
öffentlichen. 

Im Zeitraum März bis Juli 2015 veröffentlichte der RH daher die aktu-
alisierten Rechenschaftsberichte 2013 der zehn Parteien samt Datum 
des Einlangens der Erstversion des Rechenschaftsberichts und der Ver-
öffentlichung auf seiner Website. Der RH wies zudem auf seiner Web-
site bei jedem Rechenschaftsbericht explizit auf etwaige Mitteilungen 
an den UPTS hin.

Gemäß § 5 Abs. 6 PartG hat der RH die ihm von den Parteien im 
Rechenschaftsbericht bekannt gegebenen Beteiligungsunternehmen 
(das sind Unternehmen, an denen eine Partei oder eine ihr nahestehende 
Organisation oder eine Gliederung der Partei, die eigene Rechtsper-
sönlichkeit besitzt, beteiligt sind) den seiner Kontrolle unterliegenden 
Rechtsträgern mitzuteilen. Er hat diese Rechtsträger aufzufordern, ihm 
binnen eines Monats den Gesamtbetrag der zwischen den Rechtsträ-

Stellungnahme– 
verfahren und  
Veröffentlichung  
der Rechenschafts–
berichte 2013

Befragung hinsichtlich 
der Rechtsgeschäfte 
mit Beteiligungs-
unternehmen
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gern und jedem einzelnen der Beteiligungsunternehmen im Berichts-
zeitraum des Rechenschaftsberichts abgeschlossenen Rechtsgeschäfte 
bekannt zu geben.

In ihren bis Ende Oktober übermittelten Rechenschaftsberichten für 
das Jahr 2013 hatten die Parteien insgesamt 83 Beteiligungsunterneh-
men (43 der SPÖ, 39 der ÖVP, eines der DIE GRÜNEN — DIE GRÜNE 
ALTERNATIVE) ausgewiesen. Da die Daten der Beteiligungsunterneh-
men unvollständig waren, gaben die Parteien im Rahmen des Stel-
lungnahmeverfahrens weitere, in der Erstversion der Rechenschafts-
berichte nicht enthaltene Beteiligungsunternehmen (24 der SPÖ, eines 
der ÖVP) bekannt. Durch die verzögerte Bekanntgabe der Beteiligungs-
unternehmen durch die Parteien musste die Befragung der kontrollun-
terworfenen Rechtsträger über die Rechtsgeschäfte mit Beteiligungsun-
ternehmen der Parteien in zwei Tranchen (November/Dezember 2014, 
Februar/März 2015) erfolgen. 

Der RH stellte fest, dass die Meldequote bei der Befragung der seiner 
Kontrolle unterliegenden Rechtsträger mit je 84% grundsätzlich hoch 
war, insbesondere angesichts der Tatsache, dass die Nicht–Abgabe der 
Meldung mit keiner Sanktion bedroht war. 

Der RH befragte rd. 6.000 Rechtsträger hinsichtlich ihrer Rechtsge-
schäfte mit 108 Beteiligungsunternehmen der Parteien im Jahr 2013. 
Der Gesamtbetrag der dem RH gemeldeten Rechtsgeschäfte zwischen 
Unternehmen mit Parteienbeteiligung und dem öffentlichen Bereich 
betrug rd. 71,66 Mio. EUR.

Detaillierte Auflistungen der gemeldeten Rechtsgeschäfte der Rechts-
träger mit den Beteiligungsunternehmen der Parteien veröffentlichte 
der RH auf seiner Website. Die Daten werden sowohl als PDF–Datei 
als auch als CSV–Datei — diese auch auf der Open Government Data 
Plattform (www.data.gv.at) — zur Verfügung gestellt und sind damit 
auch elektronisch verarbeitbar.

Der RH versuchte, das Stellungnahmeverfahren generell zur Richtigstel-
lung der Rechenschaftsberichte zu nutzen und konnte in vielen Fällen 
auch eine Korrektur erreichen; er wirkte bspw. auf die Sicherstellung 
eines einheitlichen und vollständigen Aufbaus der Berichte, die Glie-
derung der Spendenliste, die Vollständigkeit der ausgewiesenen Spen-
den und Beteiligungsunternehmen der Parteien sowie den transpa-
renten und vergleichbaren Ausweis von Einnahmen und Ausgaben hin.

Mitteilungen des RH 
an den UPTS und 
Entscheidungen des 
UPTS
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In mehreren Fällen erstattete der RH Mitteilungen an den UPTS in 
Bezug auf die Rechenschaftsberichte 2013, weil konkrete Anhalts-
punkte für sanktionierte Verstöße gegen das PartG vorlagen. Darüber 
hinaus stellte der RH im Zuge seiner Prüfung auch Verstöße gegen 
die Transparenzbestimmungen in den Rechenschaftsberichten fest, 
für die keine Sanktionen vorgesehen waren; auch in Bezug auf diese 
informierte der RH den UPTS, wenn das Stellungnahmeverfahren die 
konkreten Anhaltspunkte für unrichtige oder unvollständige Anga-
ben nicht ausräumte. Desgleichen informierte der RH den UPTS im 
Falle von vermuteten Verstößen gegen landesgesetzliche Vorschriften.

Der UPTS ist zur Verhängung von Geldbußen und Geldstrafen nach 
dem PartG beim BKA eingerichtet (§ 11 Abs. 1 und 2 PartG). Der UPTS 
kann aufgrund einer vom RH erstatteten Mitteilung — in den vom 
PartG genannten Fällen — über die Partei mit Bescheid eine Geldbuße 
verhängen (§ 12 Abs. 1 PartG). 

Die nachstehende Übersicht zeigt, zu welchen Angelegenheiten der 
RH Mitteilungen an den UPTS erstattete und welche Entscheidung der 
UPTS dazu traf (die Bescheide des UPTS betreffend die Verhängung 
von Geldbußen sind auf seiner Website veröffentlicht):

Mitteilungen des RH Entscheidung des UPTS Partei

Wahlwerbungsausgaben

Überschreitung des Höchstbetrages der 
Wahlwerbungsausgaben bei der Wahl zum 
Nationalrat

Geldbuße 300.000 EUR ÖVP

Geldbuße 15.000 EUR SPÖ

Geldbuße 567.000 EUR Team Stronach

Überschreitung des Höchstbetrages der 
Wahlwerbungsausgaben bei der Wahl zum 
Landtag in Niederösterreich

Geldbuße 100.000 EUR ÖVP

Überschreitung des Höchstbetrages der 
Wahlwerbungsausgaben bei der Wahl zum 
Kärntner Landtag

Keine Zuständigkeit des UPTS für 
landesgesetzliche Vorschriften Team Stronach

Mögliche Unvollständigkeit bzw. 
Unrichtigkeit des Ausweises der 
Wahlwerbungsausgaben bei der Wahl zum 
Kärntner Landtag

Einstellung des Verfahrens SPÖ
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Möglicher unvollständiger Nachweis 
der Einhaltung der Beschränkung der 
Wahlwerbungsausgaben (keine Angabe von 
Summen, wenn diese unter den gesetzlichen 
Höchstgrenzen lagen; keine Aufschlüsselung 
nach Ausgabenkategorien gemäß § 4 Abs. 2 
PartG)

Einstellung des Verfahrens ÖVP

Ausweis der Einnahmen und Ausgaben

Möglicher unvollständiger Ausweis zur 
Landesorganisation Niederösterreich

Geldbuße 15.000 EUR BZÖ

Mögliche Unvollständigkeit der Ausgaben der 
Landesorganisation Kärnten

Einstellung des Verfahrens KPÖ

Mögliche Unrichtigkeit der Angaben hinsichtlich 
eines Darlehens an die Landesorganisation 
Kärnten

Einstellung des Verfahrens KPÖ

Mögliche Unrichtigkeit bzw. Unvollständigkeit 
des Rechenschaftsberichts durch Abweichung 
von der Einnahmen–Ausgaben–Rechnung

Einstellung des Verfahrens SPÖ

Spenden

Mögliche Unvollständigkeit des Ausweises von 
Spenden auf Gemeindeebene

Einstellung des Verfahrens FPÖ

Verspäteter gesonderter Ausweis einer Spende 
über 3.500 EUR (§ 6 Abs. 4 PartG)

Keine Veranlassung für Tätigwerden
(Gesetz räumt eine 
Verbesserungsmöglichkeit ein)

NEOS

Einstellung des Verfahrens ÖVP

Verspäteter gesonderter Ausweis von zehn 
Spenden über 3.500 EUR (§ 6 Abs. 4 PartG) bzw. 
über der jeweiligen landesgesetzlichen Grenze

Einstellung des Verfahrens SPÖ

Verspäteter gesonderter Ausweis von Spenden 
über 1.000 EUR im Rechenschaftsbericht 
(Tiroler Parteienfinanzierungs– und 
Klubförderungsgesetz 2012)

Keine Zuständigkeit des UPTS für 
landesgesetzliche Vorschriften

vorwärts Tirol

Mögliche Annahme von ausweis– bzw. 
meldepflichtigen Spenden durch den Verein 
„Anliegen für Österreich“ (§ 6 Abs. 4 bzw. 5 
PartG)

Einstellung des Verfahrens ÖVP

Annahme einer unzulässigen Spende (§ 6 Abs. 6 
PartG)

Einstellung des Verfahrens ÖVP

Mögliche Annahme unzulässiger Spenden vom 
Parlamentsklub 

Einstellung des Verfahrens BZÖ

Einstellung des Verfahrens FPÖ

Mögliche unzulässige Spenden vom 
Parlamentsklub der Partei bzw. von 
Landtagsklubs

Einstellung des Verfahrens SPÖ
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Bis Redaktionsschluss übermittelten neun Parteien dem RH ihre 
Rechenschaftsberichte für das Jahr 2014, die Partei Team Stronach 
für Österreich zugleich einen Nachtragsbericht hinsichtlich ihrer Wahl-
werbungsausgaben zum Rechenschaftsbericht 2013. Die Rechenschafts-
berichte der Parteien Bürgerforum Tirol — Liste Fritz, DIE GRÜNEN — 
DIE GRÜNE ALTERNATIVE, FPÖ, NEOS, Team Stronach für Österreich 
und vorwärts Tirol für 2014 langten fristgerecht bis zum 30. Septem-
ber 2015 ein. Die Berichte der KPÖ bzw. der ÖVP und der SPÖ wurden 
innerhalb der — von den Parteien nach § 5 Abs. 7 PartG beantragten 
und vom RH gewährten — Fristerstreckung bis 14. bzw. 28. Okto-
ber 2014 übermittelt. Vom BZÖ, das dem RH — Ende Februar 2015 — 
den Rechenschaftsbericht für das Jahr 2013 übermittelt hatte, langte 
für das Jahr 2014 bis Redaktionsschluss kein Bericht ein.

Übrigens hat der RH in seinem Sonderbericht zum Parteiengesetz (Reihe 
Bund 2015/10) kritisch festgestellt, dass es aus Sicht der Parteien güns-
tiger sein kann, keinen Rechenschaftsbericht abzugeben, da dies nicht 
sanktioniert wird.

Hinsichtlich der dem RH für das Jahr 2014 übermittelten Berichte war 
aufgrund der zum Berichtszeitpunkt laufenden Kontrolle bzw. erfor-
derlicher Stellungnahmeverfahren bis zum Redaktionsschluss noch 
kein Rechenschaftsbericht auf der Website des RH zu veröffentlichen.

Entgegennahme und 
Kontrolle der Rechen-
schaftsberichte 2014

Beteiligungsunternehmen

Mögliche Unvollständigkeit der Liste der 
Beteiligungsunternehmen

Entscheidung wird einer gesonderten 
bescheidmäßigen Erledigung 
vorbehalten

SPÖ

Einstellung des Verfahrens ÖVP

Ausweis von Gliederungen

Mögliche Nichteinbeziehung von Gliederungen 
der Partei

Einstellung des Verfahrens ÖVP

Zahlungen i.Z.m. nahestehenden Organisationen

Mögliche Unvollständigkeit hinsichtlich 
auszuweisender Zahlungen im Zusammenhang 
mit „nahestehenden Organisationen“

Einstellung des Verfahrens ÖVP

Mögliche Unvollständigkeit des 
Rechenschaftsberichts in Hinblick auf Angaben 
zu nahestehenden Organisationen

Einstellung des Verfahrens SPÖ

Prüfungsvermerk

Mögliche Unvollständigkeit der 
Wahlwerbungsausgaben und des Ausweises von 
Spenden, Sponsoring und Inseraten

Keine Veranlassung zu weiteren 
Ermittlungsschritten

Team Stronach

Quellen: Mitteilungen des RH an den UPTS, Entscheidungen des UPTS; Darstellung RH
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§ 14 Abs. 2 PartG überträgt dem RH die Aufgabe der Valorisierung der 
Höchstgrenzen für Wahlwerbungsausgaben sowie der Offenlegungs-
pflichten bei Spenden. Das PartG enthält in § 14 eine Valorisierungs-
regel, die ab dem Jahr 2015 anzuwenden war.

Ausgangspunkt für die Valorisierung im Jahr 2015 war die Verände-
rung des Verbraucherpreisindex (VPI) 2010 des Jahres 2014 gegen-
über dem Jahr 2013. Die Anpassung von Beträgen hat erst zu erfol-
gen, wenn sich der VPI 2010 um mehr als 5 % erhöht.

Laut Bekanntgabe der Statistik Austria vom 24. Februar 2015 ergab 
sich eine Erhöhung des Wertes des VPI 2010 für das Jahr 2014 gegen-
über dem Jahr 2013 um 1,7 %. Die gesetzliche Schwelle von 5 %, ab 
deren Überschreiten Änderungen des VPI 2010 zu berücksichtigen und 
Beträge entsprechend anzupassen sind, war damit nicht überschritten. 
Somit blieben die im PartG genannten Beträge vorerst unverändert.

Valorisierung  
von Beträgen
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Funktionierende, das heißt starke und unabhängige Oberste Rech-
nungskontrollbehörden (ORKB) sind ein essentieller Grundbestand-
teil eines funktionierenden Staatsgefüges und tragen wesentlich zur 
Bekämpfung von Korruption und Misswirtschaft bei. 

Bereits 1977 in der Deklaration von Lima (ISSAI 1) und 2007 in der 
Deklaration von Mexiko (ISSAI 10) sowie 2011 und 2014 in zwei Reso-
lution der Generalversammlung der Vereinten Nationen (A/66/209 und 
A/69/228) wurde unterstrichen, dass die Unabhängigkeit von ORKB 
die wichtigste Grundlage ist, um ihre Prüftätigkeit frei und objek-
tiv durchführen zu können und somit einen wesentlichen Beitrag zu 
Good Governance, Transparenz und Rechenschaftspflicht zu leisten. 

Doch gerade in Entwicklungsländern sind das Fehlen dieser Werte und 
daraus resultierende weitere Missstände oft das größte Hemmnis auf 
dem Weg zu einer stabilen Demokratie und wirtschaftlicher Eigen-
ständigkeit. Die Ergebnisse einer internationalen Umfrage10 besagen 
zudem, dass 40 % der ORKB weltweit in ihrer Unabhängigkeit — von 
einer unzulässigen Einmischung der Exekutive in den Budgetierungs-
prozess über die freie Wahl der Prüfungsthemen und Möglichkeit der 
Veröffentlichung von Berichten bis hin zur Personalauswahl etc. — 
eingeschränkt und mitunter sogar stark gefährdet sind.

Vor diesem Hintergrund hat der RH in seiner Funktion als Generalse-
kretariat der INTOSAI in Kooperation mit der Austrian Development 
Agency (ADA) Anfang des Jahres 2015 ein Peer–Review–Projekt zur 
Prüfung der Unabhängigkeit von ORKB ins Leben gerufen. Im Rah-
men dieses Projekts soll 

– anhand von Peer Reviews bei sieben nationalen Rechnungshöfen 
eine Analyse zur Umsetzung der acht Prinzipien der Unabhängig-
keit nach der Deklaration von Mexiko (ISSAI 10) einschließlich ent-
sprechender nationaler Empfehlungen erarbeitet werden; darauf 
aufbauend soll

– ein Querschnittsbericht mit Empfehlungen für Maßnahmen auf 
internationaler Ebene und

10 2014 IDI Global Survey/ Global Stocktaking Report 2014

Ausgangslage

Internationales  
Peer–Review–Projekt
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– ein Bericht zu den im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Peer–Reviews gewonnenen Erfahrungen entstehen sowie abschlie-
ßend

– ein konkreter Maßnahmen– bzw. Handlungsplan für die internati-
onale Gemeinschaft erstellt und im Rahmen einer internationalen 
Konferenz verabschiedet werden.

Im Zuge des Projekts werden an insgesamt sieben ORKB aus allen 
sieben INTOSAI Regionen — Afrika, arabischer Raum, Asien, Kari-
bik, Lateinamerika, pazifischer Raum und Nicht–EU–Europa — Peer 
Reviews durchgeführt. Dabei werden Probleme der einzelnen ORKB 
in Bezug auf die Unabhängigkeit, definiert nach den Internationalen 
Normen der Obersten Rechnungskontrollbehörden (ISSAIs), identifi-
ziert und Empfehlungen zur Lösung dieser Probleme ausgesprochen. 
Die Berichte zu den Peer Reviews sollen für die ORKB effektive Werk-
zeuge sein, um damit Maßnahmen zur Stärkung der Unabhängigkeit 
in die Wege zu leiten, Parlamente, Medien und die Öffentlichkeit über 
den Status ihrer Unabhängigkeit aufzuklären und etwaige Follow–up–
Maßnahmen einzuleiten. 

Der Fokus liegt dabei auf den in der Deklaration von Mexiko defi-
nierten acht Prinzipien der Unabhängigkeit von ORKB: 

– Angemessener und wirksamer verfassungsrechtlicher Rahmen;

– Unabhängigkeit der ORKB–Leiter und „Mitglieder”;

– Ausreichend breit gefasste Prüfungskompetenz und Ermessensfrei-
heit in der Erfüllung der obliegenden Aufgaben;

– Uneingeschränkter Zugang zu Informationen; 

– Recht und Pflicht zur Berichterstattung;

– Freiheit, über Inhalt und Zeitpunkt von Prüfungsberichten zu ent-
scheiden;

– Bestehen eines Follow–up–Mechanismus;

– Finanzielle/ wirtschaftliche/ administrative Unabhängigkeit sowie 
ausreichende Ressourcen.

Die ADA fördert das Peer–Review–Projekt mit einer Summe von ins-
gesamt EUR 300.000. Darüber hinaus werden beträchtliche Sachlei-
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stungen von anderen ORKB in Form von Prüfpersonal geleistet: sechs 
ORKB — die ORKB Ägypten, Bahamas, Brasilien, Ghana, Japan und Mol-
dau — entsenden jeweils eine Prüferin bzw. einen Prüfer für die Peer–
Review–Teams. Der RH übernimmt die verantwortungsvolle Aufgabe 
der Leitung der einzelnen Peer Reviews und stellt für deren Durchfüh-
rung 20 Prüferinnen und Prüfer zur Verfügung. 

Das langfristige Ziel des Projekts ist es, die Transparenz und die Rechen-
schaftspflicht der öffentlichen Finanzgebarung in sieben ausgewählten 
Ländern der sieben INTOSAI Regionen zu stärken. Dabei sollen nicht 
nur die sieben nationalen ORKB, Parlamente und Regierungen in den 
ausgewählten Projektländern Albanien, Äthiopien, Bhutan, Ecuador, 
Trinidad und Tobago, Tunesien und Vanuatu von dem Projekt profi-
tieren, sondern in Folge übergreifend auch die gesamte INTOSAI sowie 
die Zivilgesellschaft einen nachhaltigen Nutzen daraus ziehen. 

Die folgenden vier Einzelergebnisse, die im Laufe des dreijährigen Pro-
jektzeitraums erarbeitet werden, sollen in ihrer Summe einen signi-
fikanten Beitrag zur internationalen Bewusstseinsbildung über die 
Notwendigkeit unabhängiger ORKB zur Ausübung der externen öffent-
lichen Finanzkontrolle leisten:

Ergebnis 1:

Die sieben ausgewählten ORKB sollen bis Mitte des Jahres 2016 einen 
Peer–Review–Bericht und damit ein wirksames Instrument für natio-
nale Follow–up–Maßnahmen und zur Kommunikation mit ihren Par-
lamenten und den Medien erhalten. 

Die Berichte werden jeweils eine Analyse zur Umsetzung der acht Prin-
zipien der Unabhängigkeit nach der Deklaration von Mexiko (ISSAI 10) 
enthalten. Ebenso sollen Empfehlungen für mögliche ORKB–interne 
und nationale Maßnahmen zur Stärkung jener Elemente der Unabhän-
gigkeit, bei denen es Verbesserungsbedarf gibt, ausgesprochen werden.

Ergebnis 2:

Bis Ende des Jahres 2016 soll ein Querschnittsbericht (Cross–cutting 
Report), der übergreifende Themen aus allen sieben Peer Reviews 
erfasst und dahingehend Empfehlungen für Maßnahmen auf interna-
tionaler Ebene zur Stärkung von ORKB anführt, erstellt werden. 

Zielsetzung  
und erwartete  
Ergebnisse
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Dieser Bericht soll jene Bereiche aufzeigen, wo in Bezug auf die Unab-
hängigkeit von ORKB Handlungsbedarf auf internationaler Ebene hin-
sichtlich Kapazitätsaufbau, der Entwicklung von Normen etc. besteht. 
Im Weiteren soll dieser Bericht allen INTOSAI–Organen sowie den Ver-
einten Nationen und der internationalen Gebergemeinschaft vorge-
legt werden. 

Ergebnis 3:

Bis Ende des Jahres 2016 soll allen INTOSAI–Mitgliedern und Organen 
ein Bericht zu den im Zusammenhang mit der Durchführung der Peer–
Reviews gewonnenen Erfahrungen (Lessons–learnt Report) zur Ver-
fügung gestellt werden. 

Im Sinne eines Leitfadens für weitere ähnliche Peer Reviews soll die-
ser Bericht neben einer Analyse zu Nutzen und Effizienz diverser in 
den Peer Reviews angewandten Methoden und Aktivitäten auch Infor-
mationen über gute und schlechte Erfahrungen bzw. Handlungswei-
sen enthalten. 

Ergebnis 4:

Basierend auf den Empfehlungen aus den sieben Peer Reviews und 
dem daraus resultierenden Querschnittsbericht soll bis Ende des Jah-
res 2017 ein konkreter Maßnahmen– bzw. Handlungsplan für die inter-
nationale Gemeinschaft erstellt und im Rahmen einer Konferenz in 
Wien unterzeichnet werden. Dieser Plan soll konkret festlegen, wel-
che Kapazitätsaufbaumaßnahmen auf internationaler Ebene durchzu-
führen sind, um ORKB weltweit nachhaltig zu stärken. 

Gleichzeitig bringt dieses Peer Review Projekt auch großen Nutzen für 
den RH: einerseits bietet es den Prüferinnen und Prüfern die Gelegen-
heit, von anderen Prüfern, aber auch von der reviewten Stelle zu lernen, 
und stellt damit auch eine praktische Bildungsmaßnahme im internati-
onalen Kontext dar. Andererseits kommt das von den Prüferinnen und 
Prüfern im Rahmen des Peer Reviews bei der geprüften Stelle erworbene 
Wissen über Organisation und Arbeitsweise sowie Umsetzung internati-
onaler Standards auch dem RH zugute, wird damit doch weiteres Know–
how im RH aufgebaut. Die auf diese Weise erfolgende Vernetzung von 
internationalem Wissen mit der Prüftätigkeit führt zu einem weiteren 
Ausbau der Position des RH als international führende Oberste Rech-
nungskontrollbehörde.

Weiterer Nutzen
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Schließlich leistet dieses Peer Review auch einen wesentlichen Beitrag 
zum effektiveren Einsatz österreichischer Entwicklungszusammen-
arbeits-Gelder: Durch die Stärkung von Rechnungshöfen in Schwer-
punktgebieten der ADA wird die Kontrolle öffentlicher Mittel vor Ort 
verbessert und damit auch ein gesteigerter Nutzen im Sinne der Ent-
wicklungshilfe gestiftet.

Die Projektidee wurde erstmals im Rahmen der 66. Präsidialtagung 
der INTOSAI im November 2015 in Wien im größeren internationalen 
Rahmen präsentiert. In weiterer Folge wurde von der Internationalen 
Abteilung des RH in ihrer Funktion als Generalsekretariat der INTO-
SAI in Abstimmung mit der ADA ein erstes Konzept zur Durchführung 
des Projekts erarbeitet. Das Project Proposal zum Peer–Review–Pro-
jekt wurde schließlich Anfang März 2015 zwischen ADA und INTOSAI 
vertraglich fixiert. Die Feinausarbeitung und Abstimmung der einzel-
nen Projektschritte samt aller erforderlichen Projektunterlagen (Logi-
cal Framework als logischer Bezugsrahmen für das Projekt, detail-
lierter Budget– und Zeitplan, Konzept für Monitoring und Evaluierung 
des Projekts, Umwelt– und Genderanalyse) wurde im September 2015 
abgeschlossen.

Um die teilnehmenden ORKB zu ermitteln, kontaktierte das Generalse-
kretariat der INTOSAI bereits im Jänner 2015 die Sekretariate der sie-
ben INTOSAI–Regionen — AFROSAI für die afrikanische Region, ARA-
BOSAI für den Arabischen Raum, ASOSAI für Asien, CAROSAI für die 
Karibik, EUROSAI für Europa samt Nachfolgestaaten der Sowjetunion, 
OLACEFS für Lateinamerika und PASAI für den Pazifischen Raum — 
mit der Bitte um Unterstützung in der Identifikation potenzieller Part-
ner–ORKB. Insgesamt 23 ORKB aus allen Regionen bekundeten in Folge 
ihr Interesse an der Teilnahme am Peer–Review–Projekt. 

Unter Berücksichtigung der ADA–Schwerpunktländer sowie nach 
Gesprächen bzw. Abstimmung mit der INTOSAI Entwicklungsinitia-
tive (IDI) wurden bis Mitte des Jahres 2015 schließlich die 14 im Projekt 
teilnehmenden ORKB eruiert: sieben ORKB, die sich einer Peer Review 
unterziehen werden und neben dem RH sechs weitere ORKB, die Per-
sonal für die Peer–Review–Teams zur Verfügung stellen. 

In nachstehender Grafik sind die Projektpartner ADA und INTOSAI 
sowie die Konstellation der am Projekt teilnehmenden ORKB in den sie-
ben INTOSAI Regionen dargestellt. Jeweils drei Prüferinnen bzw. Prüfer 
des RH sowie eine Prüferin bzw. ein Prüfer einer ORKB aus der Region 
bilden ein Team zur Durchführung der Peer Review an einer ORKB der 

Projektabwicklung
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Region (die PASAI bildet hierbei eine Ausnahme, das Review Team, 
bestehend aus zwei Prüferinnen, stellt in diesem Fall allein der RH): 

Die Auswahl der 20 vom RH entsandten Prüferinnen und Prüfer für die 
Peer–Review–Teams erfolgte in einem RH–internen Verfahren. Nach 
Vorauswahl der eingegangenen schriftlichen Bewerbungen (einschließ-
lich Motivationsschreiben und Darlegung internationaler Erfahrungen 
und Bekanntgabe von Sprachkenntnissen in den erforderlichen Arbeits-
sprachen) wählte eine Kommission, bestehend aus Vertreterinnen und 
Vertretern der Dienstgeber– sowie Dienstnehmerseite, nach Mehrheits-
entscheid die 20 RH–Mitglieder für die Peer–Review–Teams aus. 
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Das INTOSAI Generalsekretariat arbeitete Memoranda of Understan-
ding (MoUs) aus, welche nach Region von allen am Peer–Review–Pro-
jekt teilnehmenden ORKB bzw. deren Leitern Ende September 2015 
unterzeichnet wurden. Die insgesamt sieben einheitlich formulierten 
MoUs legen neben Umfang, Zeitrahmen, Zielsetzung und administra-
tiven Arrangements der Peer Reviews auch die Aufgaben und Verant-
wortlichkeiten der einzelnen Projektpartner fest. 

Darüber hinaus konnte die ORKB der Slowakei, ihres Zeichens betraut 
mit dem Vorsitz des INTOSAI–Unterkomitees zu Peer Reviews, dazu 
gewonnen werden, gemeinsam mit der ORKB Norwegen die für Anfang 
des Jahres 2017 geplante Evaluierung des Peer–Review–Projekts durch-
zuführen. 

Der Erfüllung des langfristigen Projektgesamtziels liegen sieben Peer–
Review–Berichte zugrunde. Um diese Berichte termingerecht bis Mitte 
des Jahres 2016 zum Abschluss bringen zu können, nahmen die sie-
ben Peer–Review–Teams bereits im September 2015 ihre Arbeit auf. 
Die Peer Reviews werden gemäß ISSAI 5600 ‚Peer Review Leitfaden’ 
und anderen international anerkannten Normen der externen öffent-
lichen Finanzkontrolle umgesetzt.

Als Kick–off für die Peer Reviews organisierte das Generalsekretariat 
der INTOSAI im RH einen Vorbereitungsworkshop für die Prüferinnen 
und Prüfer. Neben der gemeinsamen Ausarbeitung des Peer–Review–
Konzepts und eines einheitlichen Fragebogens zum Versand an die 
reviewten ORKB war dieser Workshop für die international zusam-
mengesetzten Peer–Review–Teams auch eine erste Möglichkeit des 
Kennenlernens und Austauschs von grundlegenden Informationen für 
eine erfolgreiche Zusammenarbeit. 

Zwischen Ende Jänner und Ende Februar 2016 werden die sieben Teams 
für einen Zeitraum von jeweils zwei Wochen vor Ort an den ORKB in 
Albanien, Äthiopien, Bhutan, Ecuador, Trinidad und Tobago, Tune-
sien und Vanuatu Einschau halten. Die finalen Berichte zu den Peer 
Reviews sollen im dritten bzw. vierten Quartal des Jahres 2016 den 
reviewten ORKB in der Übersetzung in der jeweiligen Landessprache 
vorgelegt werden.

Basierend auf den Peer–Review–Berichten werden folglich die weite-
ren Projektergebnisse, der übergreifende Querschnittsbericht (Cross–
cutting Report), der Erfahrungsbericht über die Durchführung der Peer 
Reviews (Lessons–learnt Report) und der Maßnahmen– und Handlungs-
plan für die internationale Gemeinschaft, erstellt.

Sieben INTOSAI 
Regionen – Sieben 
Peer Reviews
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Die ADA unterstützt Länder in Afrika, Asien, in Südost– und Osteur-
opa sowie der Karibik bei ihrer nachhaltigen Entwicklung. Die INTO-
SAI vertreten durch den RH in seiner Funktion als Generalsekretariat 
der INTOSAI leistet mit dem Projekt „Peer Reviews zur Unabhängig-
keit“ einen wesentlichen Beitrag zum Kapazitätsaufbau in diesen Regi-
onen, vor allem in jenen Ländern, die sich im demokratischen Aufbau-
prozess befinden. Das Projekt erfährt in der INTOSAI–Gemeinschaft 
breite Zustimmung. Maßgebliche Entscheidungsträger der INTOSAI, 
unter anderem die IDI, die ORKB Südafrika als Vorsitzende des Komi-
tees für den Aufbau von Sachkompetenzen (CBC) und die ORKB Slo-
wakei als Vorsitzende des Unterkomitees für Peer Reviews haben die-
ses Projekt ausdrücklich befürwortet und dem Generalsekretariat der 
INTOSAI ihren Dank für die Durchführung ausgesprochen.

Ein Projekt wie dieses ist nur durch die Zusammenarbeit starker Part-
nerinnen und Partner zu bewerkstelligen. ADA und INTOSAI bieten mit 
ihrer umfangreichen Expertise, ihrem Know–how im Projektmanage-
ment von Kapazitätsaufbauprojekten und der notwendigen finanzi-
ellen Unterstützung die ideale Basis dafür, dass alle am Projekt teilneh-
menden ORKB von dieser starken Partnerschaft nachhaltig profitieren 
werden. 

Die primären Begünstigten dieses Projekts sind nicht nur die ORKB, 
die mit dem Statusbericht zu ihrer Unabhängigkeit ein wirkungsvolles 
Instrument erhalten werden, sondern auch jene ORKB, deren Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter aktiv in den Peer–Review–Teams durch 
den Austausch von Ideen, Methoden und Erfahrungen neues Wis-
sen und damit einen erheblichen Mehrwert für die gesamte Institu-
tion generieren. 

Auf lange Sicht sollen alle ORKB in den sieben INTOSAI Regionen aus 
diesem Pilotprojekt ‚Peer Reviews zur Unabhängigkeit’ einen Nutzen 
ziehen können. Gestärkte ORKB wiederum unterstützen und bekräf-
tigen die Arbeit der Parlamente und Regierungen, was im Endeffekt 
der gesamten Zivilbevölkerung zugute kommt. 

Das ADA/INTOSAI Peer–Review–Projekt unter der Federführung des 
RH in seiner Funktion als Generalsekretariat der INTOSAI ist somit ein 
bedeutender Beitrag Österreichs für die internationale Entwicklungs-
zusammenarbeit.

Nutzen für alle 
Beteiligten
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Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung – Stärkung 
von Rechnungshöfen zur Sicherung nachhaltiger 
Entwicklung

Mit der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung (vormals „Post–2015 
Entwicklungsagenda“) haben die Vereinten Nationen (VN) anlässlich 
ihres 70. Gipfels Ende September 2015 eine umfassende globale Ent-
wicklungsstrategie für die nächsten 15 Jahre angenommen. Als Kern-
stück beinhaltet die Agenda 2030 insgesamt 17 nachhaltige Entwick-
lungsziele, die den Millenniums–Entwicklungszielen nachfolgen und in 
insgesamt 169 Unterziele aufgegliedert sind. 

Im Rahmen der Erarbeitung dieser Agenda 2030 hat der RH als INTO-
SAI–Generalsekretariat — auf der Grundlage eines Auftrags des INTO-
SAI Kongresses in Peking im Jahr 2013 — erfolgreich die Veranke-
rung der Stärkung der Unabhängigkeit und des Kapazitätsaufbaus für 
Rechnungshöfe als Oberste Rechnungskontrollbehören (ORKB) sowie 
die Verbesserung des öffentlichen Rechnungswesens für die nächsten 
15 Jahre umgesetzt. Denn Ziel 16 der insgesamt 17 nachhaltigen Ent-
wicklungsziele sieht den Aufbau leistungsfähiger, rechenschaftspflich-
tiger Institutionen auf allen Ebenen vor, wovon auch und insbesondere 
Rechnungshöfe umfasst sind; und das einen integralen Bestandteil der 
Agenda 2030 bildende Abschlussdokument der Konferenz von Addis 
Abeba unterstreicht ausdrücklich die Bedeutung der Stärkung von 
Rechnungshöfen als unabhängige nationale Aufsichtsmechanismen 
sowie der Erhöhung von Transparenz und gleichberechtigter Beteili-
gung am Budgetierungsprozess.

So ist es in Hinblick auf eine erfolgreiche Umsetzung dieser Entwick-
lungsagenda das Interesse der internationalen Staatengemeinschaft, 
die nachhaltige Entwicklung der öffentlichen Finanzen bestmöglich zu 
sichern. ORKB können zur Nachhaltigkeit der Finanzen einen wesent-
lichen Beitrag leisten, denn sie machen Fehlentwicklungen sichtbar, 
sichern die Rechenschaftspflicht der Verantwortlichen und geben mit 
ihren Empfehlungen konkrete Verbesserungsvorschläge. Der RH trat 
im Jahr 2015 als Generalsekretariat der INTOSAI daher nachdrück-
lich dafür ein, diese bedeutende Rolle von ORKB bei der Sicherstel-
lung nachhaltiger Entwicklung sowie die dafür notwendigen Bedin-
gungen im Rahmen der VN und insbesondere in Zusammenhang mit 
der Agenda 2030 zu verankern. 

Bereits im Dezember 2014 konnte mit der Annahme einer — nach der 
2011 verabschiedeten Resolution A/66/209 — weiteren Resolution der 
Generalversammlung der VN ein besonders bedeutender Erfolg erzielt 
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werden, an dessen Zustandekommen der RH als Generalsekretariat 
der INTOSAI maßgeblich beteiligt war. In dieser Resolution A/69/228 
fordert die Generalversammlung der VN unter dem Titel „Förderung 
und Unterstützung einer effizienten, rechenschaftspflichtigen, wirk-
samen und transparenten Verwaltung durch die Stärkung der Obersten 
Rechnungskontrollbehörden“ alle Mitgliedstaaten auf, der Unabhän-
gigkeit und dem Kapazitätsaufbau von ORKB sowie der Verbesserung 
des öffentlichen Rechnungswesens im Kontext der Post–2015 Entwick-
lungsagenda (nunmehr Agenda 2030) entsprechende Bedeutung beizu-
messen. Konkret beinhaltet die Resolution insbesondere

– die Anerkennung, dass ORKB ihre Arbeit nur dann objektiv und 
wirksam ausüben können, wenn sie unabhängig von den geprüf-
ten Stellen und geschützt gegen Einflüsse von außen sind;

– die Betonung, dass ORKB eine wichtige Rolle bei der Förderung einer 
effizienten, rechenschaftspflichtigen, wirkungsvollen und transpa-
renten öffentlichen Verwaltung, welche die Verwirklichung der nati-
onalen und internationalen Entwicklungsziele fördert, einnehmen;

– die Ermutigung der Mitgliedstaaten, die in den Deklarationen von 
Lima über die Leitlinien der Finanzkontrolle aus dem Jahre 1977 
und Mexiko über die Unabhängigkeit der Obersten Rechnungskon-
trollbehörden aus dem Jahr 2007 aufgestellten Grundsätze im Rah-
men ihrer jeweiligen nationalen institutionellen Strukturen umzu-
setzen;

– die Aufforderung an die Mitgliedstaaten und relevanten Institu-
tionen der VN zur Intensivierung ihrer Zusammenarbeit mit der 
INTOSAI und zur gebührenden Berücksichtigung der Unabhängig-
keit und des Kapazitätsaufbaus von ORKB sowie der Verbesserung 
des öffentlichen Rechnungswesens im Zusammenhang mit der Post–
2015 Entwicklungsagenda.

Mit der Anerkennung der unverzichtbaren Rolle von ORKB und des 
Kapazitätsaufbaus bei der Sicherstellung der Rechenschaftspflicht von 
Regierungen in Bezug auf die Verwendung öffentlicher Mittel stellt 
diese Resolution nicht nur einen weiteren Meilenstein in der Geschichte 
der INTOSAI dar, sondern sie leistet darüber hinaus einen wesentlichen 
Beitrag zur weltweiten Stärkung der externen öffentlichen Finanz-
kontrolle. 

Im Anschluss an diesen wegweisenden Erfolg hob Präsident Josef 
Moser anlässlich eines Arbeitstreffens mit dem Generalsekretär der 
VN, Ban Ki–moon, in New York im Jänner 2015 nachdrücklich die 
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Bedeutung der Unabhängigkeit von und des Kapazitätsaufbaus für 
ORKB sowie der Verbesserung des öffentlichen Rechnungswesens her-
vor. Im Rahmen dieses Treffens betonte auch VN–Generalsekretär Ban 
Ki–moon die Wichtigkeit der Arbeit von Rechnungshöfen und der 
nationalen ORKB für die Herstellung von Transparenz und Rechen-
schaftspflicht. Er dankte Generalsekretär Moser für das Engagement 
der INTOSAI und sagte ihm volle Unterstützung zu, ORKB durch die 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung zu stärken. 

Auch das in enger Zusammenarbeit zwischen dem RH als INTOSAI–
Generalsekretariat und der Hauptabteilung der Vereinten Nationen für 
wirtschaftliche und soziale Angelegenheiten (VN DESA) organisierte 
23. VN/INTOSAI–Symposium, das vom 2. bis 4. März 2015 im Vienna 
International Centre stattfand, widmete sich dem Thema „Post–2015 
Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen: Rolle der ORKB und Mög-
lichkeiten zur Umsetzung nachhaltiger Entwicklung“. 

Ziel war es, die Position der ORKB in Bezug auf nachhaltige Entwick-
lung als Leitthema der Post–2015 Entwicklungsagenda der VN unter 
Einbeziehung der Partner zu präzisieren und diese in den weiteren 
Prozess der nunmehrigen Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung 
einzubringen.

Zu diesem Zweck wurden folgende Unterthemen intensiv diskutiert:

– Welche konkreten Erwartungen haben die unterschiedlichen Stake-
holder wie Parlamente, Bürgerinnen und Bürger, Regierungen, Ent-
wicklungshilfeorganisationen und v.a. auch die Vereinten Nationen 
an ORKB in Bezug auf nachhaltige Entwicklung?

– Welche Voraussetzungen für ORKB müssen gegeben sein, damit sie 
wirksam an der Sicherstellung nachhaltiger Entwicklung mitwir-
ken können? 

– Welche konkreten Möglichkeiten und welche bereits gelebten Erfah-
rungen bestehen für ORKB zur wirksamen Mitwirkung an der Post–
2015 Entwicklungsagenda?

Eröffnet wurde das Symposium von Bundespräsident Heinz Fischer, 
der seiner vollen Unterstützung für die Forderungen nach einer Stär-
kung der Unabhängigkeit der ORKB im Sinne eines demokratischen 
Bekenntnisses zu Good Governance Ausdruck verlieh. Präsident Josef 
Moser hob die Schlüsselrolle der Rechnungshöfe bei der Gewährlei-
stung, dass öffentliche Ressourcen zum Wohle der Bürger eingesetzt 
werden, hervor.

23. VN/INTOSAI–
Symposium
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Abschließender Höhepunkt des Symposiums war die Annahme der 
Schlussfolgerungen und Empfehlungen durch die Teilnehmenden am 
letzten Tag des Symposiums. Diese Schlussfolgerungen bilden als Leit-
linie hinsichtlich der Erwartungen, Voraussetzungen und Möglich-
keiten für die Arbeit von ORKB zur Sicherung nachhaltiger Entwick-
lung eine bedeutende Grundlage für den künftigen Beitrag von ORKB 
im Rahmen der Agenda 2030. Darin wird insbesondere die Sicherung 
der Unabhängigkeit von Rechnungshöfen, die Durchführung von Wirt-
schaftlichkeitsprüfungen durch Rechnungshöfe, der Kapazitätsaufbau 
für Rechnungshöfe sowie die Verbesserung des öffentlichen Rech-
nungswesens empfohlen.

Im Rahmen des hochrangigen Symposiums des Development Coopera-
tion Forum der VN, das im April 2015 zum Thema „Development Coo-
peration for People and Planet: What will it take?“ in Incheon, Südko-
rea, stattfand, konnte der RH als Generalsekretariat der INTOSAI erneut 
auf die Bedeutung von ORKB für die Sicherung von Transparenz und 
Rechenschaftspflicht sowie auf ihre essentielle Rolle bei der Umsetzung 
der nunmehrigen Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung nachdrück-
lich hinweisen. Aus diesem Anlass bestätigte VN–Untergeneralsekretär 
Wu Hongbo, dass die VN sich der Bedeutung von Rechenschaftspflicht 
und der wichtigen Rolle der ORKB bewusst seien und diese in den Umset-
zungsprozess der Agenda 2030 aktiv einbeziehen werden.

Ein weiterer Erfolg hinsichtlich der Stärkung der externen öffentli-
chen Finanzkontrolle konnte im April 2015 erzielt werden. Durch die 
Teilnahme des RH als Generalsekretariat der INTOSAI an der 14. Sit-
zung des VN–Expertenkomitees für die öffentliche Verwaltung (CEPA) 
konnte erreicht werden, dass die Resolution, welche der ECOSOC auf 
Vorschlag des CEPA am 22. Juli 2015 verabschiedet hat, die wesent-
liche Rolle der ORKB als Kontrollorgane bei der Umsetzung der Agenda 
2030 ausdrücklich anerkannte. Außerdem betonte der ECOSOC, dass 
nationalen Aufsichtsinstitutionen eine wesentliche Rolle bei der Umset-
zung dieser Agenda zukommt, unter anderem durch die Förderung 
von Transparenz und die Überwachung der Verteilung und zweckmä-
ßigen Verwendung öffentlicher Mittel auf allen Ebenen. Schließlich 
ermutigte der ECOSOC die Regierungen auf allen Ebenen, die öffent-
liche Finanzverwaltung durch die Modernisierung von Rechnungsle-
gungsgrundsätzen sowie die Einführung von moderneren Systemen 
der Rechnungsführung zu stärken. Somit gelang es dem RH als Gene-
ralsekretariat der INTOSAI, nicht nur die bedeutende Rolle von ORKB 
bei der Umsetzung der Agenda 2030, sondern darüber hinaus auch 
die Notwendigkeit eines modernen und aussagekräftigen Rechnungs-
wesens international zu verankern. 

ECOSOC und  
externe öffentliche 
Finanzkontrolle
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Ebenso stellte die Teilnahme des INTOSAI–Generalsekretariats am 
Public Service Forum der VN, das im Juni 2015 in Medellín, Kolum-
bien, stattfand, einen bedeutenden Schritt im Bemühen um die Stär-
kung von ORKB und des öffentlichen Rechnungswesens im Sinne der 
nachhaltigen Entwicklung dar. Die Veranstalter des Forums, bei dem 
etwa 800 Expertinnen und Experten der öffentlichen Verwaltung aus 
aller Welt vertreten waren, hoben ausdrücklich die Bedeutung von 
ORKB für eine innovative öffentliche Verwaltung hervor und riefen im 
Abschlussdokument die Regierungen, Zivilgesellschaften und Akteure 
der Privatwirtschaft zur Zusammenarbeit mit ORKB zur Sicherung 
von Transparenz, Rechenschaftspflicht und Professionalität und effek-
tiver Korruptionsbekämpfung bei der Erbringung öffentlicher Dienst-
leistungen auf. 

Anfang Juli 2015 unterstrich INTOSAI–Generalsekretär Josef Moser 
als Vortragender im Rahmen des ECOSOC High Level Political Forum 
in New York erneut die wichtige Rolle, die ORKB zur Gewährleistung 
von Transparenz und Rechenschaftspflicht bei der Umsetzung der Post–
2015 Entwicklungsagenda einnehmen. In seinem Vortrag betonte er 
insbesondere die Bedeutung der zu diesem Zweck für die Tätigkeit der 
ORKB erforderlichen Unabhängigkeit, des Kapazitätsaufbaus sowie der 
Verbesserung des öffentlichen Rechnungswesens und rief die anwe-
senden Staatenvertreter auf, diesen Themen im Rahmen der Post–2015 
entsprechende Bedeutung beizumessen. 

Diese essentielle Bedeutung von ORKB für die Gewährleistung einer 
effektiven und erfolgreichen Entwicklungsfinanzierung konnte der RH 
als INTOSAI–Generalsekretariat anlässlich der dritten Internationalen 
Konferenz zur Entwicklungsfinanzierung, die vom 13. bis 16. Juli 2015 
in Addis Abeba stattfand, der gesamten internationalen Gemeinschaft 
umfassend aufzeigen. In seinem Vortrag zum Thema „Risk and Resil-
ience: Financing for development in a volatile and uncertain world“ 
betonte Präsident Josef Moser als Generalsekretär der INTOSAI wie-
derholt, dass ORKB einen wesentlichen Beitrag für die Gewährleistung 
von Transparenz und Rechenschaftspflicht im Bereich der Entwick-
lungsfinanzierung leisten können — unter der Voraussetzung, dass sie 
stark und unabhängig sind. 

Als Ergebnis all dieser Bemühungen des RH als INTOSAI–Generalsekre-
tariats konnte erreicht werden, dass das Abschlussdokument der Kon-
ferenz von Addis Abeba ein ausdrückliches Bekenntnis zur Stärkung 
unabhängiger Oberster Rechnungskontrollbehörden enthält, indem es 
die Bedeutung der Stärkung von ORKB als unabhängige nationale Auf-
sichtsmechanismen sowie zur Erhöhung von Transparenz und gleich-
berechtigter Beteiligung am Budgetierungsprozess unterstreicht. Diese 

Weitere Maßnahmen 
zur Stärkung der 
öffentlichen  
Finanzkontrolle
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explizite Anerkennung der Bedeutung von unabhängigen ORKB durch 
die VN stellt einen großen Erfolg für die externe öffentliche Finanzkon-
trolle dar, zumal die „Addis Abeba Action Agenda“ auch einen inte-
gralen Bestandteil der Ende September 2015 angenommenen Agenda 
2030 für nachhaltige Entwicklung bildet. 

Darüber hinaus bekräftigte die Generalversammlung der VN mit der 
im September 2015 verabschiedeten Resolution 69/327 ein weiteres 
Mal die zentrale Rolle von ORKB sowie der INTOSAI bei der Sicherung 
einer transparenten und rechenschaftspflichtigen Verwaltung. Konkret 
ermutigt diese Resolution alle Mitgliedstaaten und relevanten Instituti-
onen der VN zur Intensivierung ihrer Zusammenarbeit mit der INTOSAI, 
insbesondere im Bereich des Kapazitätsaufbaus, um mittels gestärkter 
ORKB und der Verbesserung des öffentlichen Rechnungswesens Effizi-
enz, Rechenschaftspflicht, Wirksamkeit und Transparenz sicherzustel-
len und somit eine gute Staats– und Regierungsführung zu fördern.

Somit konnte der RH als Generalsekretariat der INTOSAI erreichen, dass 
das Bekenntnis zur Stärkung von ORKB sowie ihre Bedeutung für die 
Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele auf der Agenda der internationalen 
Staatengemeinschaft für die nächsten 15 Jahre stehen wird. 

Mit der Annahme der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung wurde 
als nächste Phase die Umsetzung der Agenda und insbesondere der 
nachhaltigen Entwicklungsziele eingeleitet. In dieser Hinsicht hat die 
INTOSAI bereits intensive Vorbereitungen getroffen, um zu gewähr-
leisten, dass die ORKB ihre bedeutende Rolle im Umsetzungsprozess 
angemessen ausüben können. So wird etwa „Monitoring und Evalu-
ierung der nachhaltigen Entwicklungsziele im Rahmen der Prüfman-
date der einzelnen ORKB“ eine der fünf Prioritäten des sich derzeit in 
Erarbeitung befindlichen nächsten Strategischen Plans der INTOSAI 
sein. Darüber hinaus wird der Beitrag von ORKB zur Agenda 2030 
auch eines der zwei Hauptthemen des nächstjährigen Kongresses der 
INTOSAI (INCOSAI) sein.

Auf auf nationaler Ebene hat der RH mit dem Prüfungsschwerpunkt 
„Wirksamkeit des öffentlichen Mitteleinsatzes im Hinblick auf Nach-
haltigkeit und Generationengerechtigkeit“ für das Jahr 2016 seinen 
Schwerpunkt entsprechend der Agenda 2030 gesetzt.
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Nachfrageverfahren 2014

Mit einem Großteil der Empfehlungen, die der Rechnungshof im 
Jahr 2014 in seinen Berichten an den Burgenländischen Landtag aus-
gesprochen hatte, konnte eine Wirkung erzielt werden, d.h. es erfolgte 
eine Umsetzung bzw. eine Umsetzungszusage durch die überprüfte 
Stelle.

Der Rechnungshof hat 2015 im Burgenland bei allen überprüften 
Stellen den Umsetzungsstand der Empfehlungen aus dem Jahr 2014 
nachgefragt. Dieses Nachfrageverfahren ist ein Instrument der Wir-
kungskontrolle. Die Ergebnisse des Nachfrageverfahrens nimmt der 
Rechnungshof als Grundlage für die Planung seiner Follow–up–Über-
prüfungen, das wichtigste Instrument der Wirkungskontrolle.

Das Ergebnis des Nachfrageverfahrens 2014 zusammengefasst: Nach-
gefragt wurden 165 Empfehlungen, zu 140 gab es Antworten. Davon 
wurden 63 umgesetzt, bei 26 wurde eine Umsetzung zugesagt. Bei 
51 Empfehlungen waren die Umsetzungen offen.

Auf Ebene der Gemeinden Gemeindeverbände wurden im Burgenland 
39 Empfehlungen ausgesprochen und 38 beantwortet. Davon wurden 
13 umgesetzt und bei 15 wurde eine Umsetzung zugesagt. Zehn Emp-
fehlungen blieben offen.

Nachfolgend werden die Ergebnisse des Nachfrageverfahrens — basie-
rend auf den Mitteilungen und Angaben der überprüften Stellen — im 
Detail dargestellt:
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Verländerung der Bundesstraßen 

Reihe Burgenland 2014/2

Nach rund zehnjährigen Bemühungen gelang es dem Bund und den 
Ländern im April 2002, im Rahmen der damals im Gang befindlichen 
umfangreichen Aufgaben– und Organisationsreform das gesamte Netz 
der Bundesstraßen B mit einer Gesamtlänge von rd. 10.100 km vom 
Bund auf die Länder zu übertragen (Verländerung). Auf das Burgen-
land entfielen dabei rd. 562 km, auf die Steiermark rd. 1.587 km.

Beim Bund führte das zur Auflösung einer Sektion im BMVIT; 27 Mit-
arbeiter schieden aus dem Bundesdienst aus, 19 Mitarbeiter wurden 
anderen Organisationseinheiten zugewiesen. Die jährliche Ersparnis 
betrug rd. 3,69 Mio. EUR. In den Ländern Burgenland und Steiermark 
führte die Verländerung unmittelbar zu keinen Veränderungen in der 
Aufbauorganisation und beim Personal. 

Für die Zwecke der Finanzierung der übertragenen Straßen gewährte 
der Bund den Ländern von 2002 bis 2007 einen jährlichen Zuschuss 
zwischen 522,50 Mio. EUR und 545,00 Mio. EUR. Mit dem Jahr 2008 
wurden diese Zuschüsse in Ertragsanteile umgewandelt. 

Der Bund gab keinen Zielwert bezüglich des Straßenzustands und keine 
Vorgaben zur Zustandserfassung und der Bewertungsmethodik vor. 
Die Länder führten teilweise unterschiedliche Bewertungssysteme fort. 

Unter Berücksichtigung der Unterschiede in der Erhebungsmethodik 
war der Zustand der übertragenen Bundesstraßen B und der Brücken 
in der Steiermark schlechter als jener im Burgenland. Rund 33 % des 
Straßenoberbaus auf den Landesstraßen B in der Steiermark waren laut 
Straßenverwaltung mit der Zustandsklasse 5 (sehr schlecht) beurteilt. 

In beiden Bundesländern werden lt. einer Studie über den baulichen 
Erhaltungsbedarf für Landesstraßen vom April 2011 die Erhaltungs-
maßnahmen für den Straßenoberbau nicht ausreichen, um eine Ver-
schlechterung des Zustands zu verhindern. Mittelfristig wird in der 
Steiermark u.a. aufgrund des Zustands der Brückenbauwerke mit einem 
Anstieg des Mittelbedarfs für Erneuerung und Instandsetzungsinve-
stitionen zu rechnen sein.
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1 Gemeinsames Erfassen, Bearbeiten und gegebenenfalls 
Weiterleiten von Informationen zum Straßenzustand an die 
EU nach einheitlichen Gesichtspunkten

X

4 Verbuchung der Zuweisungen und Zweckzuschüsse auf die 
dafür in der VRV vorgesehenen Haushaltsansätze

X

5 Einheitliche Begriffsdefinitionen und Darstellungsformen 
sowie einheitliche Verbuchungspraxis in den Rechnungs-
abschlüssen

X

6 Einführung verpflichtender jährlicher Abweichungs-
analysen zum Bauprogramm unter Nutzung der vorhandenen 
Verknüpfung des Bauprogramms mit der Verrechnungs-
software

X

7 Abwicklung von Bauvorhaben mit einem umfassenden 
Projektmanagementsystem

X

8 Zusammenführung von Bauleistungen und Planungs-
leistungen in eine Datenbank

X

9 Keine rechnerische und buchhalterische Trennung der Mittel 
in Landesstraßen B und L nach Umwandlung der Zuschüsse in 
Ertragsanteile

X

FAZIT

In Umsetzung von Empfehlungen des RH verbuchte das Land Bur-
genland Zuweisungen und Zweckzuschüsse auf den in der Voran-
schlags– und Rechnungsabschlussverordnung (VRV) vorgesehenen 
Haushaltsansätzen, es verwendete einheitliche Begriffsdefinitionen 
und Darstellungsformen, vereinheitlichte die Verbuchungspraxis und 
führte die Mittel der Landesstraßen B und L rechnerisch und buch-
halterisch zusammen. Auch führte es die verpflichtende jährliche 
Abweichungsanalyse zum Bauprogramm ein und wickelte Bauvor-
haben mit einem umfassenden Projektmanagementsystem ab. Durch 
die umgesetzten Empfehlungen konnte das Land Burgenland seine 
Organisation und Aufgabenerfüllung verbessern.

Die Zusammenführung der Bau– und Planungsleistungen in einer 
einheitlichen Datenbank sagte das Land Burgenland zu.

Offen blieb aber insbesondere die Empfehlung des RH, dass alle 
Länder die Informationen zum Straßenzustand nach einheitlichen 
Gesichtspunkten erfassen sollten. Das Land Burgenland verwies 
dabei auf die Notwendigkeit einer entsprechenden Initiative zur 
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Umsetzung durch den Bund — die bislang nicht erfolgt war — und 
erklärte gleichzeitig seine Bereitschaft zur Unterstützung.

Qualitätssicherungsmaßnahmen in der Patienten-
behandlung in burgenländischen Krankenanstalten

Reihe Burgenland 2014/4

Seit dem Inkrafttreten des Gesundheitsqualitätsgesetzes im Jahr 2005 
und entgegen der klaren Zielsetzung des Gesetzgebers legte der Bun-
desminister für Gesundheit noch keine verbindlichen Qualitätsvorga-
ben für die Erbringung von Gesundheitsleistungen in Form von Bun-
desqualitätsrichtlinien fest. Lediglich im Österreichischen Strukturplan 
Gesundheit waren bundesweit einheitliche fach– und leistungsbezo-
gene Strukturqualitätskriterien für Krankenanstalten vorgegeben. Diese 
leisteten einen Beitrag zur Sicherung der Strukturqualität, nicht jedoch 
der Prozess– und Ergebnisqualität.

Die fünf überprüften burgenländischen Krankenanstalten (Kranken-
häuser Güssing, Kittsee, Oberpullendorf und Oberwart sowie das Kran-
kenhaus der Barmherzigen Brüder Eisenstadt) erfassten im eigenen 
Interesse bestimmte Qualitätsparameter (z.B. Komplikationen). Die 
Personalausstattung der Hygieneteams war in keiner der überprüften 
Krankenanstalten ausreichend. Interne, standardisierte Fehlermelde-
systeme waren zwar in allen fünf Krankenanstalten vorgesehen bzw. 
wurden implementiert, sie blieben jedoch teilweise ungenutzt. Die Qua-
litätsdaten der überprüften Krankenanstalten wurden nicht einheitlich 
erfasst und waren daher schwer vergleichbar. 

Alle fünf Krankenanstalten erbrachten onkologische Leistungen, ohne 
dass dafür nachvollziehbare Festlegungen der Zuständigkeiten und Ver-
antwortlichkeiten sowie schriftliche Kooperationsvereinbarungen vor-
lagen. Die Anbindung der Fachschwerpunkte und dislozierten Tages-
kliniken an entsprechende Fachabteilungen anderer Krankenanstalten 
war hingegen gut geregelt.
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A.ö. Krankenhaus der Barmherzigen Brüder Eisenstadt

20 Für den Fall der Beibehaltung des Tumorboards Festlegung 
einer dem ÖSG entsprechenden Vorgangsweise bezüglich des 
Patientenkreises

k.A.

21 Prüfung kostengünstigerer Varianten der pathologischen 
Versorgung des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder 
Eisenstadt

X

22 Abschluss schriftlicher Kooperationsvereinbarungen zur 
okologischen Leistungserbringung

k.A.

26 Nachdrückliches Vorantreiben der Einführung bzw. 
Verwendung von Fehlermeldesystemen; verstärkte Bewusst-
seinsschaffung unter den Mitarbeitern für Bedeutung 
von Fehlermeldungen zur Verbesserung der Patienten-
behandlungssicherheit

X

27 Regelung der Vorgangsweise im Tumorboard im Falle einer 
Partnerschaft der Krankenhäuser Güssing und der Barm-
herzigen Brüder Eisenstadt mit Brustgesundheits zentrum im 
AKH Wien

X

28 Schriftliche Festlegung der Entscheidungsbefugnis über eine 
durchzuführende Obduktion

k.A

42 Ergänzung der Personalausstattung der Hygieneteams gemäß 
Empfehlungen des BMG

X

43 Systematische Erfassung und zentrale Auswertung von 
Komplikationen durch das Qualitätsmanagement mit 
anschließender Meldung an die kollegiale Führung

X

45 Durchführung stichprobenartiger Kontrollen von Kranken-
geschichten

X

51 Zusätzliche Infektionserfassung in den Fachbereichen 
Allgemeinchirurgie sowie Gynäkologie und Geburtshilfe und 
Meldung der Ergebnisse an ein Surveillance–System wie 
ANISS oder KISS; Erfassung von Infektionen auch im Bereich 
der Intensivmedizin

X

52 Schriftliche Festlegung von Verfahrens– bzw. Arbeits-
anweisungen für Tumorboard ensprechend dem ÖSG

k.A.

53 Bei Beibehaltung des Tumorboards regelmäßige Evaluierung k.A.

54 Bei Beibehaltung des Tumorboards Regelung des Anmelde-
verfahrens

X

55 Bei Beibehaltung des Tumorboards Festlegung der Tumor-
board–Dokumentation bzw. Tumorboard entscheidungen und 
deren Zustandekommen

X

56 Regelmäßige Evaluierung des Patientenfragebogens und 
Erwägung zusätzlicher Fragestellungen betreffend Patienten-
behandlungsqualität

X

57 Verschriftlichung aller Vertragsänderungen betreffend die 
pathologische Versorgung; Dokumentation der Anwesenheits-
zeit des vor Ort tätigen Pathologen

X

Nachgefragt
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A.ö. Krankenhaus Güssing

22 Abschluss schriftlicher Kooperationsvereinbarungen zur 
okologischen Leistungserbringung

X

42 Ergänzung der Personalausstattung der Hygieneteams gemäß 
Empfehlungen des BMG

X

43 Systematische Erfassung und zentrale Auswertung von 
Komplikationen durch das Qualitätsmanagement mit 
anschließender Meldung an die kollegiale Führung

X

44 Lückenlose Anmeldung aller an Krebs erkrankten Patienten 
im Tumorboard

k.A.

48 Meldung der erhobenen Infektionsdaten auch an ein 
Surveillance–System wie ANISS oder KISS

X

A.ö. Krankenhaus Oberpullendorf

22 Abschluss schriftlicher Kooperationsvereinbarungen zur 
okologischen Leistungserbringung

X

42 Ergänzung der Personalausstattung der Hygieneteams gemäß 
Empfehlungen des BMG

X

43 Systematische Erfassung und zentrale Auswertung von 
Komplikationen durch das Qualitätsmanagement mit 
anschließender Meldung an die kollegiale Führung

X

44 Lückenlose Anmeldung aller an Krebs erkrankten Patienten 
im Tumorboard

k.A.

45 Durchführung stichprobenartiger Kontrollen von Kranken-
geschichten

X

46 Raschestmögliche Einrichtung einer Infektions–Surveillance 
anhand geeigneter Indikator–Operationen

X

47 Bestellung auch von Vertretern des medizinisch–technischen 
Dienstes für Qualitätssicherungskommissionen

X

A.ö. Krankenhaus Oberwart

22 Abschluss schriftlicher Kooperationsvereinbarungen zur 
okologischen Leistungserbringung

X

42 Ergänzung der Personalausstattung der Hygieneteams gemäß 
Empfehlungen des BMG

X

43 Systematische Erfassung und zentrale Auswertung von 
Komplikationen durch das Qualitätsmanagement mit 
anschließender Meldung an die kollegiale Führung

X

44 Lückenlose Anmeldung aller an Krebs erkrankten Patienten 
im Tumorboard

k.A.

45 Durchführung stichprobenartiger Kontrollen von Kranken-
geschichten

X

46 Raschestmögliche Einrichtung einer Infektions–Surveillance 
anhand geeigneter Indikator–Operationen

X

50 Erhebung der Gründe für hohe Verweildauern im OP–Bereich 
bei Eingriffen an Knie und Hüfte und gegebenenfalls 
Nutzung von Optimierungspotenziale

X
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A.ö. Ladislaus–Batthyany–Strattmann Krankenhaus Kittsee

22 Abschluss schriftlicher Kooperationsvereinbarungen zur 
okologischen Leistungserbringung

X

42 Ergänzung der Personalausstattung der Hygieneteams gemäß 
Empfehlungen des BMG

X

43 Systematische Erfassung und zentrale Auswertung von 
Komplikationen durch das Qualitätsmanagement mit 
anschließender Meldung an die kollegiale Führung

X

44 Lückenlose Anmeldung aller an Krebs erkrankten Patienten 
im Tumorboard

k.A.

45 Durchführung stichprobenartiger Kontrollen von Kranken-
geschichten

X

46 Raschestmögliche Einrichtung einer Infektions–Surveillance 
anhand geeigneter Indikator–Operationen

X

47 Bestellung auch von Vertretern des medizinisch–technischen 
Dienstes für Qualitätssicherungskommissionen

X

49 Verwendung der vorhandenen CIRS–Formulare X

Burgenländische Krankenanstalten–Gesellschaft m.b.H.

18 Festlegung einer Vorgangsweise für das Tumorboard 
betreffend onkologische „Routinefälle“ für eine optimale 
Behandlungsqualität

k.A.

19 Erörterung der von der KRAGES geplanten Änderungen der 
Geschäftsordnung betreffend den im Tumorboard (nicht) 
vorzustellenden Patientenkreis im Hinblick auf Konformität 
mit dem ÖSG

k.A.

22 Abschluss schriftlicher Kooperationsvereinbarungen zur 
okologischen Leistungserbringung

X

23 Schriftliche Festlegung des onkologischen Leistungs-
spektrums der Krankenhäuser und klare Definition der 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten

X

24 Teilnahme von Fachärzten aller im ÖSG vorgesehenen 
Fachrichtungen in den Tumorboards

X

25 Konzentraton der Kniearthroskopien und Implantationen 
von Hüftteilendoprothesen in den Krankenhäusern der Barm-
herzigen Brüder Eisenstadt und Oberwart

k.A.

26 Nachdrückliches Vorantreiben der Einführung bzw. 
Verwendung von Fehlermeldesystemen; verstärkte 
Bewustseinsschaffung unter den Mitarbeitern für 
Bedeutung von Fehlermeldungen zur Verbesserung der 
Patientenbehandlungssicherheit

X

27 Regelung der Vorgangsweise im Tumorboard im Falle 
einer Partnerschaft der Krankenhäuser Güssing und der 
Barmherzigen Brüder Eisenstadt mit Brustgesundheits-
zentrum im AKH Wien

X

28 Schriftliche Festlegung der Entscheidungsbefugnis über eine 
durchzuführende Obduktion

X
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29 Einführung von OP–Checklisten mit allen Bereichen der WHO– 
Checkliste

X

30 Explizite Berücksichtigung der abgestuften onkologischen 
Versorgungsstruktur laut ÖSG und Ergänzung der Geschäfts-
ordnung Tumorboard um weitere Punkte (z.B. Rollen-
definition, Patientenaufklärung)

X

31 Erwägung wöchentlicher Tumorboardsitzungen X

32 Dokumentation der bei jedem einzelnen Tumorboardbeschluss 
anwesenden Fachärzte für jeden Patienten

X

33 Beobachtung des Leistungsaufkommens betreffend 
Schilddrüsenoperationen an den Standorten Güssing und 
Oberpullendorf und gegebenenfalls Prüfung einer Leistungs-
konzentration

X

34 Regelmäßige Durchführung der Visitationen und ent-
sprechende Berichterstattung bei den Fachschwerpunkten

X

35 Fortsetzung der Implementierung der OP–Software in den 
Krankenanstalten der KRAGES

X

36 Schriftliche Festlegung einer mehrjährigen Qualitäts-
strategie für Gesamtunternehmen und Definition klarer 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten für ein kranken-
anstaltenübergreifendes Qualitätsmanagement sowie 
einheitlicher Vorgaben für die Tätigkeit der Qualitäts-
sicherungskommissionen

X

37 Institutionalisierung von Strategiesitzungen der Geschäfts-
führung der KRAGES samt Qualitätsmanagement mit der ARGE 
Qualitätsmanagement

X

38 Einbindung der kollegialen Führung in die Entscheidung, 
Umsetzung und Kontrolle betreffend Maßnahmen aufgrund 
der Patientenbefragungen und entsprechende Anpassung der 
Verfahrensanleitungen für Patientenbefragungen

X

39 Evaluierung des Fragebogens und Festlegung der zukünftigen 
Vorgangsweise für Patientenbefragungen

X

Konvent der Barmherzigen Brüder – Eisenstadt

22 Abschluss schriftlicher Kooperationsvereinbarungen zur 
okologischen Leistungserbringung

k.A. 

23 Schriftliche Festlegung des onkologischen Leistungs-
spektrums der Krankenhäuser und klare Definition der 
Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten

k.A.

24 Teilnahme von Fachärzten aller im ÖSG vorgesehenen Fach-
richtungen in den Tumorboards

k.A.

25 Konzentraton der Kniearthroskopien und Implantationen 
von Hüftteilendoprothesen in den Krankenhäusern der 
Barmherzigen Brüder Eisenstadt und Oberwart

k.A.

40 Unverzüglich Schaffung einer geeigneten Stellvertretungs-
regelung für Hygienebeauftragten und Hygienefachkräfte

X

41 Schriftliche Vereinbarung der nötigen Veranlassungen für 
den Fall der Einstufung des Krankenhauses der Barmherzigen 
Brüder Eisenstadt im Landeskrankenanstaltenplan als 
assoziierte onkologische Versorgung

X
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Land Burgenland

11 Angleichung der Abrechnungskriterien des Landes-
gesundheits fonds an die Strukturqualitätskriterien des ÖSG; 
keine Vergütung von nicht den Kriterien entsprechenden 
Leistungen

k.A.

12 Engere Abstimmung des Landeskrankenanstaltenplans mit 
den Strukturplanungen auf Bundes– und auf Landesebene; 
Ausweis der onkologischen Versorgungsstufen der einzelnen 
burgenländischen Krankenanstalten

k.A.

13 Erwägung einheitlicher Vorgaben für bauliche Hygiene-
maßnahmen für alle burgenländischen Krankenanstalten

X

14 Prüfung eines zentral geführten Hygienemanagements für 
alle überprüften Krankenhäuser

X

15 Prüfung der Festlegungen der Krankenanstaltenträger zum 
onkologischen Leistungsspektrum auf ihre Konformität mit 
dem ÖSG

k.A.

16 Konzentration der Bauchspeicheldrüse–Operationen an 
einem Standort für das gesamte Land Burgenland

k.A.

17 Prüfung einer einheitlichen Vorgangsweise zwischen dem 
Krankenhaus der Barmherzigen Brüder Eisenstadt und dem 
Krankenhaus Oberwart betreffend histologische Unter-
suchungen im Bereich Hals–, Nasen– und Ohrenheilkunde

k.A.

18 Festlegung einer Vorgangsweise für das Tumorboard 
betreffend onkologische „Routinefälle“ für eine optimale 
Behandlungsqualität

k.A.

19 Erörterung der von der KRAGES geplanten Änderungen der 
Geschäftsordnung betreffend den im Tumorboard (nicht) 
vorzustellenden Patientenkreis im Hinblick auf Konformität 
mit dem ÖSG

k.A.

20 Für den Fall der Beibehaltung des Tumorboards Festlegung 
einer dem ÖSG entsprechenden Vorgangsweise bezüglich des 
Patientenkreises

k.A.

21 Prüfung kostengünstigerer Varianten der pathologischen 
Versorgung des Krankenhauses der Barmherzigen Brüder 
Eisenstadt

k.A.

FAZIT

Die Burgenländische Krankenanstalten-Gesellschaft m.b.H. (KRAGES) 
bzw. der Konvent der Barmherzigen Brüder – Eisenstadt (Konvent) 
und die überprüften Krankenanstalten erzielten — in Umsetzung 
von Empfehlungen des RH — Fortschritte in der Qualitätssicherung 
u.a. durch die Implementierung von Fehlermeldesystemen sowie 
durch Maßnahmen im Bereich der Komplikationserfassung und der 
Infektions-Überwachung. Dadurch sowie durch die Verwirklichung 
der zugesagten Empfehlungen wie etwa die Erstellung von Vor-
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gaben für bauliche Hygienemaßnahmen, die Einführung der elek-
tronischen OP-Dokumentation in KRAGES-Krankenhäusern, die 
explizite Berücksichtigung der abgestuften onkologischen Versor-
gungsstruktur laut Österreichischem Strukturplan Gesundheit in 
der Geschäftsordnung Tumorboard der KRAGES oder die Ergänzung 
des Hygieneteams im A.ö. Krankenhaus der Barmherzigen Brüder 
Eisenstadt können insbesondere nachhaltig Schäden bzw. Fehler in 
der Patientenbehandlung vermieden werden. 

Zu einer Vielzahl von Empfehlungen teilte das Land Burgenland 
mit, dass der Burgenländische Gesundheitsfonds für diese Angele-
genheiten zuständig sei; die Umsetzung obliege den Rechtsträgern 
KRAGES und Konvent der Barmherzigen Brüder Eisenstadt. Dies 
betraf acht von elf Empfehlungen bspw. betreffend die Abrechnungs-
kriterien des Landesgesundheitsfonds, die Abstimmung des Landes-
krankenanstaltenplans mit den Strukturplanungen auf Bundes- und 
auf Landesebene, Leistungskonzentrationen sowie die Onkologische 
Versorgung. Vor allem zur Onkologischen Versorgung, die nach wie 
vor nicht im Landeskrankenanstaltenplan burgenlandweit geregelt 
war, unterließen auch die überprüften Krankenanstalten bzw.-trä-
ger teilweise konkrete bzw. vollständige Angaben zu den Empfeh-
lungen des RH (z.B. betreffend das Tumorboard, das empfohlene 
Zusammenwirken mit dem BMG und dem Land Burgenland etc.). 
Weiters fehlten bspw. auch konkrete Angaben zu Empfehlungen 
betreffend die Konzentration von Eingriffen (an Knie und Hüfte). 
Dadurch verhinderten das Land Burgenland und die überprüften 
Krankenanstalten bzw. –träger eine Bewertung bzw. die transpa-
rente Darstellung des Umsetzungsstands von für die Patientenbe-
handlungssicherheit und –qualität wesentlichen RH-Empfehlungen.

Offen war weiterhin die Umsetzung von Empfehlungen bspw. betref-
fend die Ergänzung der Personalausstattung der Hygieneteams durch 
die KRAGES-Krankenanstalten, die Schaffung geeigneter Stellver-
tretungsregelungen für das Hygieneteam im A.ö. Krankenhaus 
der Barmherzigen Brüder Eisenstadt und die Prüfung eines zen-
tral geführten Hygienemanagements für alle überprüften Kranken-
anstalten durch das Land Burgenland. Nicht umgesetzt hatte die 
KRAGES etwa auch die Empfehlung nach dem Abschluss schrift-
licher Kooperationsvereinbarungen, obwohl unabhängig von einer 
gemeinsamen Rechtsträgerschaft schriftliche Festlegungen für die 
Zusammenarbeit der verschiedenen onkologischen Versorgungsstu-
fen (assoziierte Onkologische Versorgung, Onkologischer Schwer-
punkt, Onkologisches Zentrum) erforderlich waren, um Transparenz, 
Kontinuität und klare Verfahrensabläufe im Sinne einer bestmög-
lichen Patientenbehandlung zu gewährleisten; offen war auch die 
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Festlegung der onkologischen Leistungsspektren (zu beiden Emp-
fehlungen fehlten konkrete Angaben des Konvents der Barmher-
zigen Brüder – Eisenstadt). Dadurch wurden unbedingt erforderliche 
Maßnahmen zur Verbesserung der Patientensicherheit bzw. Behand-
lungsqualität, zur Verringerung des Risikopotenzials für Patienten 
und zur nachhaltigen Vermeidung von Schäden nicht gesetzt.

BEGAS Energie AG 

Reihe Burgenland 2014/5

Über den vom kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS — nach 
seiner fristlosen Entlassung im April 2012 und nach der aktienrecht-
lichen Sonderprüfung bis August 2012 — geleisteten Schadenersatz 
(505.836,37 EUR) bestand für die Energie Burgenland AG ein zusätz-
liches Erlös– bzw. Einsparungspotenzial beim kaufmännischen Vor-
standsmitglied in Höhe von 3.206.650,24 EUR. Dieser Betrag resul-
tierte vornehmlich aus der Verwirkung des Pensionsanspruchs, aus 
einer Lohnsteuernachzahlung für die Firmenpension, aus ungerecht-
fertigten Wertanpassungen des Bezugs, aus unzulässig erweiterten 
Prämienbemessungsgrundlagen, aus nicht belegten Kilometergeld–, 
Sponsoring– und Spesenabrechnungen sowie aus Abwesenheiten ohne 
Abbuchung von Urlaubstagen. Beim technischen Vorstandsmitglied, 
das für den im Zuge der aktienrechtlichen Sonderprüfung errechne-
ten Rückforderungsanspruch im Gesamtbetrag von 122.293,57 EUR 
bislang keine Rückzahlungen leistete, bestand für die Energie Burgen-
land AG ein zusätzliches Erlös– bzw. Einsparungspotenzial in Höhe von 
211.708,72 EUR vornehmlich aus ungerechtfertigten Wertanpassungen 
des Bezugs, aus ungerechtfertigt ausbezahlten Prämien, aus unzulässig 
erweiterten Prämienbemessungsgrundlagen, aus nicht belegten Spe-
senabrechnungen sowie aus ungerechtfertigten Urlaubsabfindungen.

Sowohl das kaufmännische als auch das technische Vorstandsmit-
glied der BEGAS wurden von der Energie Burgenland AG zum Ersatz 
der Kosten der aktienrechtlichen Sonderprüfung in Höhe von 828.440 
EUR aufgefordert, kamen jedoch dieser Aufforderung bislang nicht 
nach. Die Aufgabenwahrnehmung des Aufsichtsrats der BEGAS und 
seiner Arbeitsausschüsse ergab mehrere Kritikpunkte. Diese betrafen 
den Abschluss der Managerverträge einschließlich der Pensionsver-
einbarungen mit den Vorstandsmitgliedern, die Auslagerung der Fir-
menpension des kaufmännischen Vorstandsmitglieds, die Privatnut-
zung des Anlagevermögens der BEGAS durch die Vorstandsmitglieder, 
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die Genehmigung sämtlicher Investitionsprojekte im Umlaufverfah-
ren, die Festlegung von allgemeinen Grundsätzen (Geschäftspolitik, 
Unternehmens–, Konzern–, Beteiligungs– und Veranlagungsstrategie, 
Verhaltenskodex) und die fehlende Rechtsgrundlage für unterfertigte 
Vereinbarungen.
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1a Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – des Prämien-
anspruchs für das Geschäftsjahr 2010/2011 (Prämie in der 
Höhe von 93.619 EUR)

X

1b Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der aufgrund 
der automatischen Valorisierungen ohne Rechtsgrundlage 
ausbezahlten Gesamtjahresbezüge und Prämien mit 
Übergenüssen in der Höhe von 130.345 EUR

X

1c Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der Urlaubs-
abfindungen in Höhe von 29.349 EUR und der offenbar nicht 
dienstlich veranlassten Parkgebühren am Flughafen Wien–
Schwechat über 331,50 EUR

X

1d Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der 
geleisteten Kilometergeldersätze im Gesamtbetrag von 
53.019,96 EUR

X

1e Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der von 
der BEGAS bezahlten Verwaltungsstrafen in Höhe von 
8.680,50 EUR

X

1f Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der nicht 
belegten Bewirtungen mit einem Betrag von 49.435,15 EUR

X

1g Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der 
Bewirtungsrechnungen bei angeblichen Golf–Charity–
Veranstaltungen mit einem Betrag von 24.353,45 EUR

X

2a Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – des Prämien-
anspruchs für die Geschäftsjahre 2002/2003 (35.641 EUR) 
sowie 2010/2011 (20.057 EUR)

X

2b Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der 
Berechnung der Prämienansprüche infolge der erweiterten 
Bemessungs grundlage (43.010 EUR)

X

2c Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der aufgrund 
der automatischen Valorisierungen ohne Rechtsgrundlage 
ausbezahlten Gesamt jahresbezüge und Prämien mit 
Übergenüssen in der Höhe von 79.478 EUR

X
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2d Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der 
Urlaubsabfindung von 20.624,98 EUR

X

2e Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – nicht 
belegter Bewirtungen mit einem Betrag von 12.897,74 EUR

X

3 Prüfung – und gegebenenfalls Rückforderung vom 
kaufmännischen Vorstandsmitglied der BEGAS – der 
Literaturbeschaffungen, des aktuellen Bestands sowie des 
weiteren Verbleibs von Fachliteratur in Höhe von bis zu 
85.241 EUR

X

4 Prüfen – und gegebenenfalls Geltendmachen von Schaden  -
er satzansprüchen gegen die Mitglieder des Aufsichts rats, 
insbesondere des Ausschusses für Vorstands an gelegenheiten – 
bei Nicht–Rückzahlung der als Firmenpension geleisteten 
Zahlungen durch das kaufmännische Vorstandsmitglied

X

5 Regressieren allfälliger Lohnsteuer– und Umsatzsteuernach-
forderungen bei den Vorstands mitgliedern

X

6 Gegenüber den beiden Geschäftsführern der BEGAS Kraft-
werk GmbH und der Biomassekraftwerk Oberpullendorf 
Errichtungs– und Betriebs GmbH Prüfung allfälliger 
Schadenersatzansprüche sowie deren Verantwortung 
hinsichtlich der Wahrnehmung ihrer Sorgfaltspflichten; 
gegebenenfalls entsprechende rechtliche Schritte

X

7 Prüfen rechtlicher Schritte zur Rück forderung der 
überhöhten Planungskosten für die Thermische 
Reststoffverwertungsanlage Heiligenkreuz von 
947.567,68 EUR

X

8 Prüfen der aufgezeigten Erlös– bzw. Einsparungspotenziale 
auf mögliche Regressansprüche

X

9 Erstellung von Strategien für das Unternehmen bzw. für 
den Konzern sowie für Teilbereiche und Beteiligungen; 
Quantifizierung der strategischen Zielvorgaben und Über-
prüfung in periodischen Abständen

X

10 Erweiterung des Unternehmensgegenstandes – mit der 
Errichtung und dem Betrieb von Biomassekraftwerken – 
nur nach fundierten Marktstudien mit einer objektiven, 
transparenten und nachvollziehbaren Beurteilung 
verschiedener Szenarien zur Wirtschaftlichkeit dieser 
Kraftwerke sowie der Preisentwicklung und Verfügbarkeit der 
Biomasse und deren Genehmigung im Aufsichtsrat

X

11 Schriftliche Richtlinie über die Berichtspflichten des 
Vorstands an den Aufsichtsrat

X

12 Erzielen technisch bestmöglich geeigneter Lösungsvorschläge 
zu Wettbewerbspreisen mit einem vergaberechtlich 
zulässigen Vergabeverfahren

X

13 Berücksichtigung der Risikokomponente neuer Technologien 
in der Wirtschaftlichkeitsberechnung

X

14 Transparenz bei der Gewährung einer Erfolgskomponente X

15 Langfristige Zielvorgaben bei der Vereinbarung von 
Parametern für die variablen Bezugsbestandteile der 
Vorstands mitglieder

X
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16 Variable Bezugsbestandteile ausschließlich als Abgeltung des 
Erfolgs der Manager

X

17 Bei Wiederbestellungen des kaufmännischen Vorstands-
mitglieds Hinwirken auf Änderung der Pensionsvereinbarung 
im Sinne der Vertragsschablonenverordnung als Best Practice

X

18 Keine Blankounterschriften auf Gutscheinen X

19 Schriftliche Dokumentation von Umlaufbeschlüssen X

20 Modifizierung des Verhaltenskodex zur Umsetzung von 
Compliance Regelungen betreffend verbotene Geschenk-
annahme und Bestechung

X

21 Regelmäßige Evaluierung und gegebenenfalls Anpassung der 
Verhaltensrichtlinien

X

22 Binden auch externer Konsulenten und ausführender Auftrag-
nehmer an die Verhaltensrichtlinien

X

23 Sicherstellung eines Bewusstseins auf allen Hierarchieebenen 
für Compliance und Korruptionsfreiheit durch das 
Management

X

24 Regelungen zur Meldung von Verwandtschafts– und sons-
tigen persönlichen Naheverhältnissen im Hinblick auf 
Interessenkonflikte

X

25 Regelmäßige (Leer–)Meldungen über Nebenbeschäftigungen 
von den Mitarbeitern, zumindest in den besonders sensiblen 
Bereichen „Vergabe“ und „Bau“

X

26 Darstellung des Prozessablaufs im Fall des Fehlverhaltens 
von Mitarbeitern, von der Wahrnehmung/Meldung bis zu 
sämtlichen möglichen Reaktionen und Veranlassungen

X

27 Einsetzen bzw. Einrichten von Vertrauenspersonen, Unter-
suchungsgruppen und Entscheidungsausschüssen

X

28 Berücksichtigung der Korruptionsprävention und 
– bekämpfung bei der Aus– und Weiterbildung der Mitarbeiter

X

29 Qualitätssicherung bei der (Bau–)Planung und Überführung 
der Planung in ein ausreichend genau erstelltes Leistungs-
verzeichnis

X

30 Ausschreibungen des Ortsnetzbaus im Gasbereich mittels 
allgemein üblichen Preisangebotsverfahrens

X

31 Bei Preisaufschlags– und Preisnachlassverfahren 
ausschließlich Leistungsverzeichnisse mit Positionsbe-
schreibungen und entsprechenden Mengenvordersätzen

X

32 Verwendung von Arbeitsbehelfen (z.B. Checklisten) bei der 
Projektvorbereitung

X

33 Plausibilisierung der Mengen bei Erstellung der Leistungs-
verzeichnisse

X

34 Absehen von der Verwendung von seit Jahren unveränderten 
Bieterlisten als Grundlage für Einladungen zur Angebots-
legung

X

35 Keine Änderung der Wichtigkeit der Zuschlagskriterien nach 
Ausschreibung

X

36 Mit Angebotsabgabe Einforderung der Kalkulations form-
blätter zu sämtlichen Positionen des Leistungs verzeichnisses

X
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37 Verwendung des „K 7 Blatts“ zur Ermittlung der Preisan-
gemessenheit von Nachtragsleistungen

X

38 Checklisten und standardisierte Mustervorlagen für mit 
Prüfung von Zusatzangeboten befasste Mitarbeiter

X

39 Darstellung des Prozesses der Prüfung und Genehmigung von 
Zusatzangeboten mit Ablauf, Zuständigkeiten und Prüfinhalten

X

40 Bauvertrag als Basis für Nachtragsangebote; lückenlose 
Dokumentation von begründeten Abweichungen zum 
Bauvertrag

X

41 Keine laufenden Soll–Ist–Vergleiche bei Klein bauvorhaben 
mit kurzer Baudauer

X

42 Zeitnahe Kostenverfolgung und diesbezügliche Informations-
weitergabe

X

43 Keine Auslagerung von Leistungen im Aufgaben bereich des 
Generalunternehmerauftrags an Dritte

X

44 Keine Entlassung des Generalunternehmers aus seiner 
Verantwortung

X

45 Übereinstimmung der Konfiguration des bei der BEGAS in der 
Buchhaltung verwendeten Moduls der Standardsoftware mit 
Beschaffungsrichtlinie

X

46 Erwirken des Vorliegens aller zur Schlussrechnungsprüfung 
erforderlichen Unterlagen beim Auftraggeber

X

47 Ersatzvornahme, Preisminderung oder Pönale bei Mängeln der 
Auftragserfüllung durch Auftragnehmer

X

FAZIT

Die Energie Burgenland AG — als Rechtsnachfolgerin der BEGAS — 
setzte einen großen Teil der Empfehlungen des RH nicht um.

Durch die nicht umgesetzten Empfehlungen verzichtete die Ener-
gie Burgenland AG auf die Möglichkeit, ein Erlöspotenzial von rd. 
1,40 Mio. EUR zu realisieren. Dieses Erlöspotenzial setzte sich aus 
der Rückforderung

–  von rd. 948.000 EUR wegen Überzahlungen an Planer der Ther-
mischen Reststoffverwertungsanlage sowie

–  von rd. 456.000 EUR nach Verfehlungen der ehemaligen Vor-
standsmitglieder der BEGAS (z.B. ungerechtfertigte Urlaubsab-
findungen oder Prämienauszahlungen) zusammen. 
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Auch die Empfehlungen zur Umsetzung von Inves titionsprojekten 
(z.B. Arbeitsbehelfe bei der Projektvorbereitung sowie zeitnahe 
Kostenverfolgung) blieben offen. 

Die Energie Burgenland AG sagte die Prüfung und allfällige Rück-
forderung von rd. 230.000 EUR bei den ehemaligen Vorstandsmit-
gliedern der BEGAS (u.a. nicht belegte Kilometergeld– und Bewir-
tungsabrechnungen) sowie rd. 375.000 EUR bei zwei ehemaligen 
Geschäftsführern von Tochterunternehmen aus Zinsverlusten zu; im 
Falle der Nichtdurchsetzbarkeit wolle die Energie Burgenland AG 
Schadenersatzansprüche gegenüber die ehemaligen Mitglieder des 
Aufsichtsrats prüfen und allfällig geltend machen. Die Umsetzung 
dieser Empfehlungen stellten für die Energie Burgenland AG ein 
Erlöspotenzial von insgesamt rd. 600.000 EUR dar. 

Von den von der Energie Burgenland AG umgesetzten Empfehlungen 
waren hervorzuheben die Erstellung einer Unternehmensstrategie, 
transparente und langfristige Zielvorgaben als Basis für die Gewäh-
rung von variablen Bezugsbestandteilen an die Vorstandsmitglieder, 
die Verbesserung der Compliance sowie die im Einklang mit dem 
Bundesvergabegesetz durchgeführten Auftragsvergaben. Diese Maß-
nahmen bewirkten eine Verbesserung der Transparenz und Ord-
nungsmäßigkeit sowie der Effizienz im Unternehmen.

Weinmarketing 

Reihe Burgenland 2014/6

Der zur Durchführung von Dachmarketing für den österreichischen 
Wein gegründeten Österreich Wein Marketing GmbH standen jähr-
lich durchschnittlich rd. 8,51 Mio. EUR zur Verfügung. Die Finanzie-
rung erfolgte großteils über die von der Agrarmarkt Austria eingeho-
benen Beiträge der Branche (rd. 3,27 Mio. EUR) sowie über Beiträge 
der Länder (rd. 2,98 Mio. EUR). Der bereits im Jahr 1998 als Gesell-
schafter ausgeschiedene Bund leistete zwischen 2008 und 2012 durch-
schnittlich rd. 1,52 Mio. EUR, übte aber — entgegen der Bestimmung 
des Weingesetzes — keinen bestimmenden Einfluss mehr bei der Kon-
trolle der Geschäftsführung der Österreich Wein Marketing GmbH aus. 
Auch knüpfte der Bund die Verwendung seiner Fördermittel nicht an 
die Erreichung von Zielen.
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Die rechtlichen Grundlagen betreffend die Förderung der Weinwirt-
schaft aus Bundes– und Landesmitteln waren verbesserungsfähig und 
fanden in der Praxis zum Teil keine Anwendung mehr. Neben den Mit-
teln der Österreich Wein Marketing GmbH standen den Akteuren in den 
weinbautreibenden Bundesländern im überprüften Zeitraum 2008 bis 
2012 noch zusätzliche Mittel zur Absatzförderung für den Wein in der 
Höhe von rd. 11,35 Mio. EUR zur Verfügung, welche aus unterschied-
lichen Finanzierungsquellen stammten. Es bestand kein Überblick über 
die zahlreichen durch den Bund bzw. die Länder abgewickelten Maß-
nahmen und Förderungsmöglichkeiten für Weinmarketingzwecke.
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Land Burgenland

25 Schwerpunkt bei Absatzförderungen auf Wein Burgenland 
statt Unterstützung von Markengemeinschaften bzw. 
Einzelmarken

X

Österreich Wein Marketing GmbH

5 Übermittlung von Daten über wirtschaftliche Entwicklung der 
Österreich Wein Marketing GmbH mit den Jahresberichten an 
das BMLFUW zur Überprüfung der Zielerreichung

X

6 Externer Evaluierungen der Marketingstrategie in ange-
messenen Abständen

X

7 Ergänzung des Marketingplans durch Soll–Ist–Vergleiche 
zwischen Planung des Vorjahres und tatsächlich durchge-
führten Maßnahmen und durch Kostenentwicklung

X

8 Ergänzung der Jahresberichte der Österreich Wein Marketing 
GmbH um Budgetzahlen bzw. Angaben aus Rechnungs-
abschlüssen

X

9 Anstreben einer Kostenbeteiligung des Österreichischen 
Weinbauverbands bei „Weintaufe“

X

10 Evaluierung des Gala Dinners im Rahmen der Aktion „SALON 
Österreich Wein“, insbesondere im Hinblick auf Reduzierung 
der Kosten für Catering und Veranstaltungsort

X

11 Ausschreibung der Gesamtproduktion des SALON–Buches 
samt Inseratenleistungen als Gesamtleistung

X

12 Regelmäßige schriftliche Abfrage der Zufriedenheit der 
SALON– Wettbewerb–Teilnehmer und der Besucher der 
SALON–Tournee

X

13 Regelmäßige Evaluierung der VieVinum mit besonderem 
Augenmerk auf steigenden Mitteleinsatz

X

14 Evaluierung des Weingipfels zur Erhebung des Kosten–
Nutzen–Verhältnisses

X

15 Abstimmung der Medienpläne mit Regionalen Weinkomitees 
und Wein Burgenland

X

16 Erwägen der Durchführung einer Medienresonanzanalyse X
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17 Schriftliche Verträge bei Kooperationen mit Radio und TV 
unter Festlegung der gegenseitigen Rechte und Pflichten; 
Sicherstellung der Verfügbarkeit der zur Überprüfung des 
Kostenanteils der ÖWM erforderlichen Grundlagen bei 
Vertragsabschluss

X

18 Schriftliche Kooperationsvereinbarung betreffend die 
jährlichen Marketingbeiträge und Druckkostenzuschüsse 
an ein Weinhandelsunternehmen und die dafür erbrachten 
Werbeleistungen

X

19 Ermittlung eines durchschnittlichen Jahresgesamtbedarfs 
für Betreuung der Informationswebsite und zusätzlicher 
Programmier– und Projektleistungen und Vergabe eines 
Rahmenvertrags über diese Leistungen

X

20 Ausschreibung von Vergaben gemäß BVergG, insbesondere 
Ermittlung des Auftragswerts und Dokumentation der Anzahl 
der Verhandlungsrunden mit verbesserten Angebotspreisen

X

21 Kritische Analyse des Eigenverbrauchs der Österreich Wein 
Marketing GmbH betreffend Werbemittel

X

22 Länderspezifische Dokumentationen im Sinne der 
Verpflichtung zum Nachweis der Durchführung regionaler 
Marketingmaßnahmen

X

FAZIT

Da nach Mitteilung des Landes sowohl die Wein Burgenland als 
auch die ÖWM die wesentlichen Eckpfeiler in der Marketingstra-
tegie sind und dies auch zukünftig weiter sein werden, wurde die 
diesbezügliche Empfehlung des RH umgesetzt. Dies gewährleistet 
nicht nur einen effizienteren Einsatz der zur Verfügung gestellten 
Fördermittel, sondern steigert auch die Wirksamkeit der gesetzten 
Maßnahmen.
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Wirkungsbereiche des Landes Burgenland und  
des Burgenländischen Müllverbands

Burgenländischer Müllverband und Tochterunternehmen 

Reihe Burgenland 2014/7

Die Abfallwirtschaft im Burgenland ist ein Maßstab für eine landes-
weit organisierte Logistik, die zentrale Behandlung und eine einheit-
liche Tarifgestaltung. Abfallsammlung, –behandlung und –entsorgung 
entsprachen dem Stand der Technik.

Sowohl beim Burgenländischen Müllverband als auch bei der Umwelt-
dienst Burgenland GmbH war die wirtschaftliche Entwicklung positiv 
und ermöglichte den Aufbau von Rücklagen. Die Überschüsse waren 
beim Burgenländischen Müllverband in den guten Finanzergebnis-
sen begründet.

Die Rücklagen des Burgenländischen Müllverbands waren mit 
46,13 Mio. EUR sehr hoch. Der darauf Bezug nehmende Investitions-
plan entsprach nicht den tatsächlichen Erfordernissen. 

Für die im Landes–Abfallwirtschaftsplan 2013 vorgesehene Übernahme 
der Abfallsammelstellen der Gemeinden durch den Burgenländischen 
Müllverband fehlten ein umfassendes Konzept sowie legistische und 
organisatorische Vorbereitungen. Die Finanzierung der Übernahme 
könnte durch Auflösung von Teilen der Rücklagen des Burgenlän-
dischen Müllverbands sichergestellt werden.

Die Wirtschaftlichkeit der Mechanisch–biologischen Abfallbehand-
lungsanlage am Standort Oberpullendorf steht wegen der Preisent-
wicklung bei der thermischen Abfallverwertung (Müllverbrennung) 
mittelfristig in Frage.
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Land Burgenland

1 Überarbeitung des mittlerweile 20 Jahre alten 
Burgenländischen Abfallwirtschaftsgesetzes

X

2 Gesetzliche Festlegung des Betriebs der Abfallsammelstellen 
als Verbandsaufgabe

X

Burgenländischer Müllverband

3 Erarbeitung eines mittelfristigen Konzepts für 
Öffentlichkeits arbeit

X

4 Detailliertes Konzept für Übernahme des Betriebs der 
Abfallsammelstellen der Gemeinden

X

5 Abdecken der zur Zeit der Gebarungsüberprüfung 
benötigten Beträge durch vorhandene Rücklagen bis zur 
flächendeckenden Umsetzung dieses Leistungspakets

X

6 Sanierung der Situation hinsichtlich der Zulage über Aus-
gleich der Erhöhungen des Kollektivvertrags und gesetzes-
konforme Vorgangsweise

X

7 Rechtskonformer Zustand hinsichtlich der gewählten 
Betriebs räte und Einrichtung einer Personalvertretung

X

8 Erarbeiten eines realistischen und vollständigen 
Investitionsplans

X

9 Einbeziehung der Überschüsse aus Finanzanlagen in Budget-
planung

X

10 Erarbeitung einer Veranlagungsrichtlinie für Wertpapiere und 
Genehmigung durch zuständige Organe

X

11 Klar definierte Vorgangsweise für die schnelle Reaktion auf 
sich ändernde Gegebenheiten an den Finanzmärkten

X

Umweltdienst Burgenland GmbH

12 Bewertung der stillen Beteiligung und der Beteiligung als 
Kommanditistin nach ihrem Nutzen für die Umweltdienst 
Burgenland GmbH im Vergleich mit anderen Möglichkeiten 
der Kapitalanlage

X

13 Vereinbarungen mit Angestellten im Voraus über exakt 
definierte, messbare Ziele für Leistungsprämien

X

14 Breitere Risikostreuung des Portfolios auf unterschiedliche 
Branchen

X

15 Erarbeitung einer Veranlagungsrichtlinie für Wertpapiere und 
Genehmigung durch zuständige Organe

X

16 Klar definierte Vorgangsweise für die schnelle Reaktion auf 
sich ändernde Gegebenheiten an den Finanzmärkten

X

17 Regelmäßige Evaluierung und gegebenenfalls Anpassung 
des Serviceaufschlags sowie der Verrechnungssätze 
für Rechnungswesen und EDV–Betreuung für den 
Burgenländischen Müllverband

X

18 Beschaffungsvorgänge und Vergaben gemäß 
Bundesvergabegesetz

X

19 Detaillierte und leicht nachvollziehbare Dokumentationen für 
die einzelnen Vergaben

X

20 Erarbeitung von Szenarien für den Fall der mangelnden 
Wirtschaftlichkeit der Mechanisch–biologischen 
Abfallbehandlungsanlage

X
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FAZIT

Das Land Burgenland sagte zu, eine Novelle des Burgenländischen 
Abfallwirtschaftsgesetzes anzustreben.

Bei der Übernahme sämtlicher Sammelstellen durch den Burgenlän-
dischen Müllverband handelt es sich um langfristig angelegte Pla-
nungen. Der Verband sagte daher zu, den Iststand sowie die bau-
lichen und organisatorischen Gegebenheiten aller Sammelstellen 
zu erheben und darauf aufbauend die Abschätzung der finanzi-
ellen Erfordernisse in die Wege zu leiten. Offen blieb hingegen die 
Empfehlung, die bestehende Situation hinsichtlich der Zulage über 
den Ausgleich der Erhöhung des Kollektivvertrages zu sanieren. 
Zwar trat mit Jahresbeginn 2015 das Burgenländische Gemeinde-
bedienstetengesetz 2014 in Kraft, bezüglich der Entlohnung gilt dies 
jedoch nur für neu eintretende Mitarbeiter des Verbandes. Umge-
setzt wurden dagegen Empfehlungen, die künftig dazu beitragen, 
Einnahmen zu sichern oder die Wirtschaftlichkeit sowie die Organi-
sation und Aufgabenerfüllung des Burgenländischen Müllverbandes 
zu verbessern wie z.B. die Erarbeitung eines realistischen Investiti-
onsplanes, einer Veranlagungsrichtlinie für Wertpapiere und einer 
klar definierten Vorgangsweise bei sich ändernden Gegebenheiten 
an den Finanzmärkten. Weiters wurden Ziele und Kontrollgrößen 
im Rahmen des neuen Konzeptes für die Öffentlichkeitsarbeit ein-
geführt sowie der rechtskonforme Zustand hinsichtlich der gewähl-
ten Betriebsräte hergestellt. 

Seitens der Umweltdienst Burgenland GmbH wurde der Nutzen 
bestehender Beteiligungen im Vergleich zu anderen Kapitalanla-
gemöglichkeiten bewertet und aufgrund der Ergebnisse Maßnah-
men zur Steigerung der Wirtschaftlichkeit gesetzt. Zur Verbesse-
rung der Aufgabenerfüllung und der Organisation wurde — analog 
zum Burgenländischen Müllverband — eine Veranlagungsrichtlinie 
für Wertpapiere erarbeitet und eine klar definierten Vorgangsweise 
bei sich ändernden Gegebenheiten an den Finanzmärkten festge-
legt. Ebenso werden nunmehr die Beschaffungsvorgänge und Ver-
gaben gemäß dem Bundesvergabegesetz durchgeführt und die ein-
zelnen Vergaben detailliert und nachvollziehbar dokumentiert. Um 
Einsparungs– und Kostensenkungsmöglichkeiten zu heben, sagte die 
Umweltdienst Burgenland GmbH zu, künftig mit den Angestellten 
im Voraus Vereinbarungen hinsichtlich der Errechnung ihrer Leis-
tungsprämien abzuschließen und verschiedene – dem Burgenlän-
dischen Müllverband in Rechnung gestellte   Aufschläge und Ver-
rechnungssätze im Rechnungswesen und IT–Bereich regelmäßig zu 
evaluieren und gegebenenfalls anzupassen. Offen blieb hingegen die 
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Empfehlung, künftig eine breitere Risikostreuung des Portfolios vor-
zunehmen. Zwar wurden Laufzeiten verringert und das Anleihen–
Portfolio breiter aufgeteilt, dieses enthielt aber nach wie vor fast 
ausschließlich Bankenanleihen anstelle einer Vielfalt von Branchen. 
Die auf die Aspekte der Wirtschaftlichkeit der bestehenden mecha-
nisch–biologischen Abfallbehandlungsanlage abzielende Empfeh-
lung blieb bisher offen, da die Umweltdienst Burgenland GmbH die 
Erarbeitung verschiedener Zukunftsszenarien erst nach dem Vor-
liegen bestimmter Vorgaben auf nationaler Ebene bzw. seitens der 
EU sinnvoll erscheint.
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Wirkungsbereiche der Abwasserverbände Bezirk  
Jennersdorf, Mittleres Burgenland und Seewinkel

Umsetzung der Indirekteinleiterverordnung in  
ausgewählten Abwasserverbänden;  
Follow–up–Überprüfung

Reihe Burgenland 2014/3

Die Abwasserverbände Bezirk Jennersdorf, Mittleres Burgenland und 
Seewinkel setzten die Empfehlungen des RH, die er im Jahr 2011 ver-
öffentlicht hatte — betreffend die Umsetzung der Indirekteinleiterver-
ordnung — überwiegend um.

Der vom Abwasserverband Bezirk Jennersdorf beauftragte externe 
Sachverständige war mit der Erhebung der für den Abschluss der 
Zustimmungserklärungen zur Indirekteinleitung erforderlichen abwas-
serspezifischen Daten tätig. Das Vorhaben des Verbands, mit den als 
Indirekteinleiter klassifizierten Betrieben bis Jahresende 2013 Zustim-
mungserklärungen zur Indirekteinleitung abzuschließen, wurde nicht 
realisiert.

Der Abwasserverband Mittleres Burgenland schloss bereits mit 155 Indi-
rekteinleitern im Verbandsgebiet Zustimmungserklärungen zur Indi-
rekteinleitung ab und verbesserte seine Aufgabenerfüllung u.a. durch 
den Aufbau eines Indirekteinleiterkatasters und der Einrichtung eines 
IT–gestützten Mahnwesens zur Kontrolle der Eigen– und Fremdüber-
wachung. Nicht umgesetzt wurde die Empfehlung des RH, die Erhe-
bung der Indirekteinleiter auf Weinbaubetriebe auszudehnen.

Der Abwasserverband Seewinkel hat die wenigen Empfehlungen des 
Vorberichts, wie u.a. Zustimmungserklärungen auch von den Indi-
rekteinleitern unterzeichnen zu lassen und den Kostensatz für Wein-
baubetriebe für die Erstellung einer Zustimmungserklärung auf das 
Niveau der übrigen Betriebe anzuheben, überwiegend umgesetzt.
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Abwasserverband Bezirk Jennersdorf

1 Fortführung der laufenden Indirekteinleitererhebungen und 
Abschluss durch Unterzeichnung der Zustimmungserklärungen 
zur Indirekteinleitung; Meldung säumiger Indirekteinleiter an 
die BH

X

2 Zeitlich befristete Zustimmungen zur Indirekteinleitung X

3 Ausarbeitung allgemeiner Geschäftsbedingungen für 
Indirekteinleiter

X

4 Schriftliche Reaktion auf Mitteilungen zur beabsichtigten 
Indirekteinleitung und Ausarbeitung eines entsprechenden 
Übereinkommens

X

5 Festlegung einer Pauschale für Bearbeitung von Indirekt ein-
leitermitteilungen nach Erhebung des tatsächlichen Aufwands

X

6 Fortführung und Abschluss des begonnenen Aufbaus des 
Indirekteinleiterkatasters

X

7 Anpassung der Intervalle für die Eigen– und Fremdüber-
wachung an Indirekteinleiterverordnung

X

8 Einrichtung eines IT–gestützten Mahnwesens zur Einforde-
rung der Berichte zur Eigen– und Fremdüberwachung; Ein-
schaltung der Behörde bei Nichtübermittlung

X

9 Einhaltung der Meldepflicht mit vollständigen ein– sowie 
dreijährlichen Berichten zum Indirekteinleiterkataster

X

10 Detaillierte Kostenermittlung der Abwasserreinigung für 
einen Wirtschaftspark; gegebenfalls Anpassung der Beiträge

X

Abwasserverband Mittleres Burgenland

11 Fortführung der laufenden Indirekteinleitererhebungen und 
Abschluss durch Unterzeichnung der Zustimmungserklärungen 
zur Indirekteinleitung; Meldung säumiger Indirekteinleiter 
an BH

X

12 Ausdehnung der Erhebung der Indirekteinleiter auf 
Weinbaubetriebe

X

13 Vervollständigung des Indirekteinleiterkatasters durch 
Aufnahme der als Indirekteinleiter zu klassifizierenden 
Weinbaubetriebe

X

14 Einhaltung der Meldepflicht mit vollständigen ein– sowie 
dreijährlichen Berichten zum Indirekteinleiterkataster

X

15 Ausarbeitung und Umsetzung von Sanierungsprojekten für 
die noch nicht sanierten Abschnitte der Hauptsammler

X

16 Identifizierung der Ortskanalisationen mit großem 
Fremdwasseranfall und Hinwirken auf Mitgliedsgemeinden zur 
Sanierung der schadhaften Kanäle

X

17 Reduzierung des Eintritts von Fremdwasser in die 
Gemeindekanalisation von Kaisersdorf

X

18 Optimierung der Schlammentsorgung in Oberpullendorf X

19 Realisierung der kostengünstigsten Variante aus der 
Variantenstudie zur Anpassung der Abwasserreinigungsanlage 
Deutschkreutz

X
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Abwasserverband Seewinkel

20 Verzicht auf Unterzeichnung der Zustimmungserklärung durch 
die Gemeinden

k.A.

21 Überwachung der Einhaltung der vorgegebenen Grenzwerte 
bei Weinbaubetrieben

X

FAZIT

Zur Verbesserung der Aufgabenerfüllung und der organisatorischen 
Abläufe wurden vom AWV Jennersdorf die Umsetzung verschiedener 
Empfehlungen zugesagt. Dies betraf im Hinblick auf die Indirektein-
leiter u.a. deren laufende Erhebung, den fristgerechten und zeitlich 
begrenzten Abschluss der erforderlichen Zustimmungserklärungen 
sowie in der Folge die Ausarbeitung der entsprechenden Überein-
kommen. Weiters sagte der Verband zu, allgemeine Geschäftsbedin-
gungen auszuarbeiten, die Intervalle der Fremd– und Eigenüberwa-
chung an die Indirekteinleiterverordnung anzupassen, diesbezüglich 
ein IT–gestütztes Mahnwesen einzurichten und der regelmäßigen 
Meldepflicht an den Indirekteinleiterkataster nachzukommen. Der 
RH erachtete es im Sinne der Verursachergerechtigkeit als zweckmä-
ßig, für den Aufwand der Erstellung einer Zustimmungserklärung 
ein Entgelt zu verrechnen. Diese Empfehlung, die zur Verringerung 
des Aufwandes beitragen würde, war seitens des AWV Jennersdorf 
offen geblieben. Auch der — für die erforderlichen Meldungen an 
die Wasserrechtsbehörde — notwendige und bereits begonnene Auf-
bau des Indirekteinleiterkatasters war noch nicht zur Gänze abge-
schlossen worden. Auch der vom RH abgegebenen Empfehlung, die 
Höhe der an einen Wirtschaftspark verrechneten Abwassergebühr 
im Sinne der Verursachergerechtigkeit einer detaillierten Kosten-
ermittlung zu unterziehen und diese gegebenenfalls anzupassen, 
konnte der Verband — obwohl dies zu einer Erhöhung der eigenen 
Einnahmen führen könnte — nicht folgen.

Der AWV Mittleres Burgenland teilte mit, dass die Erhebung der 
Indirekteinleiter und die Unterzeichnung der Zustimmungserklä-
rungen mittlerweile zum Abschluss gebracht worden seien. Weiters 
würden nunmehr säumige Indirekteinleiter an die Wasserrechtsbe-
hörde gemeldet und auch der regelmäßigen und vollständigen Mel-
depflicht nachgekommen. Somit wurden entscheidende Maßnahmen 
zur Verbesserung der eigenen Aufgabenerfüllung und der organi-
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satorischen Abläufe gesetzt. Offen war in diesem Zusammenhang 
jedoch noch die Umsetzung der Empfehlung des RH, die Erhebung 
potentieller Indirekteinleiter auf die ansässigen Weinbaubetriebe 
auszudehnen und den Indirekteinleiterkataster diesbezüglich zu ver-
vollständigen. Auch die Realisierung der kostengünstigsten Variante 
aus der Variantenstudie zur Anpassung der Abwasserreinigungsan-
lage Deutschkreutz war noch offen, aktuell wurde seitens des Ver-
bandes auf eine Stellungnahme der zuständigen Behörde bezüglich 
einer zusätzlichen fachmännischen Begutachtung der Variantenstu-
die gewartet. Im Bereich der Kanalisation und der Anlagen wurde 
die Umsetzung verschiedener Empfehlungen des RH zugesagt bzw. 
damit begonnen. So teilte der Verband z.B. mit, dass zur Reduktion 
des Fremdwasseranfalls bei den noch nicht sanierten Abschnitten des 
Hauptsammlers entsprechende Projekte im Laufen seien, bezüglich 
der Identifizierung schadhafter Kanäle in den Mitgliedsgemeinden 
ein Messkonzept in Ausarbeitung sei und in der Gemeinde Kaiser-
dorf bereits mit baulichen Maßnahmen zur Verbesserung der Situ-
ation begonnen worden sei. Nach erfolgter Umsetzung u.a. dieser 
Empfehlungen ist nach Ansicht des RH sowohl mit einer Kostensen-
kung als auch der Steigerung der Effizienz des Systems zu rechnen.

Hinsichtlich der an den AWV Seewinkel gerichteten Empfehlungen 
war der RH nach wie vor der Ansicht, dass auf eine Unterzeich-
nung der Zustimmungserklärung durch die betreffenden Mitglieds-
gemeinden des Verbandes im Interesse einer raschen Antragsab-
wicklung und der effizienteren Verwaltungsabwicklung verzichtet 
werden könne und eine Information der Standortgemeinden aus-
reichend sei. Dem konnte der Verband nicht folgen, wodurch die 
Umsetzung dieser Empfehlung offen blieb. Zugesagt wurde hinge-
gen vom AWV Seewinkel, die in den Zustimmungserklärungen zur 
Indirekteinleitung vorgegebenen Grenzwerte bei den Weinbaube-
trieben zu überwachen und so auch die eigene Aufgabenerfüllung 
zu verbessern.
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INTERNATIONALER TEIL

Der RH im internationalen Umfeld

Auch 2015 hat der RH der Zusammenarbeit auf internationaler Ebene 
besonderes Augenmerk geschenkt. Denn Probleme wie die Finanz– und 
Wirtschaftskrise machen nicht vor den Landesgrenzen halt und bedür-
fen in einem globalisierten Umfeld gemeinsamer Lösungen. Der Schwer-
punkt lag im Berichtszeitraum insbesondere auf der Stärkung von Rech-
nungshöfen im Rahmen der Agenda 2030 sowie der Durchführung eines 
gemeinsamen Projekts mit der Austrian Development Agency (ADA) zur 
Stärkung der Unabhängigkeit von Rechnungshöfen weltweit.

Seit mehr als 50 Jahren ist das Generalsekretariat der INTOSAI, des unab-
hängigen, autonomen und unpolitischen internationalen Dachverbands 
der Obersten Rechnungskontrollbehörden (ORKB), dem weltweit 192 
derartige Institutionen als Vollmitglieder angehören, im RH angesiedelt. 

Die INTOSAI bietet den Rechnungshöfen seit mehr als 60 Jahren einen 
institutionalisierten Rahmen für Wissenstransfer und Wissensvermeh-
rung zur weltweiten Verbesserung der externen öffentlichen Finanz-
kontrolle, um damit Fachkompetenz, Ansehen und Einfluss der Rech-
nungshöfe in den jeweiligen Staaten zu steigern. Getreu dem Motto 
der INTOSAI, „Experientia mutua omnibus prodest“, gewährleisten der 
Erfahrungsaustausch unter den Mitgliedern und die daraus gewon-
nenen Erkenntnisse die permanente Weiterentwicklung der staatlichen 
Finanzkontrolle. Zentrales Anliegen ist dem RH, den Erfahrungs– und 
Wissensaustausch umfassend zu fördern sowie INTOSAI–Mitglieder 
in strategischen Zielbereichen der INTOSAI zu unterstützen wie etwa 
bei der Bekämpfung der Korruption oder bei der Förderung von Good 
Governance, Transparenz und Nachhaltigkeit.

In Umsetzung der Strategie der INTOSAI wirkt der RH nicht zuletzt 
in seiner Funktion als Generalsekretariat der INTOSAI bei der Umset-
zung der vier strategischen Ziele mit:

1. Rechenschaftspflicht und fachliche Normen;

2. institutioneller Ausbau von Sachkompetenzen;

INTOSAI
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3. Austausch von Wissen und Wissensmanagement;

4. INTOSAI — eine internationale Organisation mit „Vorbildcharakter“.

Dass der RH das Generalsekretariat der INTOSAI leitet, ist eine Auszeich-
nung. Er ist damit erster Ansprechpartner für ORKB weltweit. Der RH als 
Generalsekretariat der INTOSAI tritt für die Interessen der INTOSAI und 
ihrer Mitglieder ein. In dieser Funktion wirkt er nicht nur als Schnitt-
stelle zwischen den Regionalen Arbeitsgruppen, den INTOSAI–Komitees 
sowie den Stakeholdern, sondern setzt insbesondere auch als Impulsgeber 
und Innovator inhaltliche Schwerpunkte und forciert aktuelle Themen. 
So verfolgt das INTOSAI–Generalsekretariat etwa mit großem Einsatz 
das Ziel der Stärkung der Unabhängigkeit der ORKB sowie des Kapa-
zitätsaufbaus von ORKB und arbeitet mit anderen weltweit agierenden 
Partnern wie den Vereinten Nationen (VN) intensiv zusammen. Der RH 
fungiert auch als zentrale Verwaltungsstelle der INTOSAI, führt deren 
Haushalt, berät die Organe der INTOSAI (Kongress, Präsidium, Regionale 
Arbeitsgruppen) und kontrolliert die Einhaltung der Statuten. Darüber 
hinaus organisiert das Generalsekretariat der INTOSAI auch Veranstal-
tungen wie die VN/INTOSAI–Symposien, die insbesondere der Förde-
rung des Kapazitätsaufbaus dienen, und pflegt Beziehungen zu inter-
nationalen Partnerorganisationen.

Zur Förderung des internen Erfahrungsaustausches sind innerhalb der 
INTOSAI Zielkomitees, Arbeitsgruppen und Task Forces zur Erarbei-
tung von Normen für bestimmte Prüfungssachgebiete — wie z.B. Staats-
schulden, IT, Umwelt, Programmevaluierung, Bekämpfung der inter-
nationalen Geldwäsche und Korruption, mineralgewinnende Industrie 
oder Auftragsvergabe — eingerichtet. Durch seine Mitarbeit etwa in 
den Arbeitsgruppen „Staatsschulden“, „Wirtschaftlichkeitsprüfungen“ 
sowie „Bekämpfung der internationalen Geldwäsche und Korruption“ 
trägt der RH maßgeblich dazu bei, gemeinsame Lösungen für aktu-
elle Probleme, denen staatliche Institutionen weltweit gegenüberste-
hen, auszuarbeiten.

2015 stand auch im Zeichen der Erarbeitung eines neuen Strategischen 
Plans der INTOSAI für den Zeitraum 2017–2022. Zu diesem Zweck 
richtete der RH als INTOSAI–Generalsekretariat im November 2014 
und März 2015 zwei Sitzungen der INTOSAI Task Force Strategische 
Planung (TFSP) aus. Dabei konnten mit der Festlegung der Sicherung 
der Unabhängigkeit von ORKB sowie der nachhaltigen Entwicklung 
als zwei inhaltliche Prioritäten die inhaltlichen Weichen für den offi-
ziellen Entwurf des Strategischen Plans gestellt werden. Die Debatten 
umfassten das weite Feld der Unabhängigkeit der ORKB, den INTOSAI–
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Normsetzungsprozess, die Kapazitätsentwicklung für ORKB sowie die 
steigenden globalen Erwartungen an die INTOSAI und ORKB.

Unmittelbar vor der zweiten Sitzung der TFSP 2015 fand vom 2. bis 
4. März 2015 das 23. VN/INTOSAI–Symposium, das in enger Zusam-
menarbeit zwischen dem INTOSAI–Generalsekretariat und der Hauptab-
teilung der Vereinten Nationen für wirtschaftliche und soziale Angele-
genheiten (VN DESA) organisiert wurde, im Vienna International Centre 
statt. Das Thema des Symposiums lautete „Post–2015 Entwicklungs-
agenda der Vereinten Nationen: Rolle der ORKB und Möglichkeiten 
zur Umsetzung nachhaltiger Entwicklung“. Die Schlussfolgerungen 
und Empfehlungen des Symposiums bilden als Leitlinie hinsichtlich 
der Erwartungen, Voraussetzungen und Möglichkeiten für die Arbeit 
von ORKB zur Sicherung nachhaltiger Entwicklung eine bedeutende 
Grundlage für den künftigen Beitrag von ORKB im Rahmen der Agenda 
2030 der VN. (Näheres dazu siehe unter „Agenda 2030 für nachhaltige 
Entwicklung — Stärkung von Rechnungshöfen zur Sicherung nach-
haltiger Entwicklung“)

Ende September 2015 haben die Vereinten Nationen im Rahmen ihres 
70. Gipfels eine umfassende globale Entwicklungsstrategie für die näch-
sten 15 Jahre angenommen. Die Agenda 2030 für nachhaltige Entwick-
lung (vormals „Post–2015 Entwicklungsagenda“) beinhaltet insgesamt 
17 nachhaltige Entwicklungsziele, die den Millenniums–Entwicklungs-
zielen nachfolgen, aber wesentlich weitreichender konzipiert und in 
insgesamt 169 Unterziele aufgegliedert sind. 

Basierend auf einem Auftrag des INTOSAI–Kongresses in Peking im 
Jahr 2013 konnte der RH als Generalsekretariat der INTOSAI im Pro-
zess der Erarbeitung der Agenda 2030 erfolgreich umsetzen, dass die 
Stärkung der Unabhängigkeit von und des Kapazitätsaufbaus für Rech-
nungshöfe als ORKB sowie die Verbesserung des öffentlichen Rech-
nungswesens in dieser wegeweisenden globalen Entwicklungsstrate-
gie für die nächsten 15 Jahre verankert sind. Konkret beinhaltet nicht 
nur Ziel 16 der nachhaltigen Entwicklungsziele den Aufbau leistungs-
fähiger und rechenschaftspflichtiger Institutionen auf allen Ebenen, 
worunter auch und insbesondere Rechnungshöfe inbegriffen sind. 
Darüber hinaus enthält auch das Abschlussdokument der Konferenz 
von Addis Abeba, welches einen integralen Bestandteil der Agenda 
2030 bildet, das ausdrückliche Bekenntnis der Mitgliedstaaten der VN 
zur Stärkung von Rechnungshöfen als unabhängige nationale Auf-
sichtsmechanismen sowie zur Erhöhung von Transparenz und gleich-
berechtigter Beteiligung am Budgetierungsprozess. (Näheres dazu siehe 

Vereinte Nationen – 
Agenda 2030 
für nachhaltige 
Entwicklung 
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unter „Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung — Stärkung von 
Rechnungshöfen zur Sicherung nachhaltiger Entwicklung“)

Die Ergebnisse einer internationalen Umfrage verdeutlichen, dass 40 % 
der ORKB weltweit in ihrer Unabhängigkeit — von einer unzulässigen 
Einmischung der Exekutive in den Budgetierungsprozess über die freie 
Wahl der Prüfungsthemen und Möglichkeit der Veröffentlichung von 
Berichten bis hin zur Personalauswahl etc. — eingeschränkt und mit-
unter sogar stark gefährdet sind.

Vor diesem Hintergrund hat der RH in seiner Funktion als Generalse-
kretariat der INTOSAI in Kooperation mit der Austrian Development 
Agency (ADA) Anfang des Jahres 2015 ein Peer–Review–Projekt zur 
Prüfung der Unabhängigkeit von ORKB ins Leben gerufen. Im Rah-
men dieses Projekts soll 

– in Peer Reviews bei sieben nationalen Rechnungshöfen eine Ana-
lyse zur Umsetzung der acht Prinzipien der Unabhängigkeit nach 
der Deklaration von Mexiko (ISSAI 10) sowie entsprechende nati-
onale Empfehlungen erarbeitet werden, darauf aufbauend

– ein Querschnittsbericht mit Empfehlungen für Maßnahmen auf 
internationaler Ebene,

– ein Bericht zu den im Zusammenhang mit der Durchführung der 
Peer Reviews gewonnenen Erfahrungen (Lessons–learnt Report) ver-
fasst sowie abschließend 

– ein konkreter Maßnahmen– bzw. Handlungsplan für die internati-
onale Gemeinschaft erstellt und im Rahmen einer internationalen 
Konferenz verabschiedet werden.

Im Zuge dessen werden an insgesamt sieben ORKB aus allen sie-
ben INTOSAI–Regionen — Afrika, arabischer Raum, Asien, Karibik, 
Lateinamerika, pazifischer Raum und Nicht–EU–Europa — Peer Reviews 
durchgeführt. Dabei werden Probleme der einzelnen ORKB in Bezug 
auf die Unabhängigkeit, definiert nach den Internationalen Normen 
der Obersten Rechnungskontrollbehörden (ISSAIs), identifiziert und 
Empfehlungen zur Lösung dieser Probleme ausgesprochen werden. 
Die Berichte zu den Peer Reviews sollen für die ORKB effektive Werk-
zeuge sein, um damit Maßnahmen zur Stärkung der Unabhängigkeit 
in die Wege zu leiten, Parlamente, Medien und die Öffentlichkeit über 
den Status ihrer Unabhängigkeit aufzuklären und etwaige Follow–up–

Peer Review Projekt 
zur Stärkung der 
Unabhängigkeit von 
Rechnugshöfen
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Maßnahmen zu induzieren. (Näheres dazu siehe unter „Peer Reviews 
zur Unabhängigkeit“)

Einen wesentlichen Teilbereich des internationalen Tätigkeitsfeldes des 
RH stellt die Zusammenarbeit mit den Rechnungshöfen der EU–Mit-
gliedstaaten sowie dem Europäischen Rechnungshof dar. Primär erfolgt 
diese im Rahmen des Kontaktausschusses, einer Vereinigung der Prä-
sidentinnen und Präsidenten der EU–Rechnungshöfe sowie des Euro-
päischen Rechnungshofs. Das jährliche Treffen des Kontaktausschus-
ses dient dem Erfahrungsaustausch und der Diskussion über aktuelle 
Fragen der öffentlichen Finanzkontrolle der EU–Mittelverwendung. In 
diesem Zusammenhang begleitet der Kontaktausschuss u.a. die Bestre-
bungen der Europäischen Kommission zur Einführung einheitlicher 
Rechnungslegungsstandards. Der RH ist ein starker Befürworter die-
ser Standards und dank der Haushaltsrechtsreform in Österreich ein 
Vorreiter auf diesem Gebiet.

Im Juni 2015 hielt der Kontaktausschuss zudem bei seinem jährlichen 
Treffen fest, dass durch die Einführung des Einheitlichen Aufsichtsme-
chanismus im Rahmen der Bankenunion die Prüfzuständigkeit des Euro-
päischen Rechnungshofs über die Aufsichtstätigkeit der Europäischen 
Zentralbank nicht abschließend geklärt ist. Einige EU–Rechnungshöfe 
sehen darin den Verlust ihrer nationalen Prüfmandate über die Aufsicht 
signifikanter Banken und befürchten das Entstehen einer Prüfungslü-
cke. Der Kontaktausschuss bereitet daher im Jahr 2015 unter dem Vor-
sitz der Rechnungshöfe Niederlande und Deutschland eine koordinierte 
Prüfung zu diesem Thema vor, an der auch der RH teilnimmt.

Der RH ist auch weiterhin bestrebt, die Entwicklung des Kontaktaus-
schusses in Richtung eines flexibleren und vernetzteren Agierens vor-
anzutreiben. Aus diesem Grund führt der Kontaktausschuss auf eine 
Initiative des RH zurückgehend im Jahr 2015 eine Selbstevaluierung 
seiner Prozesse und Aufgaben durch. 

Darüber hinaus begleitet der RH regelmäßig den Europäischen Rech-
nungshof bei seinen Prüfungen in Österreich und ergänzt diese durch 
eigenständige Gebarungsüberprüfungen. Dadurch liefert er einen wert-
vollen Beitrag zur laufenden Qualitätssicherung des EU–Finanzma-
nagements in Österreich und unterstützt gleichzeitig die Tätigkeit und 
Wirkungsweise des Europäischen Rechnungshofs.

Seit dem Frühjahr 2007 legt der RH dem Nationalrat und den Land-
tagen jährlich den EU–Finanzbericht vor. Darin werden aus den vor-
liegenden Statistiken und Veröffentlichungen des Europäischen Rech-

Europäische Union
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nungshofs und der Europäischen Kommission die relevanten Daten 
zur EU–Mittelverwendung in Österreich nach Bundesländern und Pro-
grammen aufgeschlüsselt. Zusätzlich bietet der Bericht eine Übersicht 
über aktuelle Entwicklungen der Finanzkontrolle.

Multilateral ist der RH sowohl im Rahmen des EU Kontaktausschusses 
(siehe oben) als auch des sogenannten „V–4–plus–2–Treffens“ aktiv. 
Bei diesem jährlichen Treffen der Präsidenten der Visegrad–Staaten 
Polen, Slowakei, Tschechische Republik und Ungarn sowie Österreich 
und Slowenien werden in kleinerem Rahmen Erfahrungen ausgetauscht 
und gemeinsame Interessen der externen öffentlichen Finanzkontrolle 
identifiziert. 

Multilateral kooperiert der RH nicht nur mit den Vereinten Nationen 
(siehe oben), sondern auch mit weiteren internationalen Institutionen, 
wie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwick-
lung (OECD), der Interparlamentarischen Union (IPU), dem Institute 
of Internal Auditors (IIA) und der International Federation of Public 
Accountants (IFAC) in aktuellen Fragen der öffentlichen Finanzkon-
trolle. Gemeinsam verfolgen sie die Ziele der weltweiten Förderung 
und nachhaltigen Sicherstellung von Rechenschaftspflicht, Transpa-
renz und Good Governance.

Dabei konnte der RH als INTOSAI Generalsekretariat 2015 insbeson-
dere seine Zusammenarbeit mit der Interparlamentarischen Union wei-
ter intensivieren. Ziel dieser Kooperation ist es, im Rahmen des Post–
2015–Prozesses der Vereinten Nationen gemeinsam für die Erhöhung 
von Transparenz und Rechenschaftspflicht einzutreten. Zu diesem 
Zweck nahm das INTOSAI Generalsekretariat im Oktober 2014 als 
offizieller Beobachter an der Generalsversammlung der IPU sowie im 
Juni 2015 an einem von der IPU organisierten Expertentreffen zum 
Thema „Parliament’s power to hold government to account: Realities 
and perspectives“, welches auch die Zusammenarbeit zwischen Par-
lamenten und ORKB zum Gegenstand hatte, teil. In diesem Rahmen 
signalisierte die IPU jeweils ihre Unterstützung für die Stärkung der 
Rolle von ORKB im Sinne der Transparenz und Rechenschaftspflicht.

Der RH bringt sein national erworbenes Know–how aktiv auf inter-
nationaler Ebene auch bei Prüfungen internationaler Organisationen 
ein, da diese im Wesentlichen durch öffentliche Mittel in Form von 
Beiträgen oder Garantien der Mitgliedstaaten finanziert werden. Dabei 
achtet der RH auf eine gute Führung, auf Rechenschaftspflicht und 
Transparenz. Von besonderem Interesse für den RH sind die Instituti-
onen, bei denen die Republik Österreich Mitglied ist. Es liegt auch im 
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Interesse der internationalen Reputation Österreichs, dass der RH der-
artige Prüfungsmandate erfolgreich ausübt.

So prüfte ein Vertreter des RH im Rahmen seiner Mitwirkung im Rech-
nungsprüfungsausschuss der Europäischen Audiovisuellen Informati-
onsstelle (EAI) im Frühjahr 2015 den Jahresabschluss 2014 am Sitz der 
EAI in Straßburg. Das oberste Organ der EAI nahm den Bericht, der 
auf der Grundlage einer Prüfung der Verrechnungsverfahren sowie von 
stichprobenweisen Prüfungen der Rechnungsunterlagen und Belege 
erstellt wurde, zur Kenntnis und bestätigte diesen.

Bei der Europäischen Verteidigungsagentur endete das Prüfungsmandat 
des österreichischen Mitglieds und seine Funktion als Vorsitzender des 
College of Auditors am 31. Dezember 2014. Dem Ersuchen um Wieder-
kandidatur eines österreichischen Vertreters als Mitglied des College 
of Auditors für den neuen Mandatszeitraum (2015 bis 2017) konnte 
wegen personellen Ressourcenengpasses nicht entsprochen werden. 

Ein Vertreter des RH ist auch als Vertreter der Mitgliedstaaten im Ver-
waltungsrat und Kontrollausschuss des Pensionsfonds der Europä-
ischen Organisation für Flugsicherung (EUROCONTROL) tätig. Dieser 
nahm im Berichtszeitraum an den Sitzungen des Kontrollgremiums in 
Brüssel teil und wirkte auch in Unterausschüssen mit. 

Sein Know–how bringt der RH darüber hinaus im bilateralen, direkten 
Erfahrungsaustausch v.a. mit anderen Rechnungshöfen ein. Im Zen-
trum des Interesses steht dabei regelmäßig die umfassende Expertise 
des RH im Zusammenhang mit Wirtschaftlichkeitsprüfungen bzw. sein 
Prüfprozess sowie die Prüfungs–Support–Leistungen, die internatio-
nal vielfach als Benchmark betrachtet werden. 

Schließlich sind Expertinnen und Experten des RH auch in internatio-
nalen Arbeitsgruppen — etwa zu den Themen „Wirtschaftlichkeitsprü-
fungen“, „Bekämpfung der Geldwäsche und Korruption“ oder „natio-
nale Schlüsselindikatoren“ — vertreten. Durch die Mitarbeit in diesen 
Arbeitsgruppen trägt der RH maßgeblich dazu bei, Wege und Mittel zu 
finden, um sich mit Problemen, mit denen sich staatliche Institutionen 
weltweit konfrontiert sehen, auseinanderzusetzen und diese zu lösen.
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Das internationale Engagement des RH bringt aus mehreren Gründen 
einen deutlichen Mehrwert. So bedeuten die grenzüberschreitende Per-
spektive und die Möglichkeit internationaler Vergleiche gegenüber den 
Kundengruppen der überprüften Stellen und der allgemeinen Vertre-
tungskörper eine neue Dimension von Benchmark–Vergleichen. Darü-
ber hinaus eröffnet sich für den RH unmittelbar die Möglichkeit, Erfah-
rungen im Kerngeschäft des Prüfens und Beratens auf nationaler und 
internationaler Ebene einzubringen und dadurch mitzuhelfen, die 
öffentliche externe Finanzkontrolle weltweit zu stärken.

Gleichzeitig kann der RH auch aus den Erfahrungen der anderen ler-
nen und durch einen externen Vergleich und Wissenstransfer Nut-
zen zur Verbesserung und Sicherung der Qualität der eigenen Aufga-
benerfüllung ziehen.

Schließlich fördert die internationale Vernetzung und Kooperation der 
Rechnungshöfe und ihrer Partnerorganisationen auch die Transpa-
renz der staatlichen Haushalts– und Wirtschaftsführung zum Wohle 
der Bürger, verbessert die Rechenschaftspflicht der Entscheidungsträ-
ger in Verwaltung und Regierung und stärkt somit die Kontrollhoheit.

Insgesamt führt dieser Mehrwert auch zu einem verstärkten Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger sowie der medialen Öffentlichkeit in die 
Tätigkeit der externen öffentlichen Finanzkontrolle und zu einer erhöh-
ten Glaubwürdigkeit der Rechnungshöfe.

Wien, im Dezember 2015

Der Präsident

Dr. Josef Moser

Resümee
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